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13. Wahlperiode 
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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 

1. zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8443- 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

2. zu dem Antrag der Abgeordneten Ulrike Höfken, Michaele Hustedt, 
Steffi Lemke, Egbert Nitsch (Rendsburg), Dr. Jürgen Rochlitz und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8505- 

Umweltorientierte Neuausrichtung des Pflanzenschutzgesetzes 

A. Problem 

1. Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln war bislang auf EU

-

Ebene nicht harmonisiert. Durch die Schaffung des gemeinsamen 
Binnenmarktes ist eine grundsätzliche Notwendigkeit der Anpas-

sung zwischen den Mitgliedstaaten bei den Voraussetzungen für 
das Inverkehrbringen und der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln erforderlich. Die Anpassung soll auf Grund der harmo-
nisierten Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ein langfristiges 

Fundament für gleiche Wettbewerbsbedingungen bei der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln sicherstellen und gleich-
zeitig der Verwirklichung eines allgemein hohen Schutzniveaus 
für Mensch, Tier und Naturhaushalt dienen. 

2. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, mit der Novellie

-

rung des Pflanzenschutzgesetzes die Vermarktung und den Um- 
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gang mit Pestiziden zum Schutz der Kulturpflanzen, der Umwelt 
und der biologischen Vielfalt neu zu regeln. 

B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die EU-Richtlinien in 
innerstaatliches Recht umgesetzt und weiterem Änderungsbedarf 
entsprochen werden. 

Mehrheitliche Annahme im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Die vorgesehenen sachlichen Änderungen des Pflanzenschutzge-
setzes, die auf Grund des Gesetzes zu erlassenden Rechtsverord-
nungen und die mit dem Gesetz umzusetzenden Richtlinien führen 
zu einer Ausweitung der behördlichen Tätigkeit bei Bund und 
Ländern. Der Vollzug des Gesetzes erfordert 45 Stellen bei der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA), 
vier beim Umweltbundesamt (UBA) und neun beim Bundesinstitut 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
(BgVV).  

Der im Bereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bei der BBA erforderliche Personalmehrbedarf 
von 45 Stellen wird durch Setzen von Prioritäten und Umschich-

tung (Zurückstellung bzw. Wegfall anderer Aufgaben) aus dem 
Stellenbestand des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (Kapitel 1010) ausgeglichen. Im Bereich des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-

heit wird der Personalmehrbedarf beim UBA gedeckt durch bis 
zum 31. Dezember 1999 befristete Personalverstärkung. Der im Be-
reich des Bundesministeriums für Gesundheit beim BgVV entste-

hende Bedarf wird durch die Einstellung von drei Aushilfskräften 
sowie durch Umschichtungen und veränderte Prioritätensetzung 
abgedeckt. 

Alle entstehenden Personal- und Sachausgaben werden durch 
Einsparungen in den jeweiligen Einzelplänen der betroffenen 

Ressorts aufgefangen. 

Die Gebühren und Auslagen für die Zulassung von Pflanzen

-

schutzmitteln und für berichterstattende Tätigkeiten sollen durch 
eine umgehende Änderung der Verordnung über Kosten der BBA 
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an die aktuellen Kostenverhältnisse angepaßt und zeitnah fortge-
schrieben werden. 

Die Mehrausgaben der Länder betragen nach vorliegenden Anga-
ben insgesamt 6,2 Mio. DM jährlich. 

E. Sonstige Kosten 
Auswirkungen dieses Gesetzes auf die Systeme der sozialen Si-
cherung sowie auf die Löhne bestehen nicht. 

Zu den Kosten der Wirtschaft haben sich die Pflanzenschutzmittel 
herstellende Industrie sowie die Verbände der landwirtschaft-
lichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Praxis geäußert. 
Nach deren Angaben ergeben sich Mehrkosten von rd. 
123,54 Mio. DM. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 13/8443 - 
in  der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck-
sache 13/8505 - abzulehnen. 

Bonn, den 12. November 1997 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Vorsitzender 

Helmut Lamp 

Berichterstatter 

Dr. Gerald Thalheim 

Berichterstatter 

Ulrike Höfken 

Berichtersstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
- Drucksache 13/8443 - 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes *) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
(BGBl. I S. 1505), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 27. Juni 1994 (BGBl. I  S. 1440), 
wird wie folgt geändert: 

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1. Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehr-

bringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 230 S. 1); 
2. Richtlinie 93/71/EWG der Kommission vom 27. Juli 1993 zur Änderung 

der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl EG Nr. L 221 S. 27); 

3. Richtlinie 94/37/EG der Kommission vom 22. Juli 1994 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 194 S. 65); 

4. Richtlinie 94/79/EG der Kommission vom 21. Dezember 1994 zur Ande

-

rung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 354 S. 16); 

5. Richtlinie 95/35/EG der Kommission vom 14. Juli  1995 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 172 S. 6); 

6. Richtlinie 95/36/EG der Kommission vom 14. Juli  1995 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln (ABl. EG Nr. L 172 S. 8); 

7. Richtlinie 96/12/EG der Kommission vom 8. März 1996 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 65 S. 20); 

8. Richtlinie 96/46/EG der Kommission vom 16. Juli 1996 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 214 S. 18); 

9. Richtlinie 96/68/EG der Kommission vom 21. Oktober 1996 zur Änderung 
der Richtlinie 91/414/EWG des Rates ü ber das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 277 S. 25); 

10. Richtlinie 97/3/EG des Rates vom 20. Januar 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 77/93/EWG über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse (ABl. EG Nr. L 27 S. 30). 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes*) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
(BGBl. I S. 1505), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1440), 
wird wie folgt geändert: 

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1. Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Ju li  1991 über das Inverkehr-

bringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 230 S. 1); 
2. Richtlinie 93/71/EWG der Kommission vom 27. Ju li  1993 zur Änderung 

der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 221 S. 27); 

3. Richtlinie 94/37/EG der Kommission vom 22. Juli  1994 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 194 S. 65); 

4. Richtlinie 94/79/EG der Kommission vom 21. Dezember 1994 zur Ande

-

rung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 354 S. 16); 

5. Richtlinie 95/35/EG der Kommission vom 14. Juli 1995 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 172 S. 6); 

6. Richtlinie 95/36/EG der Kommission vom 14. Ju li  1995 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln (ABl. EG Nr. L 172 S. 8); 

7. Richtlinie 96/12/EG der Kommission vom 8. März 1996 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 65 S. 20); 

8. Richtlinie 96/46/EG der Kommission vom 16. Juli 1996 zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 214 S. 18); 

9. Richtlinie 96/68/EG der Kommission vom 21. Oktober 1996 zur Änderung 
der Richtlinie 91/414/EWG des Rates ü ber das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 277 S. 25); 

10. Richtlinie 97/3/EG des Rates vom 20. Januar 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 77/93/EWG über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse (ABl. EG Nr. L 27 S. 30); 

11. Richtlinie 97/57/EG des Rates vom 22. September 1997 zur Festlegung 
des Anhangs VI der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln (ABl. EG Nr. L 265 S. 87). 

Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. März 
1983 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und techni-
schen Vorschriften (ABI. EG Nr. L 109 S. 8), zuletzt geändert durch die Richtli-
nie 94/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. März 1994 
(ABl. EG Nr. L 100 S. 30), sind beachtet worden. 
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Entwurf 

1. Nach der Eingangsformel wird folgende In-
haltsübersicht eingefügt: 

„Inhaltsübersicht 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

ZWEITER ABSCHNITT 

Pflanzenschutz 

§ 3 Pflanzenschutzmaßnahmen 
§ 4 Pflanzenbeschau 

§ 5 Eilfälle 

DRITTER ABSCHNITT 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

§ 6 Allgemeines 

§ 6 a Besondere Anwendungsvorschriften 
§ 7 Anwendungsverbote 
§ 8 Weitergehende Länderregelungen 
§ 9 Anzeige 

§ 10 Persönliche Anforderungen 
§ 10 a Anwendung zu Versuchszwecken 

VIERTER ABSCHNITT 

Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln 

§ 11 Zulassungsbedürftigkeit 

§ 12 Zulassungsantrag 

§ 13 Verwertung von Erkenntnissen aus Unter-
lagen Dritter 

§ 14 Verwertung von Erkenntnissen aus Versu-
chen mit Wirbeltieren 

§ 14 a Verwertung neuer Erkenntnisse aus Ver-
suchen mit Wirbeltieren 

§ 14 b Nachforderungen 

§ 15 Zulassung 

§ 15 a Neue Erkenntnisse 

§ 15b Zulassung von in anderen Mitgliedstaaten 
zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 

§ 15c Zulassung vor Entscheidung der Europäi-
schen Gemeinschaft 

§ 16 Ende der Zulassung 

§ 16a Widerruf; Rücknahme; Ruhen der Zulas-
sung 

§ 17 Ermächtigung 

§ 18 Genehmigung 

§ 18a Genehmigungsverfahren 

§ 18b Genehmigung im Einzelfall 

§ 18c Geheimhaltung 

§ 19 Meldepflicht  

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. Nach der Eingangsformel wird folgende In-
haltsübersicht eingefügt: 

„Inhaltsübersicht 

ERSTER ABSCHNITT 

unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 

Pflanzenschutz 

§3 unverändert 
§ 4 Maßnahmen gegen die Ein- und Verschlep-

pung von Schadorganismen 
§5 unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln 

§ 11 unverändert 

§12 unverändert 

§ 13 unverändert 

§ 14 unverändert 

§14a unverändert 

§ 14b unverändert 

§15 unverändert 

§15a unverändert 

§ 15b unverändert 

§ 15c unverändert 

§16 unverändert 

§16a unverändert 

§ 16b Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln 

§ 17 unverändert 

§ 18 unverändert 

§ 18a unverändert 

§ 18b unverändert 

§18c unverändert 

§19 unverändert 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§20 unverändert 

§21 unverändert 

§21a unverändert 

§22 unverändert 

§23 unverändert 

§23a unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

unverändert 

SECHSTER ABSCHNITT 

unverändert 

SIEBTER ABSCHNITT 

unverändert 

ACHTER ABSCHNITT 

unverändert 

NEUNTER ABSCHNITT 

unverändert 

Entwurf 

§ 20 Kennzeichnung 

§ 21 Verbotene Angaben 

§ 21a Anzeigepflicht 

§ 22 Abgabe 

§ 23 Ausfuhr 

§ 23 a Getrennte Lagerung 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Pflanzenschutzgeräte 

§ 24 Inverkehrbringen 

§ 25 Erklärung 

§ 26 Pflanzenschutzgeräteliste 

§ 27 Prüfung 

§ 28 Ergebnis der Prüfung 

§ 29 Gebrauchsanleitung 

§ 30 Ermächtigungen 

SECHSTER ABSCHNITT 

Pflanzenstärkungsmittel; Zusatzstoffe; Wirkstoffe 

§ 31 Inverkehrbringen von Pflanzenstärkungs-
mitteln 

§ 31a Aufnahme in die Liste 

§ 31b Prüfung 

§ 31 c Zusatzstoffe 

§ 31 d Verkehr mit Pflanzenschutzmittelwirkstof-
fen 

SIEBTER ABSCHNITT 

Entschädigung; Forderungsübergang 

§ 32 Entschädigung 

§ 32 a Forderungsübergang 

ACHTER ABSCHNITT 

Behörden; Überwachung 

§ 33 Biologische Bundesanstalt 

§ 34 Durchführung in den Ländern 

§ 34 a Behördliche Anordnungen 

§ 35 Mitwirkung von Zollstellen 

§ 36 Einlaßstellen 

§ 37 Kosten 

NEUNTER ABSCHNITT 

Auskunftspflicht; Übermittlung von Daten; 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 38 Auskunftspflicht 

§ 38a Übermittlung von Daten 

§ 38b Außenverkehr 

§ 39 Strafvorschriften 

§ 40 Bußgeldvorschriften 
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Entwurf 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 41 Unberührtheitsklausel 

§ 42 Besondere Vorschriften zur Bekämpfung 
der Reblaus 

§ 43 Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

§ 44 Aufhebung von Vorschriften 

§ 45 Übergangsvorschriften". 

2. § 1 Nr. 3 wird gestrichen. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Worte ,,,sowie der 
Bisam" gestrichen. 

b) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. Pflanzenschutzmittel: Stoffe, die dazu be-
stimmt sind, 

a) Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse vor 
Schadorganismen zu schützen, 

b) Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse vor 
Tieren, Pflanzen oder Mikroorganis-
men zu schützen, die nicht Schadorga-
nismen sind, 

c) die Lebensvorgänge von Pflanzen zu 
beeinflussen, ohne ihrer Ernährung zu 
dienen (Wachstumsregler), 

d) das Keimen von Pflanzenerzeugnissen 
zu hemmen, 

ausgenommen sind Wasser, Düngemittel 
im Sinne des Düngemittelgesetzes und 
Pflanzenstärkungsmittel; als Pflanzen-
schutzmittel gelten auch Stoffe, die dazu 
bestimmt sind, Pflanzen abzutöten oder 
das Wachstum von Pflanzen zu hemmen 
oder zu verhindern, ohne daß diese Stoffe 
unter die Buchstaben a oder c fa llen; ". 

c) Nach Nummer 9 werden folgende Nummern 
eingefügt: 

„9 a. Wirkstoffe: chemische Elemente . oder de-
ren Verbindungen, wie sie natürlich vor-
kommen oder zu gewerblichen Zwecken 
hergestellt werden, einschließlich der 
Verunreinigungen, mit Wirkung auf 

a) Schadorganismen oder 

b) Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse; 

Mikroorganismen einschließlich Viren 
und ähnliche Organismen sowie ihre Be-
standteile sind den chemischen Elemen-
ten gleichgestellt; 

9b. Rückstände: Stoffe in oder auf Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnissen, eßbaren Erzeug-
nissen tierischer Herkunft oder ander-
weitig vorhandene Stoffe, deren Vorhan-
densein von der Anwendung der Pflan-
zenschutzmittel herrührt, einschließlich 
ihrer Metabolite, Abbau- oder Reakti-
onsprodukte;". 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

ZEHNTER ABSCHNITT 

unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

d) Nummer 10 wird wie folgt gefaßt: 

„10. Pflanzenstärkungsmittel: Stoffe, die 

a) ausschließlich dazu bestimmt sind, die 
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen 
gegen Schadorganismen zu erhöhen, 

b) dazu bestimmt sind, Pflanzen vor 
nichtparasitären Beeinträchtigungen 
zu schützen, 

c) für die Anwendung an abgeschnitte-
nen Zierpflanzen außer Anbaumateri-
al bestimmt sind; ". 

e) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„ 13 a. Anwendungsgebiet: bestimmte Pflan-
zen, Pflanzenarten oder Pflanzener-
zeugnisse zusammen mit denjenigen 
Schadorganismen, gegen die die Pflan-
zen und Pflanzenerzeugnisse geschützt 
werden sollen, oder der sonstige Zweck, 
zu dem das Pflanzenschutzmittel ange-
wandt werden soll;". 

f) In Nummer 14 wird das Wort  „Gemeinschaft" 
durch das Wort  „Union" ersetzt. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 4 wird gestrichen. 

bb) Nummer 16 wird wie folgt gefaßt: 

„ 16. Vorschriften zum Schutz von Tieren, 
Pflanzen oder Mikroorganismen 

a) vor ihrer Gefährdung durch Pflan-
zenschutzmittel, Pflanzenschutz-
geräte oder sonstige Geräte und 
Einrichtungen, die im Pflanzen-
schutz benutzt werden, oder 

b) im Hinblick auf ihren Nutzen für 
die Bekämpfung von Schadorga-
nismen 

zu erlassen; ". 

cc) In Nummer 17 wird der Schlußpunkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende 
Worte werden angefügt: 

„dabei kann es die Verwendung von Tie-
ren, Pflanzen oder Mikroorganismen von 
einer Genehmigung abhängig machen 
sowie die Voraussetzungen und das Ver-
fahren hierfür regeln." 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort 
 „Bundesministerien" die Worte „für Arbeit 

und Sozialordnung, " eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „oberste 
Landesbehörden oder" gestrichen. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) Nummer 17 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach dem Wort „über" werden die 
Worte „das Inverkehrbringen und" 
eingefügt. 

bbb) Nach den Worten „zu erlassen" 
werden die Worte „; dabei kann es 
das Inverkehrbringen und die 
Verwendung von Tieren, Pflanzen 
oder Mikroorganismen von einer 
Genehmigung abhängig machen 
sowie die Voraussetzungen und das 
Verfahren hierfür regeln" einge-
fügt. 

b) unverändert 

c) unverändert 
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Entwurf 

5. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden nach dem Wort  „Anwen-
dung „  die Worte „im Einzelfall" eingefügt. 

b) Satz 4 wird gestrichen. 

6. Nach § 6 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

,§ 6a 

Besondere Anwendungsvorschriften 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen einzeln oder 
gemischt mit anderen nur angewandt werden, 
wenn sie zugelassen sind und nur 

1. in den in der Zulassung festgesetzten und in 
der Gebrauchsanleitung angegebenen, in den 
nach § 18 Abs. 1 Satz 1 genehmigten und 
nach § 18a Abs. 4 bekanntgemachten oder in 
den nach § 18b Abs. 1 Satz 1 genehmigten 
Anwendungsgebieten und 

2. entsprechend den in der Zulassung festge-
setzten und in der Gebrauchsanleitung an-
gegebenen oder nach § 18a Abs. 4 bekannt-
gemachten Anwendungsbestimmungen. 

Sie dürfen im Haus- und Kleingartenbereich nur 
angewandt werden, wenn sie mit der Angabe 
„Anwendung im Haus- und Kleingartenbereich 
zulässig" gekennzeichnet sind. 

(2) Für Pflanzenschutzmittel, deren Inverkehr-
bringen oder Einfuhr nach § 11 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 genehmigt worden ist, gilt Absatz 1 Satz 1 
entsprechend. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dürfen 
Pflanzenschutzmittel, deren Zulassung nach § 16 
Abs. 1 oder 2 Satz 1 endet, noch bis zum Ablauf 
des zweiten auf das Ende der Zulassung folgen-
den Jahres angewandt werden. Sie dürfen nicht 
angewandt werden, soweit die Anwendung 
durch Rechtsverordnung auf Grund dieses Ge-
setzes beschränkt ist oder die Biologische Bun-
desanstalt nach Ende der Zulassung durch A ll

-gemeinverfügung festgestellt hat, daß die Vor-
aussetzungen für eine Rücknahme oder einen 
Widerruf vorgelegen hätten. 

(4) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für 

1. Pflanzenschutzmittel, die zu Forschungs-, 
Untersuchungs- und Versuchszwecken (Ver-
suchszwecke) angewandt werden, 

2. Pflanzenschutzmittel, deren Anwendung nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3, 6 und 15 oder nach § 4 Satz 1 
in Verbindung mit Satz 2 Nr. 2 Buchstabe b, 
jeweils in Verbindung mit § 5 Abs. 2, ange-
ordnet worden ist, 

3. Pflanzenschutzmittel, die für landwirtschaft-
liche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische 
Zwecke zur Anwendung im eigenen Bet rieb 
hergestellt werden, soweit dazu nicht Mittel 
verwandt werden, die Stoffe oder Zuberei-
tungen enthalten, die zu gewerblichen Zwek

-

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

4a. Die Überschrift des § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Maßnahmen gegen die Ein- und Verschleppung 
von Schadorganismen". 

5. unverändert 

6. unverändert 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache  13/9074  

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

Entwurf 

ken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftli-
cher Unternehmungen in den Verkehr ge-
bracht oder eingeführt worden sind, 

4. Mittel, die zur Bekämpfung pflanzlicher Mi-
kroorganismen angewandt werden 

a) innerhalb geschlossener Räume oder 
Rohrsysteme in Betrieben und Anlagen, 
die einer gewerbe-, bergbau-, atom- oder 
gesundheitsrechtlichen Aufsicht unterlie-
gen; dies gilt nicht für die Anwendung in 
Räumen, die der Erzeugung von Pflanzen 
oder dem Inverkehrbringen von Pflanzen 
oder Pflanzenerzeugnissen dienen, 

b) in Anlagen des sanitären Bereichs.' 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort  „ Wirtschaft" werden die 
Worte „, für Arbeit und Sozialordnung" 
eingefügt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. den Anbau bestimmter Pflanzenarten 
auf Grundstücken, deren Böden mit 
bestimmten Pflanzenschutzmitteln be-
handelt worden sind, sowie die Ver-
wendung bestimmter dort  gewonnener 
Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse, 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. das Inverkehrbringen, die Einfuhr 
oder die Verwendung von Saatgut, 
Pflanzgut oder Kultursubstraten, die 
bestimmte Pflanzenschutzmittel ent-
halten oder denen bestimmte Pflan-
zenschutzmittel anhaften," 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Das bei 
der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels 
vorgesehene" durch die Worte „Ein mit der 
Zulassung eines Pflanzenschutzmittels festge-
setztes" ersetzt. 

8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. Vorschriften zu erlassen über 

a) die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln in Schutzgebieten nach wasser-
rechtlichen oder naturschutzrechtlichen 
Bestimmungen, 

b) die Einzelheiten der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln an obe rirdischen 
Gewässern oder Küstengewässern oder 

c) die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln, die dazu bestimmt sind, Flä-
chen im Haus- und Kleingartenbereich 
von Pflanzenwuchs freizumachen oder 
freizuhalten, oder" . 

b) Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) den Anbau bestimmter Pflanzenarten auf 
Grundstücken, deren Böden mit bestimm-
ten Pflanzenschutzmitteln behandelt wor-
den sind, sowie die Verwendung be-
stimmter dort  gewonnener Pflanzen oder 
Pflanzenerzeugnisse". 



Drucksache 13/9074 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

Entwurf 

9. In § 9 Satz 1 werden nach dem Wo rt  „anwen-
den" die Worte „oder zu gewerblichen Zwecken 
andere über die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln beraten" eingefügt. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. Pflanzenschutzmittel in einem Bet rieb 

a) der Landwirtschaft einschließlich 
des Gartenbaus oder der Forstwirt-
schaft oder 

b) zum Zwecke des Vorratsschutzes 

anwendet, ". 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ 3. Personen anleitet oder beaufsichtigt, die 
Pflanzenschutzmittel im Rahmen eines 
Ausbildungsverhältnisses anwenden, 
soweit dies zur Ausbildung gehört, ". 

b) In Absatz 3 werden die Sätze 3 und 4 wie 
folgt gefaßt: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 

1. Rechtsverordnungen nach Satz 2 zu erlas-
sen, soweit die Bundesregierung von ihrer 
Befugnis keinen Gebrauch macht, 

2. durch Rechtsverordnung, soweit es zur Er-
füllung der in § 1 genannten Zwecke erfor-
derlich ist, den Anwendungsbereich des Ab-
satzes 1 auf Personen auszudehnen, die 
Pflanzenschutzmittel auf Grundstücken an-
wenden, die im Besitz juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts stehen. 

Die Landesregierungen können diese Befug-
nis durch Rechtsverordnung auf andere Be-
hörden übertragen." 

11. Nach § 10 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 10a 

Anwendung zu Versuchszwecken 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen zu Versuchs-
zwecken nur angewandt werden, wenn die An-
wendung keine schädlichen Auswirkungen auf 
die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf 
Grundwasser sowie keine sonstigen schädlichen 
Auswirkungen, insbesondere auf den Natur-
haushalt, erwarten läßt. Sie dürfen ferner nur 
angewandt werden, wenn der Anwender die 
dafür erforderlichen fachlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachgewiesen hat. Die erforderli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten sind der zu-
ständigen Behörde durch Vorlage der durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 vorgesehenen 
Bescheinigungen nachzuweisen. Im Einzelfall 
kann die zuständige Behörde abweichend von 
Satz 2 auf Antrag die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln zu Versuchszwecken genehmigen, 
sofern dadurch keine schädlichen Auswirkungen 
auf die in Satz 1 genannten Schutzgüter zu er-
warten sind. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für 
Versuche, die von der Biologischen Bundesan-
stalt oder den nach § 34 zuständigen Behörden 
durchgeführt werden. 
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(2) Die zuständige Behörde kann die Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln zu Versuchs-
zwecken ganz oder teilweise untersagen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der-
jenige, der Pflanzenschutzmittel zu Versuchs-
zwecken anwendet, die erforderliche Zuverläs-
sigkeit oder die erforderlichen fachlichen Kennt-
nisse und Fertigkeiten nicht besitzt. 

(3) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für Ar-
beit und Sozialordnung, für Gesundheit und für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Näheres über A rt  und Umfang der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu Ver-
suchszwecken und der erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten sowie das Verfahren 
für deren Nachweis zu regeln." 

12. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wo rt  „dürfen" 
die Worte „in der Formulierung, in der die 
Abgabe an den Anwender vorgesehen 
ist,"  eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 2 wird gestrichen. 

bbb) Nummer 3 wird Nummer 2; in ihrem 
Buchstaben a wird das Wort „ge-
werbe-" gestrichen. 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Pflanzenschutzmittel dürfen ferner nur 
eingeführt werden, wenn der Einführer im 
Inland 

1. wohnt oder niedergelassen ist oder 

2. einen Vertreter mit Wohnsitz oder 
Niederlassung im Inland bestellt  hat."  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Biologische Bundesanstalt kann das 
Inverkehrbringen oder die Einfuhr nicht zuge-
lassener Pflanzenschutzmittel für eine be-
stimmte Menge und für einen Zeitraum von 
höchstens 120 Tagen genehmigen 

1. für Versuchszwecke, 

2. bei Gefahr im Verzuge für die Bekämp-
fung bestimmter Schadorganismen oder 

3. zur Anwendung an Pflanzen oder Pflan-
zenerzeugnissen, die für die Ausfuhr be-
stimmt sind, sofern für diese im Bestim-
mungsland abweichende Anforderungen 
gelten. 

Dabei hat sie die Anwendungsgebiete sowie 
die zum Schutz der Gesundheit von Mensch 
und Tier und die zum Schutz vor sonstigen 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

12. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) entfällt 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Biologische Bundesanstalt kann das 
Inverkehrbringen oder die Einfuhr nicht zu-
gelassener Pflanzenschutzmittel genehmigen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

für eine bestimmte Menge und für einen be-
stimmten Zeitraum, der in den Fällen der 
Nummern 2 und 3 jeweils 120 Tage nicht 
überschreiten darf. 

Dabei hat sie die Anwendungsgebiete sowie 
die zum Schutz der Gesundheit von Mensch 
und Tier und die zum Schutz vor sonstigen 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf 
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den Naturhaushalt, erforderlichen Anwen-
dungsbestimmungen, einschließlich solcher 
über die zur Anwendung berechtigten Perso-
nen, festzusetzen und die erforderlichen Auf-
lagen zu erteilen. Die Genehmigung kann mit 
dem Vorbehalt des Widerrufs verbunden 
werden. Sie kann erneut erteilt werden. Im 
Falle des Satzes 1 Nr. 3 wird die Genehmi-
gung im Benehmen mit dem Bundesinstitut 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin und dem Umweltbundes-
amt erteilt." 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Saatgut, Pflanzgut und Kultursubstrate, die 
Pflanzenschutzmittel enthalten oder denen 
Pflanzenschutzmittel anhaften, dürfen nur in 
den Verkehr gebracht oder eingeführt wer-
den, wenn 

1. die Pflanzenschutzmittel in einem Mit-
gliedstaat zugelassen sind, die Zulas-
sung den Anforderungen des Artikels 4 
Abs. 1 Buchstabe b bis e der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates vom 15. Ju li  1991 
über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln (ABl. EG Nr. L 230 S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung entspricht 
und die Anwendung der Pflanzenschutz-
mittel nicht durch Rechtsverordnung nach 
§ 7 Abs. 1 verboten ist oder 

2. die Biologische Bundesanstalt auf Antrag 
festgestellt hat, daß die Pflanzenschutz-
mittel in ihrer Zusammensetzung und 
Wirkung einem in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Pflanzen-
schutzmittel entsprechen. " 

13. Die §§ 12 bis 19 werden durch folgende Vor-
schriften ersetzt: 

„§ 12 

Zulassungsantrag 

(1) Die Zulassung kann beantragen, wer das 
Pflanzenschutzmittel erstmalig in den Verkehr 
bringen oder einführen wi ll . 

(2) Wer in einem Mitgliedstaat weder Wohnsitz 
noch Niederlassung hat, kann die Zulassung nur 
beantragen, wenn er einen Vertreter mit Wohn-
sitz oder Geschäftsraum im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes beste llt hat. Dieser ist im Zulas-
sungsverfahren zur Vertretung befugt. 

(3) Dem Antrag auf Zulassung sind die zur 
Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen erf or-
derlichen Angaben, Unterlagen und Proben bei-
zufügen. Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Arbeit und Sozialordnung, für Gesundheit und 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Inhalt und Umfang des Antrages 
sowie Art  und Umfang der dem Antrag beizufü-
genden Angaben, Unterlagen und Proben unter Be-
achtung der von der Europäischen Gemeinschaft 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

den Naturhaushalt, erforderlichen Anwen-
dungsbestimmungen, einschließlich solcher 
über die zur Anwendung berechtigten Perso-
nen, festzusetzen und die erforderlichen Auf-
lagen zu erteilen. Die Genehmigung kann mit 
dem Vorbehalt des Widerrufs verbunden 
werden. Sie kann erneut erteilt werden. Im 
Falle des Satzes 1 Nr. 3 wird die Genehmi-
gung im Benehmen mit dem Bundesinstitut 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin und dem Umweltbundes-
amt erteilt. " 

c) unverändert 

 

13. Die §§ 12 bis 19 werden durch folgende Vor-
schriften ersetzt: 

„§ 12 

unverändert 
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erlassenen Bestimmungen über das Inverkehrbrin-
gen von Pflanzenschutzmitteln zu regeln; es kann 
dabei bestimmte Versuchsanstellungen und ihre 
Durchführung einschließlich der zu verwendenden 
Analyseverfahren vorschreiben. 

(4) Soweit es zur unverzüglichen Durchführung 
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
erforderlich ist, kann das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Rechts-
verordnungen nach Absatz 3 Satz 2 ohne Zu-
stimmung des Bundesrates und ohne Einver-
nehmen mit den anderen Bundesministerien er-
lassen; sie treten spätestens sechs Monate nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft. Ihre Geltungs-
dauer kann nur unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 3 Satz 2 verlängert werden. 

§ 13 

Verwertung von Erkenntnissen 
aus Unterlagen Dritter 

(1) Unterlagen, die Anträgen auf Grund des 
§ 12 Abs. 3 beigefügt werden müssen, sind nicht 
erforderlich, soweit der Biologischen Bundesan-
stalt ausreichende Erkenntnisse aus Unterlagen 
eines anderen Antragstellers (Vorantragsteller) 
vorliegen und wenn 

1. der Vorantragsteller deren Verwertung 
schriftlich zugestimmt hat oder 

2. die erstmalige Zulassung des Pflanzenschutz-
mittels des Vorantragstellers, auf das sich die 
beabsichtigte Verwertung bezieht, in einem 
Mitgliedstaat länger als zehn Jahre zurückliegt. 

Ist keiner der in dem Pflanzenschutzmittel ent-
haltenen Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG aufgenommen, so beginnt die 
Zehnjahresfrist nach Satz 1 Nr. 2 mit der erstma-
ligen nach dem 1. Januar  (Einsetzen: Jahres-
zahl des auf die Verkündung dieses Gesetzes fol-
genden Kalenderjahres) durch die Biologische 
Bundesanstalt erteilten Zulassung. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 be-
ginnen die Zehnjahresfristen für Unterlagen, die 
dem Antrag zur Prüfung eines Wirkstoffes bei-
zufügen sind, mit dessen erstmaliger Aufnahme 
in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG. 

(3) Unterlagen, die der Biologischen Bundesan-
stalt nach § 15a Abs. 1 und 2 zur Prüfung eines 
Wirkstoffs vorgelegt worden sind, dürfen zugunsten 
anderer Antragsteller oder Zulassungsinhaber 
(Dritter) nur nach schriftlicher Zustimmung desje-
nigen Vorantragstellers oder Zulassungsinhabers 
verwertet werden, der die Unterlagen vorgelegt hat. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die in Artikel 13 Abs. 3 Buch-
stabe d der Richtlinie 91/414/EWG genannte Ent-
scheidung der Kommission, bei der die Erkenntnisse 
aus diesen Unterlagen erstmalig berücksichtigt 
werden konnten, länger als fünf Jahre zurückliegt. 
Abweichend von Satz 2 dürfen Unterlagen nach 
§ 15a Abs. 1 und 2 nur nach Ablauf der in Absatz 2 
vorgesehenen Frist verwertet werden, wenn diese 
Frist für denselben Wirkstoff zu einem späteren 
Zeitpunkt als die Fünfjahresfrist nach Satz 2 endet. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§13 

Verwertung von Erkenntnissen 
aus Unterlagen Dritter 

(1) Unterlagen, die Anträgen auf Grund des 
§ 12 Abs. 3 beigefügt werden müssen, sind nicht 
erforderlich, soweit der Biologischen Bundesan-
stalt ausreichende Erkenntnisse aus Unterlagen 
eines anderen Antragstellers (Vorantragsteller) 
vorliegen und wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

Ist keiner der in dem Pflanzenschutzmittel ent

-

haltenen Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG aufgenommen, so beginnt die 
Zehnjahresfrist nach Satz 1 Nr. 2 mit der erstma-
ligen nach dem 1. Juli 1998 durch die Biologische 
Bundesanstalt erteilten Zulassung. 

(2)unverändert 

(3)unverändert 
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§ 14 

Verwertung von Erkenntnissen 
aus Versuchen mit Wirbeltieren 

(1) Unterlagen, die Anträgen auf Grund des § 12 
Abs. 3 beigefügt werden müssen, und die Versuche 
mit Wirbeltieren voraussetzen, sind nicht erforder-
lich, soweit der Biologischen Bundesanstalt ausrei-
chende Erkenntnisse aus Unterlagen eines Voran-
tragstellers vorliegen. In diesen Fällen teilt die Bio-
logische Bundesanstalt diesem und dem Antrag-
steller mit, welche Unterlagen eines Vorantragstel-
lers sie zugunsten des Antragstellers zu verwerten 
beabsichtigt, sowie jeweils Name und Anschrift des 
anderen. Satz 2 gilt nicht, wenn die erstmalige Zu-
lassung des Pflanzenschutzmittels des Voran-
tragstellers, auf das sich die beabsichtigte Verwer-
tung bezieht, in einem Mitgliedstaat länger als zehn 
Jahre zurückliegt. § 13 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Der Vorantragsteller kann der Verwertung 
seiner Unterlagen im Falle des Absatzes 1 Satz 1 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung nach Absatz 1 Satz 2 wider- 
sprechen. Im Falle des Widerspruchs ist das Zu-
lassungsverfahren für einen Zeitraum von fünf 
Jahren nach Stellung des Zulassungsantrages, 
längstens jedoch bis zum Ablauf von zehn Jahren 
nach der erstmaligen Zulassung des Pflanzen-
schutzmittels des Vorantragstellers in einem 
Mitgliedstaat, auszusetzen. Ist keiner der im 
Pflanzenschutzmittel enthaltenen Wirkstoffe in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenom-
men, so beginnt die Zehnjahresfrist nach Satz 2 
mit dem in § 13 Abs. 1 Satz 2 genannten Zeit-
punkt, im Falle des § 13 Abs. 2 mit der erstmali-
gen Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG. Würde der Antragsteller 
für die Beibringung eigener Unterlagen einen 
kürzeren als den in den Sätzen 2 oder 3 jeweils 
genannten Zeitraum benötigen, so ist das Zulas-
sungsverfahren nur für diesen Zeitraum auszu-
setzen. Vor Aussetzung des Zulassungsverfah-
rens sind der Antragsteller und der Vorantrag-
steller zu hören. 

(3) Wird das Pflanzenschutzmittel im Falle des 
Absatzes 2 vor Ablauf der sich aus § 13 Abs. 1 
Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, und Ab-
satz 2 ergebenden Zehnjahresfristen unter Ver-
wertung seiner Unterlagen zugelassen, so hat er 
gegen den Antragsteller Anspruch auf eine Ver-
gütung in Höhe von 50 vom Hundert der vom 
Antragsteller durch die Verwertung ersparten 
Aufwendungen. Der Vorantragsteller kann dem 
Antragsteller das Inverkehrbringen des Pflanzen-
schutzmittels untersagen, solange dieser nicht 
die Vergütung gezahlt oder für sie in angemes-
sener Höhe Sicherheit geleistet hat. 

§ 14a 

Verwertung neuer Erkenntnisse 
aus Versuchen mit Wirbeltieren 

(1) Unterlagen, die Versuche mit Wirbel tieren 
voraussetzen und der Biologischen Bundesanstalt 
nach § 15a Abs. 1 und 2 zur Prüfung eines Wirk

-
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§ 14 

unverändert 

§ 14a 

unverändert 
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stoffes vorgelegt worden sind, dürfen zugunsten 
Dritter nur verwertet werden, wenn die Biologi-
sche Bundesanstalt diesen und dem Vorantrag-
steller oder Zulassungsinhaber, der die Unterla-
gen vorgelegt hat, mitgeteilt hat, welche dieser 
Unterlagen sie zugunsten des Dritten zu ver-
werten beabsichtigt, sowie jeweils Name und 
Anschrift des anderen. § 13 Abs. 3 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

(2) Der Vorantragsteller oder Zulassungsinha-
ber, der die Unterlagen vorgelegt hat, kann der 
Verwertung seiner Unterlagen nach Absatz 1 in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung nach Absatz 1 Satz 1 wider-
sprechen. Im Falle des Widerspruchs ist das Zu-
lassungsverfahren für einen Zeitraum von fünf 
Jahren nach Stellung des Zulassungsantrages, 
längstens jedoch bis zum Ablauf des nach § 13 
Abs. 3 Satz 3 vorgesehenen Zeitraums, auszuset-
zen. § 14 Abs. 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(3) Wird das Pflanzenschutzmittel im Falle des 
Absatzes 2 vor Ablauf der sich aus § 13 Abs. 3 Satz 
2 und 3 ergebenden Fristen unter Verwertung der 
Unterlagen des Vorantragstellers oder Zulassungs-
inhabers, der sie vorgelegt hat, zugelassen, so hat er 
gegen den Dritten, zu dessen Gunsten die Unterla-
gen verwertet worden sind, Anspruch auf eine Ver-
gütung in Höhe von 50 vom Hundert der vom Drit-
ten durch die Verwertung ersparten Aufwendun-
gen. Der Vorantragsteller oder Zulassungsinhaber, 
der die Unterlagen vorgelegt hat, kann dem Dritten 
das Inverkehrbringen des Pflanzenschutzmittels 
untersagen, solange dieser nicht die Vergütung ge-
zahlt oder für sie in angemessener Höhe Sicherheit 
geleistet hat. 

§ 14b 

Nachforderungen 

Müssen zum Nachweis der Zulassungsvoraus-
setzungen für bereits zugelassene Pflanzen-
schutzmittel von mehreren Zulassungsinhabern 
inhaltlich gleiche Unterlagen nach § 15a Abs. 1 
nachgefordert werden, so teilt die Biologische 
Bundesanstalt jedem  Zulassungsinhaber mit, 
welche Unterlagen für die weitere Beurteilung 
erforderlich sind, sowie Name und Anschrift der 
übrigen beteiligten Zulassungsinhaber. Die Bio-
logische Bundesanstalt gibt den beteiligten Zu-
lassungsinhabern Gelegenheit, sich innerhalb ei-
ner von ihr zu bestimmenden F rist zu einigen, . 

wer die Unterlagen vorlegt. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, so entscheidet die Biologi-
sche Bundesanstalt nach pflichtgemäßem Ermes-
sen und unterrichtet hiervon unverzüglich alle 
Beteiligten. Diese sind, sofern sie nicht den Wi-
derruf der Zulassung ihres Pflanzenschutzmittels 
beantragen, verpflichtet, sich jeweils mit einem 
der Zahl der beteiligten Zulassungsinhaber ent-
sprechenden Bruchteil an den Aufwendungen für 
die Erstellung der Unterlagen zu beteiligen; sie 
haften als Gesamtschuldner. Die Sätze 1 bis 4 
gelten entsprechend, wenn inhaltlich gleiche 
Unterlagen von mehreren Antragstellern in lau-
fenden Zulassungsverfahren gefordert werden. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 14b 

Nachforderungen 

Müssen zum Nachweis der Zulassungsvorausset-
zungen für bereits zugelassene Pflanzenschutzmittel 
von mehreren Zulassungsinhabern inhaltlich glei-
che Unterlagen, die Versuche mit Wirbel tieren 
voraussetzen, nach § 15a Abs. 1 nachgefordert 
werden, so teilt die Biologische Bundesanstalt jedem 
Zulassungsinhaber mit, welche Unterlagen für die 
weitere Beurteilung erforderlich sind, sowie Name 
und Anschrift der übrigen beteiligten Zulassungsin-
haber. Die Biologische Bundesanstalt gibt den be-
teiligten Zulassungsinhabern Gelegenheit, sich in-
nerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist zu ei-
nigen, wer die Unterlagen vorlegt. Kommt eine Ei-
nigung nicht zustande, so entscheidet die Biologi-
sche Bundesanstalt nach pflichtgemäßem Ermessen 
und unterrichtet hiervon unverzüglich alle Beteilig-
ten. Diese sind, sofern sie nicht den Widerruf der 
Zulassung ihres Pflanzenschutzmittels beantragen, 
verpflichtet, sich jeweils mit einem der Zahl der 
beteiligten Zulassungsinhaber entsprechenden 
Bruchteil an  den Aufwendungen für die Erstellung 
der Unterlagen zu beteiligen; sie haften als Gesamt-
schuldner. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend, 
wenn inhaltlich gleiche Unterlagen von mehreren 
Antragstellern in laufenden Zulassungsverfahren 
gefordert werden. 
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§ 15 

Zulassung 

(1) Die Biologische Bundesanstalt läßt ein 
Pflanzenschutzmittel zu, wenn 

1. der Antrag den auf Grund des § 12 Abs. 3 
Satz 2 oder Abs. 4 oder den nach Absatz 5 
festgesetzten Anforderungen entspricht, 

2. die Wirkstoffe des Pflanzenschutzmittels in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufge-
führt sind, 

3. die Prüfung des Pflanzenschutzmittels ergibt, 
daß das Pflanzenschutzmittel nach dem Stan-
de der wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der Technik bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung oder als Folge 
einer solchen Anwendung 

a) hinreichend wirksam ist, 

b) keine nicht vertretbaren Auswirkungen auf 
die zu schützenden Pflanzen und Pflan-
zenerzeugnisse hat, 

c) bei Wirbeltieren, zu deren Bekämpfung das 
Pflanzenschutzmittel vorgesehen ist, keine 
vermeidbaren Leiden oder Schmerzen ver-
ursacht, 

d) keine schädlichen Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier und auf 
das Grundwasser hat und 

e) keine sonstigen nicht vertretbaren Auswir-
kungen, insbesondere auf den Naturhaus- 
halt, hat, 

4. a) die Wirkstoffe und die für die Gesundheit 
oder den Naturhaushalt bedeutsamen 
Hilfsstoffe und Verunreinigungen des 
Pflanzenschutzmittels nach Art  und Menge 
und 

b) die bei bestimmungsgemäßer und sachge-
rechter Anwendung des Pflanzenschutz-
mittels entstehenden, für die Gesundheit 
von Mensch und Tier und für den Natur-
haushalt bedeutsamen Rückstände 

mit vertretbarem Aufwand zuverlässig be-
stimmt werden können und 

5. das Pflanzenschutzmittel hinreichend lagerfä-
hig ist. 

(2) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
im Rahmen der Zulassung unter Beachtung der in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG festgesetz-
ten Beschränkungen über 

1. die Anwendungsgebiete des Pflanzenschutz-
mittels, 

2. die zum Schutz der Gesundheit von Mensch 
und Tier und die zum Schutz vor sonstigen 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf 
den Naturhaushalt, erforderlichen Anwen-
dungsbestimmungen, einschließlich solcher 
über die zur Anwendung berechtigten Perso-
nen, und 

3. die Eignung des Pflanzenschutzmittels für die 
Anwendung im Haus- und Kleingartenbe-
reich, unter Berücksichtigung insbesondere 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 15 

Zulassung 

(1)unverändert 

(2) unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9074  

Entwurf 

der Eigenschaften der Wirkstoffe, der Dosier-
fähigkeit, der Anwendeform und der Verpak-
kungsgröße. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
über das Vorliegen der Voraussetzungen, jeweils 
in Verbindung mit Absatz 2, 

1. nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und 
Nr. 4 Buchstabe b hinsichtlich der Gesundheit, 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe e hin-
sichtlich der Vermeidung gesundheitlicher 
Schäden durch Belastung des Bodens, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesinstitut für ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
närmedizin, 

2. nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d und e hin-
sichtlich der Vermeidung von Schäden durch 
Belastung des Naturhaushaltes sowie durch 
Abfälle des Pflanzenschutzmittels im Einver-
nehmen mit dem Umweltbundesamt. 

(4) Die Biologische Bundesanstalt verbindet die 
Zulassung unter Beachtung der in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG festgesetzten Beschrän-
kungen mit den Auflagen, die 

1. für die sachgerechte Anwendung sowie 

2. zum Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tier und zum Schutz vor sonstigen schädli-
chen Auswirkungen, insbesondere auf den 
Naturhaushalt, 

erforderlich sind, soweit Regelungen nach Ab-
satz 2 nicht getroffen werden. Ferner verbindet 
die Biologische Bundesanstalt die Zulassung mit 
dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung von Auflagen. 

(5) Die Biologische Bundesanstalt kann vom 
Antragsteller während der Prüfung die Vorlage 
weiterer Angaben, Unterlagen und Proben ver-
langen, soweit dies zum Nachweis der Zulas-
sungsvoraussetzungen erforderlich ist. 

(6) Rechtsbehelfe gegen Auflagen nach Ab-
satz 4 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(7) Die Biologische Bundesanstalt kann, soweit 
dies für den in § 1 Nr. 4 aufgeführten Schutz-
zweck erforderlich ist, durch Auflagen anordnen, 
daß während der Dauer der Zulassung bestimmte 
Erkenntnisse bei der Anwendung des Pflanzen-
schutzmittels gewonnen, gesammelt und ausge-
wertet und ihr die Ergebnisse innerhalb einer be-
stimmten Frist mitgeteilt werden. Auf Verlangen 
sind ihr die entsprechenden Unterlagen und Pro-
ben vorzulegen. 

§ 15a 

Neue Erkenntnisse 

(1) Die Biologische Bundesanstalt kann vom 
Zulassungsinhaber zum Nachweis des fortdau-
ernden Vorliegens der Zulassungsvoraussetzun

-

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(3) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
über das Vorliegen der Voraussetzungen, jeweils 
in Verbindung mit Absatz 2, 

1. unverändert 

2. unverändert 

Ober die Zulassung ist innerhalb einer Frist von 
zwölf Monaten nach Eingang des Antrages und 
der nach § 12 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 sowie 
Abs. 5 vorzulegenden Angaben, Unterlagen und 
Proben zu entscheiden. 

(4)unverändert 

(5)unverändert 

(6)unverändert 

(7)unverändert 

§ 15a 

unverändert 
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gen Angaben, Unterlagen und Proben innerhalb 
bestimmter Fristen nachfordern, soweit neue Er-
kenntnisse eine Überprüfung der Zulassung er-
fordern. 

(2) Der Antragsteller und der Zulassungsinha-
ber haben der Biologischen Bundesanstalt 

1. Änderungen gegenüber den im Zusammen-
hang mit der Antragstellung mitgeteilten An-
gaben und vorgelegten Unterlagen und 

2. neue Erkenntnisse über Auswirkungen des 
Pflanzenschutzmittels auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier sowie auf den Naturhaushalt 

unverzüglich anzuzeigen. Der Anzeige sind die 
Angaben, Unterlagen und Proben beizufügen, aus 
denen sich die Änderungen oder die neuen Er-
kenntnisse ergeben. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt kann den 
Zulassungsinhaber verpflichten, Angaben und 
Unterlagen nach den Absätzen 1 und 2 der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaft und den 
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten 
innerhalb bestimmter Fristen vorzulegen und ihr 
die Vorlage anzuzeigen. 

§ 15b 

Zulassung von in anderen Mitgliedstaaten 
zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 

(1) Die Biologische Bundesanstalt läßt ein Pflan-
zenschutzmittel, das in einem anderen Mitglied-
staat entsprechend den Anforderungen des Arti-
kels 4 der Richtlinie 91/414/EWG zugelassen ist, 
abweichend von § 15 zu, wenn 

1. der Antrag und die Antragsunterlagen den 
nach Absatz 6 festgesetzten Anforderungen 
entsprechen, 

2. die Wirkstoffe des Pflanzenschutzmittels in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufge-
führt sind und 

3. die für die Anwendung des Pflanzenschutz-
mittels im Inland bedeutsamen Verhältnisse, 
insbesondere hinsichtlich 

a) des Pflanzenschutzes sowie der sonstigen 
Belange der Landwirtschaft, einschließlich 
des Gartenbaus, und der Forstwirtschaft, 

b) der Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch, Tier und Grundwasser sowie 

c) der sonstigen Auswirkungen, insbesondere 
auf den Naturhaushalt, 

denen des Mitgliedstaates entsprechen, in 
dem das Pflanzenschutzmittel zugelassen 
worden ist, und deshalb widerleglich ange-
nommen werden kann, daß das Pflanzen-
schutzmittel den Voraussetzungen nach § 15 
Abs. 1 Nr. 3 bis 5 genügt. 

(2) Für Zulassungen nach Absatz 1 gilt § 15 
Abs. 2 entsprechend. Im Rahmen der Entschei-
dung über die Anwendungsgebiete und Anwen-
dungsbestimmungen sind, vorbehaltlich des Ab-
satzes 3, die Anwendungsgebiete und Anwen-
dungsbestimmungen festzusetzen, die denjenigen 
Bestimmungen entsprechen, die bei der Zulas

-

Beschdüsse des 10. Ausschusses 

§ 15b 

Zulassung von in anderen Mitgliedstaaten 
zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 

(1) Die Biologische Bundesanstalt läßt ein Pflan-
zenschutzmittel, das in einem anderen Mitglied-
staat entsprechend den Anforderungen des Arti-
kels 4 der Richtlinie 91/414/EWG zugelassen ist, 
abweichend von § 15 zu, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die für die Anwendung des Pflanzenschutz-
mittels im Inland bedeutsamen Verhältnisse, 
insbesondere hinsichtlich 

a) unverändert 

b) der Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier und auf Grundwasser sowie 

c) unverändert 

denen des Mitgliedstaates entsprechen, in 
dem das Pflanzenschutzmittel zugelassen 
worden ist, und deshalb widerleglich ange-
nommen werden kann, daß das Pflanzen-
schutzmittel den Voraussetzungen nach § 15 
Abs. 1 Nr. 3 bis 5 genügt. 

(2)unverändert 
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sung des Pflanzenschutzmittels in dem anderen 
Mitgliedstaat vorgesehen worden sind. 

(3) Entsprechen die für die Anwendung des Pflan-
zenschutzmittels bedeutsamen Verhältnisse im In-
land nicht vollständig denjenigen in dem Mitglied-
staat, in dem das Pflanzenschutzmittel zugelassen 
worden ist, kann die Biologische Bundesanstalt, so-
weit es zum Ausgleich der Unterschiede der bedeut-
samen Verhältnisse erforderlich ist, abweichend von 
Absatz 2 Satz 2 Anwendungsgebiete ausschließen 
oder einschränken oder andere Anwendungsbe-
stimmungen festsetzen. 

(4) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
über das Vorliegen der Voraussetzungen, jeweils 
in Verbindung mit den Absätzen 2 und 3, 

1. nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b und c hin-
sichtlich der Auswirkungen auf die Gesund-
heit, im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe c 
hinsichtlich der Vermeidung der Auswirkun-
gen auf die Gesundheit durch Belastung des 
Bodens, im Einvernehmen mit dem Bundesin-
stitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin, 

2. nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b und c hin-
sichtlich der Auswirkungen durch Belastung 
des Naturhaushaltes sowie durch Abfälle des 
Pflanzenschutzmittels im Einvernehmen mit 
dem Umweltbundesamt. 

(5) Soweit Regelungen nach Absatz 2 nicht ge-
troffen worden sind, hat die Biologische Bundesan-
stalt die Zulassung mit den Auflagen zu verbinden, 
die denjenigen Bestimmungen entsprechen, die bei 
der Zulassung des Pflanzenschutzmittels in dem an

-deren Mitgliedstaat für die bestimmungsgemäße 
und sachgerechte Anwendung sowie zum Schutz 
der Gesundheit von Mensch und Tier und zum 
Schutz vor sonstigen schädlichen Auswirkungen, 
insbesondere auf den Naturhaushalt, vorgesehen 
worden sind. Absatz 3 gilt für Auflagen entspre-
chend. Die Biologische Bundesanstalt verbindet die 
Zulassung mit dem Vorbehalt der nachträglichen 
Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen. 

(6) Der Antragsteller hat durch geeignete An-
gaben und Unterlagen nachzuweisen, daß das 
Pflanzenschutzmittel in einem Mitgliedstaat zu-
gelassen ist und die für die Anwendung des 
Pflanzenschutzmittels im Inland bedeutsamen 
Verhältnisse nach Absatz 1 Nr. 3 denen in diesem 
Mitgliedstaat entsprechen. Das Bundesministeri-
um für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bun-
desministerien für Arbeit und Sozialordnung, für 
Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Art und Umfang 
der Angaben und Unterlagen zu regeln. 

(7) Soweit eine Entscheidung der Europäischen 
Gemeinschaft nach Artikel 10 Abs. 3 der Richtli-
nie 91/414/EWG die Zulassung eines Pflanzen-
schutzmittels, das in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen ist, vorschreibt, läßt die Biologische 
Bundesanstalt das Pflanzenschutzmittel im Rah-
men des durch die Entscheidung vorgesehenen 
Umfangs zu. 

(3)unverändert 

(4)unverändert 

(5)unverändert 

(6)unverändert 

(7)unverändert 
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(8) § 15 Abs. 5, 6 und 7 und § 15a gelten für 
Zulassungen nach Absatz 1 und 7 entsprechend. 

§ 15c 

Zulassung vor Entscheidung 
der Europäischen Gemeinschaft 

(1) Die Biologische Bundesanstalt kann ein 
Pflanzenschutzmittel abweichend von § 15 Abs. 1 
Nr. 2 bis 5 und Abs. 3 für einen Zeitraum von 
höchstens drei Jahren zulassen, wenn 

1. das Pflanzenschutzmittel einen Wirkstoff ent-
hält, über dessen Aufnahme in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG noch nicht entschieden 
worden ist und 

2. keine Anhaltspunkte vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß 

a) das Pflanzenschutzmittel bei bestimmungs-
gemäßer und sachgerechter Anwendung 
oder als Folge einer solchen Anwendung 

aa) nicht hinreichend wirksam ist, 

bb) nicht vertretbare Auswirkungen auf 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse hat, 

cc) bei Wirbeltieren, zu deren Bekämpfung 
das Pflanzenschutzmittel vorgesehen 
ist, vermeidbare Leiden oder Schmer-
zen verursacht, 

dd) schädliche Auswirkungen auf die Ge-
sundheit von Mensch und Tier und auf 
das Grundwasser hat und 

ee) sonstige nicht vertretbare Auswirkun-
gen, insbesondere auf den Naturhaus-
halt, hat, 

b) aa) die Wirkstoffe und die für die Gesund-
heit oder den Naturhaushalt bedeut-
samen Hilfsstoffe und Verunreinigun-
gen des Pflanzenschutzmittels nach A rt 

 und Menge und 

bb) die bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung des Pflan-
zenschutzmittels entstehenden, für die 
Gesundheit von Mensch und Tier und 
für den Naturhaushalt bedeutsamen 
Rückstände 

nicht mit vertretbarem Aufwand zuverläs-
sig bestimmt werden können und 

c) das Pflanzenschutzmittel nicht hinreichend 
lagerfähig ist. 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und 4 bis 7 und § 15a 
Abs. 2 und 3 gelten für Zulassungen nach Satz 1 
entsprechend. 

(2) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
über das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 in Verbindung mit 

1. § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und Nr. 4 
Buchstabe b und Abs. 2 hinsichtlich der Ge-
sundheit, im Falle des § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buch-
stabe e und Abs. 2 hinsichtlich der Vermei-
dung gesundheitlicher Schäden durch Bela-
stung des Bodens, im Einvernehmen mit dem 

§ 15c 

unverändert 
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Ende der Zulassung 

§ 16 

unverändert 

§ 16a 

Widerruf; Rücknahme; Ruhen der Zulassung 

(1)unverändert 
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Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz und Veterinärmedizin, 

2. § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und Abs. 
2 hinsichtlich der Vermeidung von Schäden 
durch Belastung des Naturhaushaltes sowie 
durch Abfälle des Pflanzenschutzmittels im 
Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt kann die 
Zulassung nach Absatz 1 nach Maßgabe einer 
Entscheidung der Europäischen Gemeinschaft 
nach Artikel 8 Abs. 1 Satz 5 der Richtlinie 
91/414/EWG auf Antrag bis zu dem Zeitpunkt 
verlängern, an dem die Entscheidung über die 
Zulassung des Pflanzenschutzmittels nach § 15 
getroffen wird. 

(1) Zulassungen nach den § § 15 und 15b enden 
zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem sie 
erteilt worden sind; sie können erneut erteilt wer-
den. Im Einzelfall kann die Biologische Bundesan-
stalt eine kürzere Zulassungsdauer festsetzen. 
Zulassungen nach § 15b Abs. 1 und 7 dürfen ab-
weichend von Satz 1 nur bis zu dem Zeitpunkt 
erteilt werden, an dem die Zulassung in dem Mit-
gliedstaat endet, auf die sich der Antragsteller zur 
Begründung der Voraussetzungen nach § 15b 
Abs. 1 bezogen hat. 

(2) Ist über einen Antrag auf erneute Zulassung 
nicht entschieden worden, bevor eine nach den 
§ § 15 und 15b erteilte Zulassung endet, so kann 
die Biologische Bundesanstalt die Zulassung auf 
Antrag bis zu dem Zeitpunkt verlängern, an dem 
die Entscheidung über die erneute Zulassung ge-
troffen wird. Eine Verlängerung der Zulassung 
setzt voraus, daß 

1. die erneute Zulassung höchstens drei Jahre 
und spätestens ein Jahr vor Ablauf der Zulas-
sung beantragt worden ist, 

2. der Antrag auf erneute Zulassung den festge-
setzten Anforderungen entspricht und 

3. keine Anhaltspunkte vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß das Pflanzenschutzmittel die Vor-
aussetzungen nach § 15 Abs. i Nr. 3 bis 5 
nicht erfüllt. 

i 16a 

Widerruf; Rücknahme; Ruhen der Zulassung 

(1) Zulassungen können außer in den Fä llen des 
I  49 Abs. 2 Satz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes widerrufen werden, wenn 

1. der Inhaber der Zulassung es beantragt oder, 
2. vorbehaltlich des Absatzes 2, eine der Voraus-

setzungen für die Zulassung nachträglich 
weggefallen ist. 

(2) Zulassungen sind zu widerrufen, wenn eine 
der Voraussetzungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 5, 
i 15b Abs. 1 Nr. 2 und 3 oder § 15c Abs. 1 Nr. 2 
nachträglich weggefallen ist. 

(2)unverändert 
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(3) Zulassungen nach § 15c Abs. 1 sind zu wi-
derrufen, wenn die Europäische Gemeinschaft 
entschieden hat, den im Pflanzenschutzmittel 
enthaltenen Wirkstoff nicht in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufzunehmen oder die 
Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I in der je-
weils geltenden Fassung mit einer Beschränkung 
nach Artikel 5 Abs. 4 der Richtlinie 91/414/EWG 
versehen hat, die der Zulassung entgegensteht. In 
diesem Fall  besteht kein Anspruch auf Ausgleich 
eines Vermögensnachteils. 

(4) Zulassungen sind zurückzunehmen, wenn 
der Antragsteller die Zulassung 

1. durch arglistige Täuschung, Drohung oder Be-
stechung oder 

2. vorsätzlich oder grob fahrlässig durch Anga-
ben, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 
oder unvollständig waren, 

erwirkt hat. Im übrigen bleibt § 48 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes unberührt. 

(5) Die Biologische Bundesanstalt kann, auch in 
den Fällen der Absätze 2 und 4, an Stelle der 
Rücknahme oder des Widerrufs bis zur Beseiti-
gung der Rücknahme- oder Widerrufsgründe das 
Ruhen der Zulassung für einen bestimmten Zeit-
raum anordnen. 

(6) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und des 
Absatzes 2 gilt § 49 Abs. 6 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes entsprechend. 

(7) Nach Beendigung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels ist dessen Rückgabe an den 
Zulassungsinhaber, den Einführer oder dessen 
Vertreter oder einen von diesen beauftragten 
Dritten zulässig. Die zuständige Behörde soll die 
Rückgabe anordnen, wenn die Biologische Bun-
desanstalt die Zulassung zurückgenommen, wi-
derrufen oder nach Ablauf der Zulassung festge-
stellt hat, daß die Voraussetzungen für eine Rück-
nahme oder einen Widerruf vorgelegen hätten. 
Der Zulassungsinhaber, der Einführer und dessen 
Vertreter sind in den Fällen des Satzes 2 zur un-
verzüglichen Annahme zurückgegebener Pflan-
zenschutzmittel verpflichtet. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(3)unverändert 

(4)unverändert 

(5)unverändert 

(6)unverändert 

(7) entfällt 

§ 16b 

Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Nach Beendigung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels ist dessen Rückgabe an 

1. den Zulassungsinhaber, 

2. den Einführer oder dessen Vertreter oder 

an einen von diesen beauftragten Dritten zuläs-
sig. 

(2) Die zuständige Behörde soll die Rückgabe 
anordnen, wenn die Biologische Bundesanstalt 
die Zulassung zurückgenommen, widerrufen 
oder nach Ablauf der Zulassung festgestellt hat, 
daß die Voraussetzungen für eine Rücknahme 
oder einen Widerruf vorgelegen hätten. Der Zu-
lassungsinhaber, der Einführer und dessen Ver-
treter sind im Falle des Satzes 1 zur unverzügli-
chen Annahme zurückgegebener Pflanzen-
schutzmittel verpflichtet. 
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§ 17 

Ermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Ge-
sundheit und für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates 

1. unter Beachtung der von der Europäischen 
Gemeinschaft erlassenen Bestimmungen über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit-
teln die näheren Einzelheiten über die Voraus-
setzungen einer Zulassung nach § 15 Abs. 1 
Nr. 3 bis 5, § 15b Abs. 1 Nr. 3 oder § 15c 
Abs. 1 Nr. 2, 

2. das Verfahren der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln sowie, 

3. soweit es zur Erfüllung der in § 1 genannten 
Zwecke erforderlich ist, die Voraussetzungen 
und das Verfahren der Anerkennung von Ein-
richtungen, die die Wirksamkeit von Pflanzen-
schutzmitteln zur Erstellung der Angaben und 
Unterlagen für die Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln untersuchen, 

zu regeln. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, so-
weit es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwek-
ke erforderlich ist, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
vorzuschreiben, daß Pflanzenschutzmittel in oder 
aus Staaten, die nicht Mitgliedstaaten sind, nur 
über bestimmte Zollstellen eingeführt oder aus-
geführt werden dürfen. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(3) Im Falle der Rücknahme oder eines Wider-
rufs nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 5 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes oder nach § 16a 
Abs. 2 ist ferner die Rückgabe an einen Betrieb, 
der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen Zwek-
ken in den Verkehr bringt, zulässig. Ordnet die 
zuständige Behörde in einem solchen Fall die 
Rückgabe an, so ist dieser Betrieb zur unverzüg-
lichen Annahme zurückgegebener Pflanzen-
schutzmittel verpflichtet. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft, für Gesundheit und für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Einzelheiten der Rückgabe und der Rück-
nahme zu regeln und zu bestimmen, wer die Ko-
sten für die Rückgabe oder die Rücknahme zu 
tragen hat. 

(5) Die Biologische Bundesanstalt teilt den zu-
ständigen Behörden die Gründe für die Rück-
nahme, den Widerruf oder die Feststellung mit, 
daß die Voraussetzungen für eine Rücknahme 
oder einen Widerruf vorgelegen hätten. 

§ 17 

unverändert 
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(3) Die Biologische Bundesanstalt macht im 
Bundesanzeiger bekannt: 

1. die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln und 
zugleich den Zeitpunkt, an dem die Zulassung 
endet, 

2. die Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen 
der Zulassung und 

3. Allgemeinverfügungen nach § 6a Abs. 3 Satz 2. 

§ 18 

Genehmigung 

(1) Die Biologische Bundesanstalt genehmigt 
auf Antrag die Anwendung eines zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels in einem anderen als den 
mit der Zulassung festgesetzten Anwendungsge-
bieten, wenn 

1. an der Anwendung ein öffentliches Interesse 
besteht, 

2. die zum Nachweis der Genehmigungsvoraus-
setzungen nach Nummer 4 erforderlichen An-
gaben und Unterlagen vorgelegt worden sind, 

3. Kenntnisse vorliegen, daß das Pflanzen-
schutzmittel in den beantragten Anwen-
dungsgebieten wirkt und keine nicht vertret-
baren Auswirkungen auf die zu schützenden 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse hat, 

4. die Prüfung ergibt, daß bei bestimmungsge-
mäßer und sachgerechter Anwendung oder als 
Folge einer solchen Anwendung die Anforde-
rungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c 
bis e erfüllt werden und 

5. die Anwendung vorgesehen ist 

a) an Pflanzen, die nur in geringfügigem 
Umfang angebaut werden oder deren An-
bau von geringfügiger Bedeutung ist, 

b) an Pflanzenerzeugnissen, deren Gewin-
nung von geringfügiger Bedeutung ist, 

c) gegen Schadorganismen, die nur gelegent-
lich oder in bestimmten Gebieten erheb-
liche Schäden verursachen, oder 

d) in anderen Fällen in lediglich geringfügiger 
Menge. 

Unterlagen nach Satz 1 Nr. 2 sind nicht erforder-
lich, soweit der Biologischen Bundesanstalt aus-
reichende Erkenntnisse für die Prüfung nach Satz 
1 Nr. 4 vorliegen. 

(2) Auf Genehmigungen nach Absatz 1 sind 
§ 15 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 4 und 6 und § 15a Abs. 2 
Satz 1 anzuwenden. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
über das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 in Verbindung mit 

1. § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und Abs. 
2 Nr. 2 hinsichtlich der Gesundheit, im Falle 
des § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e und Abs. 2 
Nr. 2 hinsichtlich der Vermeidung gesund-
heitlicher Schäden durch Belastung des Bo-
dens, im Einvernehmen mit dem Bundesinsti-
tut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin, 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 18 

unverändert 
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2. § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und Abs. 
2 Nr. 2 hinsichtlich der Vermeidung von Schä-
den durch Belastung des Naturhaushaltes so-
wie durch Abfälle des Pflanzenschutzmittels 
im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt. 

(4) Die Genehmigung gilt nur 

1. für die Dauer der Zulassung und soweit die 
Zulassung nicht ruht und 

2. für die Anwendung in Betrieben der Landwirt-
schaft, einschließlich des Gartenbaus, und der 
Forstwirtschaft. 

§ 6a Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 18a 

Genehmigungsverfahren 

(1) Die Genehmigung können, außer dem Zu-
lassungsinhaber, beantragen: 

i. derjenige, der Pflanzenschutzmittel zu gewerb-
lichen Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirt-
schaftlicher Unternehmungen in einem Bet rieb 
der Landwirtschaft, einschließlich des Garten-
baus, oder der Forstwirtschaft anwendet, 

2. juristische Personen, deren Mitglieder Perso-
nen nach Nummer i sind, oder 

3. amtliche und wissenschaftliche Einrichtungen, 
die in den Bereichen Landwirtschaft, ein-
schließlich des Gartenbaus, oder Forstwirt-
schaft tätig sind. 

(2) Ist der Antragsteller nicht der Zulassungs-
inhaber, so ist vor der Entscheidung über die 
Genehmigung der Zulassungsinhaber zu hören. 
Wendet dieser gegen die Erteilung der Genehmi-
gung ein, daß das Pflanzenschutzmittel in dem 
beantragten Anwendungsgebiet nur unzurei-
chend wirkt oder unvertretbare Schäden an den 
zu schützenden Pflanzen oder Pflanzenerzeugnis-
sen verursacht, darf die Biologische Bundesanstalt 
die Genehmigung nur erteilen, soweit die Ein-
wände des Zulassungsinhabers nachweislich un-
begründet sind. 

(3) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Ge-
sundheit und für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates das Genehmigungs-
verfahren, insbesondere A rt  und Umfang der An-
gaben und Unterlagen nach § 18 Abs. i Satz 1 
Nr. 2, näher zu bestimmen. 

(4) Die Biologische Bundesanstalt macht die 
Genehmigung und deren Inhalt sowie die Rück-
nahme oder den Widerruf der Genehmigung im 
Bundesanzeiger bekannt. 

§ 18b 

Genehmigung im Einzelfall 

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag im 
Einzelfall die Anwendung eines zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels in einem anderen als den 

§ 18a 

unverändert 

§ 18b 

unverändert 
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mit der Zulassung festgesetzten Anwendungsge-
bieten genehmigen, wenn 

1. die Anwendung vorgesehen ist 

a) an Pflanzen, die nur in geringfügigem 
Umfang angebaut werden, oder 

b) gegen Schadorganismen, die nur in be-
stimmten Gebieten erhebliche Schäden 
verursachen, 

und 

2. die vorgesehene Anwendung derjenigen in 
einem mit der Zulassung festgesetzten An-
wendungsgebiet entspricht. 

§ 18a Abs. 1 Nr. 1 und 2 gilt entsprechend. 

(2) Eine Genehmigung nach Absatz 1 zum 
Zwecke der Anwendung des Pflanzenschutzmit-
tels an Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen, aus 
denen Lebensmittel gewonnen werden können, 
darf nur erteilt werden, wenn 

1. für die bei bestimmungsgemäßer und sachge-
rechter Anwendung jeweils zu erwartenden 
Rückstände des Pflanzenschutzmittels in oder 
auf Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft eine 
Höchstmenge nach der Rückstands-Höchst-
mengenverordnung vom 1. September 1994 
(BGBl. I S. 2299) in der jeweils geltenden Fas-
sung festgesetzt worden ist, und 

2. die aus diesen Pflanzen oder Pflanzenerzeug-
nissen gewonnenen Lebensmittel nur in ge-
ringfügigem Umfang zur täglichen durch-
schnittlichen Verzehrsmenge beitragen. 

(3) Vor Erteilung der Genehmigung ist der Bio-
logischen Bundesanstalt Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 

(4) Die Genehmigung ist mit 

1. den erforderlichen Auflagen zum Schutz der  Ge-
sundheit  von Mensch und Tier und zum Schutz 
vor sonstigen schädlichen Auswirkungen, insbe-
sondere auf den Naturhaushalt, sowie 

2. dem Vorbehalt des Widerrufs 

zu verbinden. Die Genehmigung ist zu befristen. 
§ 18 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend. 

§ 18c 

Geheimhaltung 

(1) Angaben, die ein Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnis darstellen oder enthalten, dürfen von 
der Biologischen Bundesanstalt nicht offenbart 
werden, soweit der Antragsteller oder der Zulas-
sungsinhaber die Angaben als geheimhaltungs-
bedürftig kenntlich gemacht hat. Satz 1 gilt nicht, 
wenn die Biologische Bundesanstalt unter Be-
rücksichtigung des Geheimhaltungsinteresses der 
Beteiligten ein überwiegendes öffentliches Inter-
esse an der Offenbarung feststellt. Die §§ 13 bis 
14 b bleiben unberührt . 

(2) Nicht unter das Bet riebs- und Geschäftsge-
heimnis nach Absatz 1 fa llen: 

1. die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels 
sowie Name und Anschrift des Zulassungs-
inhabers, 

§ 18c 

unverändert 
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2. die Angabe der Wirkstoffe nach A rt  und Menge, 

3. die physikalisch-chemischen Angaben zum 
Pflanzenschutzmittel und zum Wirkstoff, 

4. die Zusammenfassung der Ergebnisse der 
Untersuchungen und Versuche zur Wirk-
samkeit und zu den Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier sowie den 
sonstigen Auswirkungen, insbesondere auf 
den Naturhaushalt, 

5. Angaben zu Vorsichtsmaßnahmen sowie So-
fortmaßnahmen bei Unfällen, 

6. Analyseverfahren zur Bestimmung der Wirk-
stoffe, Hilfsstoffe, Verunreinigungen und Rück-
stände nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 und § 15c Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b, 

7. Angaben über Verfahren zur sachgerechten 
Beseitigung oder Neutralisierung des Pflan-
zenschutzmittels, dessen Behältnis oder Ver-
packung sowie des Wirkstoffs. 

(3) Antragsteller und Zulassungsinhaber haben 
der Biologischen Bundesanstalt unverzüglich die 
von ihnen veranlaßte Veröffentlichung derjenigen 
Angaben und Unterlagen mitzuteilen, die sie zu-
vor nach Absatz 1 Satz 1 als geheimhaltungsbe-
dürftig kenntlich gemacht haben. 

§ 19 

Meldepflicht 

(1) Jährlich bis zum 31. März haben der Biologi-
schen Bundesanstalt für das vorangegangene 
Kalenderjahr zu melden 

1. der Hersteller von Pflanzenschutzmitteln, 

2. derjenige, der ein Pflanzenschutzmittel erst-
mals in den Verkehr gebracht hat, und 

3. bei der Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln 
derjenige, der die Ware in den freien Verkehr 
überführt oder überführen läßt, 

Art  und Menge der von ihm an Empfänger mit 
Wohnsitz oder Sitz im Inland abgegebenen oder 
ausgeführten Pflanzenschutzmittel und der je-
weils in ihnen enthaltenen Wirkstoffe. Die Mel-
dung hat für jedes Pflanzenschutzmittel getrennt 
und unter Angabe der Bezeichnung zu erfolgen. 
Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, so-
weit Pflanzenschutzmittel auf Grund einer Ge-
nehmigung nach § 11 Abs. 2 abgegeben werden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft, für Gesundheit und für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, näheres über Inhalt und Form der 
Meldungen zu regeln." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§19 

Meldepflicht 

(1)unverändert 

(2)unverändert 

(3) Die Biologische Bundesanstalt unterrichtet 
die zuständigen Behörden der Länder über die 
Ergebnisse der Meldungen." 
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14. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden durch folgende 
Absätze ersetzt: 

,(1) Die Vorschriften der §.§.  13 bis 15 des 
Chemikaliengesetzes über die Kennzeichnung 
sind 

1. auf das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln, die keine Stoffe oder Zube-
reitungen im Sinne des § 3 Nr. 1 oder 4 des 
Chemikaliengesetzes sind, 

2. auf das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln durch Vertriebsunternehmer sowie 

3. auf die Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln 

entsprechend anzuwenden. 

(2) Pflanzenschutzmittel dürfen nur in den 
Verkehr gebracht oder eingeführt werden, 
wenn zusätzlich zu der Kennzeichnung nach 
den §§ 13 und 14 des Chemikaliengesetzes auf 
den Behältnissen und abgabefertigen Packun-
gen in deutscher Sprache und in deutlich 
sichtbarer, leicht lesbarer Schrift unverwisch-
bar angegeben sind: 

1. die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, 

2. die Zulassungsnummer, 

3. der Name und die Anschrift des Zulassungs-
inhabers und desjenigen, der das Pflanzen-
schutzmittel zur Abgabe an den Anwender 
verpackt und kennzeichnet, soweit dieser 
nicht der Zulassungsinhaber ist, 

4. die Wirkstoffe nach A rt  und Menge, 

5. das Verfallsdatum bei Pflanzenschutzmit-
teln mit längstens zweijähriger Haltbarkeit, 

6. die Gebrauchsanleitung 

a) mit den nach § 15 Abs. 2, § 15b Abs. 2 
und 3, auch in Verbindung mit § 15 
Abs. 2, oder § 15c Abs. 1 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 15 Abs. 2 festgesetzten 
Anwendungsgebieten und Anwen-
dungsbestimmungen, 

b) entsprechend den Auflagen nach § 15 
Abs. 4 Satz 1, § 15b Abs. 5 Satz 1 und 2, 
auch in Verbindung mit Abs. 3, oder 
§ 15c Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 4 Satz 1, 

c) mit der Angabe „Anwendung im Haus-
und Kleingartenbereich zulässig", so- 
weit die Biologische Bundesanstalt die 
Eignung nach § 15 Abs. 2 Nr. 3, auch in 
Verbindung mit § 15b Abs. 2 Satz 1 und 
§ 15c Abs. 1 Satz 2, mit der Zulassung 
festgestellt hat, 

7. nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 7 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 erlassene Verbote oder Beschrän-
kungen. 

(3) In die Gebrauchsanleitung sind die von 
der Biologischen Bundesanstalt festgesetzten 
Anwendungsgebiete und Anwendungsbe-
stimmungen unter der Überschrift: „Von der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

14. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden durch folgende 
Absätze ersetzt: 

(1)unverändert 

(2)unverändert 

(3)unverändert 
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Forstwirtschaft festgesetzte Anwendungs-
gebiete und -bestimmungen" deutlich ge-
trennt von den übrigen Angaben und Auf-
schriften aufzunehmen.' 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; in ihm 
wird Satz 2 gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; er wird 
wie folgt gefaßt: 

„ (5) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien 
für Arbeit und Sozialordnung, für Gesundheit 
und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates 

1. soweit es zur Erfüllung der in § 1 genann-
ten Zwecke erforderlich ist, 

a) den Inhalt der Angaben nach Absatz 2 
näher zu bestimmen, 

b) vorzuschreiben, daß zusätzlich zu den 
Angaben nach den Absätzen 1 bis 3 auf 
Behältnissen und abgabefertigen Pak-
kungen bestimmte weitere Angaben 
anzubringen sind und ihren Inhalt fest-
zulegen, 

c) Art  und Form der Kennzeichnung näher 
zu regeln, 

d) die Verwendung bestimmter Behältnis-
se, Packungen oder Verpackungs-
materialien vorzuschreiben sowie die 
Schließung der Behältnisse oder Pak-
kungen einschließlich der Verschlußsi-
cherung zu regeln, 

e) für das Inverkehrbringen von Kultur-
substraten, die Pflanzenschutzmittel 
enthalten oder denen Pflanzenschutz-
mittel anhaften, eine bestimmte Kenn-
zeichnung vorzuschreiben; 

2. soweit dadurch die in § 1 genannten 
Zwecke nicht beeinträchtigt werden vorzu-
sehen, daß Angaben nach den Absätzen 1 
bis 3 sowie Angaben, die auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach Nummer 1 Buch-
stabe a, b und e anzubringen sind, auf ei-
ner das Behältnis oder die Packung be-
gleitenden Packungsbeilage enthalten sein 
können; in diesen Fällen ist auf den Behält-
nissen und abgabefertigen Packungen auf 
die Packungsbeilage hinzuweisen." 

15. § 21 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Beim Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln zu gewerblichen Zwecken oder im Rah-
men sonstiger wirtschaftlicher Unternehmungen 
oder in der Werbung für Pflanzenschutzmittel 
dürfen keine Angaben verwendet werden, die 
darauf hindeuten, daß diese Mittel in größerer 
Menge, in höherer Konzentration, zu anderer Zeit 
oder unter Einhaltung kürzerer Wartezeiten an- 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(3a) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht hin-
sichtlich der Einfuhr eines Pflanzenschutz-
mittels durch den Hersteller oder Vertriebs-
unternehmer.' 

b) unverändert 

c) unverändert 

15. unverändert 
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gewandt werden können, als sich aus der Ge-
brauchsanleitung oder einer im Bundesanzeiger 
nach § 18a Abs. 4 bekanntgemachten Genehmi-
gung ergibt." 

16. Nach § 21 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 21a 

Anzeigepflicht 

Wer Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirtschaft-
licher Unternehmungen in den Verkehr bringen 
oder zu gewerblichen Zwecken einführen wi ll , 
hat dies der für den Betriebssitz und den Ort der 
Tätigkeit, im Falle der Einfuhr der für den Be-
triebssitz oder die Niederlassung zuständigen Be-
hörde vor Aufnahme der Tätigkeit anzuzeigen. 
Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die näheren Vorschriften über 
die Anzeige und das Anzeigeverfahren zu erlas-
sen. Sie können diese Befugnis durch Rechtsver-
ordnung auf andere Behörden übertragen." 

17. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „im Ein-
zelhandel" gestrichen. 

b) Die Absätze 1 und 2 werden durch folgende 
Absätze ersetzt: 

„ (1) Pflanzenschutzmittel dürfen nicht durch 
Automaten oder durch andere Formen der 
Selbstbedienung in den Verkehr gebracht 
werden. Die Vorschriften über die Abgabe . 

gefährlicher Stoffe oder Zubereitungen, die 
auf Grund des § 17 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und c des Chemikaliengesetzes erlassen wor-
den sind, gelten für die Abgabe von Pflanzen-
schutzmitteln entsprechend. 

(2) Bei der Abgabe im Einzel- und Versand-
handel haben der Gewerbetreibende und 
derjenige, der für ihn Pflanzenschutzmittel 
abgibt, den Erwerber über die Anwendung 
des Pflanzenschutzmittels, insbesondere über 
Verbote und Beschränkungen zu unterrichten. 

(3) Das Feilhalten und die Abgabe von 
Pflanzenschutzmitteln im Einzel- oder Ver-
sandhandel ist von der zuständigen Behörde 
ganz oder teilweise zu untersagen, wenn Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Gewerbetreibende oder derjenige, der für ihn 
Pflanzenschutzmittel abgibt, nicht die erfor-
derliche Zuverlässigkeit und die für eine sach-
gerechte Unterrichtung des Erwerbers über 
die Anwendung der Pflanzenschutzmittel und 
die damit verbundenen Gefahren erforderli-
chen fachlichen Kenntnisse hat." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

18. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„Pflanzenschutzmittel dürfen gewerbsmä-
ßig oder im Rahmen sonstiger wirtschaft-
licher Unternehmen" durch die Worte 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

16. unverändert 

17.unverändert 

18. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) unverändert 
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„Soweit nicht Regelungen in anderen 
Rechtsvorschriften getroffen worden sind, 
dürfen Pflanzenschutzmittel zu gewerbli-
chen Zwecken oder im Rahmen sonstiger 
wirtschaftlicher Unternehmungen in ande-
re als Mitgliedstaaten" ersetzt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. auf den Behältnissen und abgabeferti-
gen Packungen in deutlich sichtbarer, 
leicht lesbarer Schrift unverwischbar 
die Bezeichnung des Pflanzenschutz-
mittels, die Wirkstoffe nach A rt  und 
Menge und das Verfallsdatum bei 
Pflanzenschutzmitteln mit längstens 
zweijähriger Haltbarkeit angegeben 
sind und". 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden nach dem Wo rt 
 „nicht" die Worte „nach den Vor-

schriften dieses Gesetzes" eingefügt. 

bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. nicht nach § 20 Abs. 2 Nr. 2, 6 
und 7 und Abs. 3 gekennzeichnet 
sind oder". 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „ § 20 Abs. 4 
Nr. 2" durch die Angabe „ § 20 Abs. 5 
Nr. 1 Buchstabe e" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
soweit dies 

1. zur Durchführung von Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder 

2. zur Abwehr erheblicher, auf andere Weise 
nicht zu behebender Gefahren für die Ge-
sundheit von Mensch oder Tier oder son-
stiger Gefahren, insbesondere für den Na-
turhaushalt, 

erforderlich ist, im Einvernehmen mit den 
Bundesministerien für Wirtschaft, für Arbeit 
und Sozialordnung, für Gesundheit, für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates die Ausfuhr be-
stimmter Pflanzenschutzmittel oder von Pflan-
zenschutzmitteln mit bestimmten Stoffen in 
Staaten außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft zu verbieten. § 5 Abs. 1 gilt entspre-
chend." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

bbb)unverändert 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Im übrigen sind bei der Ausfuhr interna-
tionale Vereinbarungen, insbesondere der 
Verhaltenskodex für das Inverkehrbrin-
gen und die Anwendung von Pflanzen-
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmit-
teln der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, zu berücksichtigen." 

b) unverändert 

c) unverändert 
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19. Nach § 23 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 23a 

Getrennte Lagerung 

Lebensmittel oder Futtermittel, die für die 
Ausfuhr bestimmt sind und die mit Pflanzen-
schutzmitteln behandelt worden sind, deren In-
verkehrbringen oder Einfuhr nach § 11 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 genehmigt worden ist, sind von den 
für das Inverkehrbringen im Inland bestimmten 
Lebensmitteln und Futtermitteln getrennt zu hal-
ten und entsprechend kennt lich zu machen." 

20. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden ein Semikolon und 
das Wort  „Einfuhr" angefügt. 

b) Nach den Worten „in den Verkehr gebracht" 
werden die Worte „oder eingeführt" einge-
fügt. 

21. In § 25 Abs. 1 werden 

a) nach dem Wort  „Inverkehrbringen" die Worte 
„oder der erstmaligen Einfuhr" eingefügt und 

b) die Worte „der Einführer" durch die Worte 
„derjenige, der das Pflanzenschutzgerät erst-
malig zu gewerblichen Zwecken einführt," er-
setzt. 

22. § 29 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Beim Inverkehrbringen eines Pflanzenschutz-
gerätes ist die Gebrauchsanleitung in deutscher 
Sprache mitzuliefern." 

23. In § 30 Abs. 1 Nr. 1 werden die Buchstaben b 
und c wie folgt gefaßt: 

„b) Verfügungsberechtigte und Besitzer zu ver-
pflichten, im Gebrauch befindliche Pflanzen-
schutzgeräte prüfen zu lassen, 

c) die Verwendung von Pflanzenschutzgeräten 
zu verbieten, die den in einer Rechtsverord-
nung nach Buchstabe a festgesetzten Anfor-
derungen nicht entsprechen oder nicht nach 
Buchstabe b geprüft sind,". 

24. In der Überschrift des Sechsten Abschnitts wer-
den nach dem Wort  „Pflanzenstärkungsmittel" 
ein Semikolon und die Worte „Zusatzstoffe; Wirk-
stoffe" angefügt. 

25. § 31 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 31 

Inverkehrbringen von Pflanzenstärkungsmitteln 

(1) Pflanzenstärkungsmittel dürfen nur in den 
Verkehr gebracht werden, wenn sie 

1. bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung oder als Folge einer solchen An-
wendung keine schädlichen Auswirkungen, 
insbesondere auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier, das Grundwasser und den Natur-
haushalt, haben, 

2. in eine Liste der Biologischen Bundesanstalt 
über Pflanzenstärkungsmittel aufgenommen 
worden sind und 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. § 29 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Einfuhr und beim Inverkehrbringen 
eines Pflanzenschutzgerätes ist die Gebrauchs-
anleitung in deutscher Sprache mitzuliefern." 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. § 31 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

,§ 31 

Inverkehrbringen von Pflanzenstärkungsmitteln 

(1) Pflanzenstärkungsmittel dürfen nur in den 
Verkehr gebracht werden, wenn sie 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. auf den Behältnissen, äußeren Umhüllungen 
oder Packungsbeilagen mit den Angaben nach 
§ 31a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 und der Listen-
nummer versehen sind. 

(2) Für die Abgabe von Pflanzenstärkungsmit-
teln gilt § 22 Abs. 1 entsprechend. 

§ 31a 

Aufnahme in die Liste 

(1) Pflanzenstärkungsmittel werden in die Liste 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 2 aufgenommen, wenn der 
Hersteller, Vertriebsunternehmer oder Einführer 
die Aufnahme beantragt. Der Antrag muß ent-
halten: 

1. den Namen und die Anschrift des Antragstel-
lers, 

2. die Bezeichnung des Pflanzenstärkungsmit-
tels, 

3. Angaben über die Zusammensetzung nach A rt 
 und Menge mit den gebräuchlichen wissen-

schaftlichen Bezeichnungen, 

4. Angaben über die Wirkungsweise, 

5. die Gebrauchsanleitung und 

6. die für die Behältnisse und äußeren Umhül-
lungen oder für die Packungsbeilagen vorge-
sehene Kennzeichnung. 

Mit dem Antrag ist ferner zu erklären, daß das 
Pflanzenstärkungsmittel den Anforderungen nach 
§ 31 Abs. 1 Nr. 1 entspricht. Das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
den Bundesministerien für Wirtschaft, für Arbeit 
und Sozialordnung, für Gesundheit und für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates das Verfahren der Aufnahme in die Liste 
über Pflanzenstärkungsmittel, insbesondere Inhalt 
und Form des Antrags, zu regeln. 

(2) Die Biologische Bundesanstalt kann, sofern 
die ihr vorgelegten Angaben und Unterlagen zu 
Bedenken Anlaß geben, ob das Pflanzenstär-
kungsmittel den Anforderungen nach § 31 Abs. 1 
Nr. 1 entspricht, vom Antragsteller die Vorlage 
der für eine Prüfung des Pflanzenstärkungsmittels 
erforderlichen Unterlagen und Proben verlangen. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt entscheidet 
innerhalb von vier Monaten nach Eingang des 
Antrages über die Aufnahme in die Liste über 
Pflanzenstärkungsmittel. Sie trifft ihre Entschei-
dung hinsichtlich möglicher schädlicher Auswir-
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
im Benehmen mit dem Bundesinstitut für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedi-
zin sowie hinsichtlich möglicher schädlicher Aus-
wirkungen auf den Naturhaushalt im Benehmen 
mit dem Umweltbundesamt. Verlangt die Biologi-
sche Bundesanstalt Unterlagen oder Proben nach 
Absatz 2, bevor das Pflanzenstärkungsmittel in 
die Liste aufgenommen worden ist, entscheidet 
sie innerhalb von vier Monaten nach Eingang der 
Unterlagen oder Proben. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

3. auf den Behältnissen und äußeren Umhüllun-
gen oder Packungsbeilagen mit den Angaben 
nach § 31a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5, der 
Angabe „Pflanzenstärkungsmittel" und der 
Listennummer versehen sind. 

(2)unverändert 

§ 31a 

unverändert 
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(4) Ergibt sich aus den Unterlagen oder Proben, 
daß ein Pflanzenstärkungsmittel den Anforderun-
gen nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 nicht entspricht, so 
lehnt die Biologische Bundesanstalt die Aufnahme 
des Pflanzenstärkungsmittels in die Liste ab. 

(5) Der Antragsteller hat der Biologischen Bun-
desanstalt Änderungen gegenüber den Angaben 
und Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 und Ab-
satz 2 unverzüglich anzuzeigen. 

§ 31b 

Prüfung 

(1) Die Biologische Bundesanstalt kann Pflan-
zenstärkungsmittel, auch nach Aufnahme in die 
Liste, daraufhin prüfen, ob sie den Anforderungen 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 entsprechen. Sie hat mit 
Vorrang die Pflanzenstärkungsmittel zu prüfen, 
für die der Antrag, die ihm beigefügten Angaben 
oder die Unterlagen und Proben nach § 31a 
Abs. 2 zu Bedenken Anlaß geben, ob das Pflan-
zenstärkungsmittel den Anforderungen nach § 31 
Abs. 1 Nr. 1 entspricht. 

(2) Ergibt eine nachträgliche Prüfung, daß ein 
in die Liste aufgenommenes Pflanzenstärkungs-
mittel den Anforderungen nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 
nicht entspricht, so streicht die Biologische Bun-
desanstalt das Pflanzenstärkungsmittel aus der 
Liste. In diesem Fall ist die Rückgabe des Pflan-
zenstärkungsmittels an den Hersteller oder einen 
von ihm beauftragten Dritten zulässig. 

(3) Die Biologische Bundesanstalt macht die 
Aufnahme in die Liste über Pflanzenstärkungs-
mittel und das Streichen aus der Liste im Bundes-
anzeiger bekannt. 

§ 31c 

Zusatzstoffe 

(1) Stoffe, die dazu bestimmt sind, Pflanzen-
schutzmitteln zugesetzt zu werden, um ihre Ei-
genschaften oder Wirkungen zu verändern (Zu-
satzstoffe), ausgenommen Wasser und Dünge-
mittel im Sinne des Düngemittelgesetzes, dürfen 
in der Formulierung, in der die Abgabe an den 
Anwender vorgesehen ist, nur in den Verkehr 
gebracht werden, wenn sie die Anforderungen 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 erfüllen und in eine Liste 
der Biologischen Bundesanstalt über Zusatzstoffe 
aufgenommen worden sind. 

(2) Für Zusatzstoffe gelten die Vorschriften über 
Pflanzenstärkungsmittel entsprechend. Das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit den Bundesministerien für Wirtschaft, für Ar-
beit und Sozialordnung, für Gesundheit und für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren der Aufnahme in die 
Liste über Zusatzstoffe, insbesondere Inhalt und 
Form des Antrags, zu regeln. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 31b 

unverändert 

§ 31c 

unverändert 
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§31d 

Verkehr mit Pflanzenschutzmittelwirkstoffen 

(1) Wirkstoffe, die zur Herstellung von Pflan-
zenschutzmitteln oder zur Verwendung als Pflan-
zenschutzmittel bestimmt sind, dürfen nur in den 
Verkehr gebracht oder eingeführt werden, wenn 

1. die Wirkstoffe nach den §§ 13 bis 15 des Che-
mikaliengesetzes eingestuft, verpackt und ge-
kennzeichnet sind und 

2. den Mitgliedstaaten und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft die nach Anhang II 

 der Richtlinie 91/414/EWG erforderlichen An-
gaben und Unterlagen unter Beifügung einer 
Erklärung vorgelegt worden sind, daß der Wirk-
stoff zur Verwendung in Pflanzenschutzmitteln 
oder zur Anwendung als Pflanzenschutzmitel 
bestimmt ist; dies gilt nicht für Wirkstoffe, die zu 
Versuchszwecken in den Verkehr gebracht oder 
eingeführt werden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, so-
weit es zur Erfüllung der in § 1 genannten Zwek-
ke erforderlich ist, im Einvernehmen mit den 
Bundesministerien für Wirtschaft, für Arbeit und 
Sozialordnung, für Gesundheit und für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Verfahren der Vorlage, insbesondere A rt  und 
Umfang der Unterlagen regeln." 

26. Die Überschrift des Siebenten Abschnitts wird 
wie folgt gefaßt: 

„Siebter Abschnitt 

Entschädigung; Forderungsübergang". 

27. § 32 erhält folgende Überschrift: 

„§ 32 

Entschädigung". 

28. Nach § 32 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 32a 

Forderungsübergang 

Leisten die Länder eine Entschädigung nach 
§ 32 Abs. 1 oder 2 oder gewähren sie einen Aus-
gleich aus Anlaß behördlich angeordneter Maß-
nahmen zur Bekämpfung oder Verhinderung der 
Verschleppung von Schadorganismen, können die 
Landesregierungen, soweit es zur Durchführung 
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
erforderlich ist, durch Rechtsverordnung vor-
schreiben, daß Forderungen auf Schadensersatz 
oder Entschädigung eines Entschädigungs- oder 
Ausgleichsberechtigten, die ihm gegen Dritte zu-
stehen, auf die Europäische Gemeinschaft in  HO-
he  der anteiligen Finanzierung der Erstschädigung 
oder des Ausgleichs durch diese übergehen. Dar-
über hinaus kann in der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 vorgesehen werden, daß die Forderungen 
im übrigen ganz oder teilweise auf das Land 
übergehen. Nähere Einzelheiten des Forderungs-
übergangs können in der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 geregelt werden." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 31d 

unverändert 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. Nach § 32 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 32a 

Forderungsübergang 

Wird eine Entschädigung nach § 32 Abs. 1 
oder 2 geleistet oder ein Ausgleich aus Anlaß be-
hördlich angeordneter Maßnahmen zur Bekämp-
fung oder Verhinderung der Verschleppung von 
Schadorganismen gewährt und beteiligt sich die 
Europäische Gemeinschaft an der Entschädigung 
oder dem Ausgleich, kann das Bundesministeri-
um für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
soweit es zur Durchführung von Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates vorschreiben, daß Forderungen auf Ent-
schädigung oder Schadensersatz eines Entschädi-
gungs- oder Ausgleichsberechtigten, die ihm ge-
gen Dritte zustehen, auf die Europäische Gemein-
schaft in Höhe der anteiligen Finanzierung der 
Entschädigung oder des Ausgleichs an diese 
übergehen. Nähere Einzelheiten des Forderungs-
übergangs und ein Forderungsübergang im üb-
rigen auf die Länder, insbesondere Umfang und 
Verfahren, können in der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 geregelt werden."  
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29. In der Überschrift des Achten Abschnitts werden 
nach dem Wort  „Behörden" ein Semikolon und 
das Wort  „Überwachung" angefügt. 

30. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Angabe 
„ § § 7, 17, 19, 30 Abs. 1 und 38a Abs. 2 
Satz 2" durch die Angabe „ § § 7, 17 Abs. 1, 
§ 18a Abs. 3, is  19 Abs. 2, § 30 Abs. 1, 
§ 31a Abs. 1 Satz 4, § 31c Abs. 2 Satz 2, 
§ 31d Abs. 2 und § 38b Satz 2" ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wo rt 
 „Pflanzenschutzmittel" die Worte „und in 

die jeweilige Liste aufgenommener Pflan-
zenstärkungsmittel und Zusatzstoffe" an-
gefügt. 

cc) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. die Prüfung und die Entwicklung von 
Verfahren des Pflanzenschutzes sowie 
die Mitwirkung beim Schließen von 
Bekämpfungslücken,". 

dd) Der Schlußpunkt wird durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummern werden 
angefügt: 

„ 10. Mitwirkung bei der Bekanntmachung 
der Liste nach § 10c des Bundes-
Seuchengesetzes, 

11. Prüfung von Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffen nach den von der Euro-
päischen Gemeinschaft erlassenen 
Bestimmungen." 

b) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Stoffe, die zur Anwendung im Pflanzen-
bau bestimmt, aber keine Pflanzen-
schutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel 
oder Zusatzstoffe sind," 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden 

aaa) nach dem Wort  „Klimaverhältnisse" 
die Worte „und den Haus- und 
Kleingartenbereich" eingefügt und 

bbb) der Schlußpunkt durch ein Semiko-
lon ersetzt und folgende Worte an-
gefügt: 

„Prüfungsergebnisse aus der Praxis 
des Pflanzenschutzes können ver-
wertet werden. " 

bb) Satz 2 wird durch folgenden Satz ersetzt: 
„In der Beschreibenden Pflanzenschutz

-

liste ist der Zeitpunkt anzugeben, an dem 
die Zulassung der Pflanzenschutzmittel 
endet." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

29.unverändert 

30. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Biologische Bundesanstalt veröffent-
licht eine beschreibende Liste 

1. der zugelassenen Pflanzenschutzmittel mit 
Angaben über die für die Anwendung der 
Pflanzenschutzmittel wichtigen Merkmale 
und Eigenschaften, insbesondere die Eig-
nung der Pflanzenschutzmittel für be-
stimmte Anwendungsgebiete, Boden und 
Klimaverhältnisse und den Haus- und 
Kleingartenbereich, sowie den Zeitpunkt, 
an dem die Zulassung der Pflanzenschutz-
mittel endet; 

2. der in die Pflanzenschutzgeräteliste ein-
getragenen Pflanzenschutzgeräte mit An-
gaben über die für die Verwendung der 
Pflanzenschutzgeräte wichtigen Merkmale 
und Eigenschaften; 

3. der in die jeweilige Liste eingetragenen 
Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe. 

Prüfungsergebnisse aus der Praxis des Pflan

-

zenschutzes können verwertet werden." 
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d) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „ § 15" 
durch die Angabe „§§  15, 15 b oder 15c" 
ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird durch folgende Num-
mern ersetzt: 

„2. vor der Entscheidung über die Ge -
nehmigung nach § 18, 

3. vor der Rücknahme oder dem Wider-
ruf einer Zulassung oder Genehmi-
gung außer bei Gefahr im Verzuge." 

e) In Absatz 6 werden nach dem Wo rt  „Bun-
desministerien" die Worte „für Arbeit und So-
zialordnung," eingefügt. 

31. § 34 Abs. 2 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, Pflan-
zenschutzgeräten, Verfahren des Pflanzen-
schutzes, der Resistenz von Pflanzenarten so-
wie die Mitwirkung beim Schließen von Be-
kämpfungslücken, ". 

32. Nach § 34 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 34 a  

Behördliche Anordnungen 

Die zuständige Landesbehörde kann im Ein-
zelfall die Anordnungen treffen, die zur Be-
seitigung festgestellter oder zur Verhütung künf-
tiger Verstöße gegen dieses Gesetz oder gegen 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen notwendig sind. Sie kann insbe-
sondere untersagen: 

1. die Anwendung eines Pflanzenschutzmittels 
zur Verhütung von Verstößen gegen § 6 
Abs. 2 oder § 6a oder 

2. das Inverkehrbringen eines Pflanzenschutz-
mittels oder eines Pflanzenschutzgerätes, 
wenn die erforderliche Zulassung oder Ge-
nehmigung nicht vorliegt oder die erforder-
liche Aufnahme in die Pflanzenschutzgeräte-
liste nicht erfolgt ist." 

33. In § 35 Abs. 1 werden 

a) nach den Worten „sowie der Einfuhr" die 
Worte „und Ausfuhr" und 

b) nach dem Wort  „Pflanzenschutzmitteln" die 
Worte „und Pflanzenschutzgeräten" 

eingefügt. 

34. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 

Einlaßstellen 

Das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten gibt im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen im Bun-
desanzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

d) unverändert 

e) unverändert 

31. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 3 werden nach dem Wort 
„Warndienstes" die Wörter „auch unter Ver-
wendung eigener Untersuchungen und Ver-
suche" eingefügt. 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„S. unverändert 

32. Nach § 34 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 34 a  

Behördliche Anordnungen 

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die 
Anordnungen treffen, die zur Beseitigung festge-
stellter oder zur Verhütung künftiger Verstöße 
gegen dieses Gesetz oder gegen die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
notwendig sind. Sie kann insbesondere untersa-
gen: 

1. unverändert 

2. das Inverkehrbringen eines Pflanzenschutz-
mittels, Pflanzenstärkungsmittels oder eines 
Pflanzenschutzgerätes, wenn die erforderliche 
Zulassung oder Genehmigung nicht vorliegt 
oder die erforderliche Aufnahme in die Liste 
über Pflanzenstärkungsmittel und die Pflan-
zenschutzgeräteliste nicht erfolgt ist." 

33.unverändert 

34.unverändert 
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1. Sendungen von Schadorganismen sowie Be-
fallsgegenstände zur Einfuhr oder Ausfuhr ab-
gefertigt werden, wenn die Einfuhr oder Aus-
fuhr durch Rechtsverordnung nach § 4, oder 

2. Pflanzenschutzmittel zur Einfuhr oder Ausfuhr 
abgefertigt werden, wenn die Einfuhr oder 
Ausfuhr durch Rechtsverordnung nach § 17 
Abs. 2 

geregelt ist. " 

35. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Biologische Bundesanstalt erhebt 
Kosten (Gebühren und Auslagen) für 

1. Amtshandlungen nach diesem Gesetz und 

2. berichterstattende Tätigkeiten, die sie im 
Rahmen eines Arbeitsprogramms nach Ar-
tikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 91/414/EWG in 
Verbindung mit den durch Verordnung der 
Europäischen Gemeinschaft festgesetzten 
Durchführungsbestimmungen ausführt. 

Bei der Bemessung der Höhe der Gebühren 
nach Satz 1 ist auch der mit den Mitwirkungs-
handlungen des Bundesinstituts für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinär-
medizin und des Umweltbundesamtes ver-
bundene Verwaltungsaufwand zu berücksich-
tigen. Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 sind die Ko-
sten von demjenigen zu erheben, der die Prü-
fung eines Wirkstoffes zur Aufnahme in An-
hang I der Richtlinie 91/414/EWG veranlaßt 
hat; in diesem Falle gilt das Verwaltungsko-
stengesetz entsprechend. " 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden 

aa) das Wort  „und" durch ein Komma ersetzt 
und 

bb) nach dem Wort  „Pflanzenschutzes" die 
Worte „sowie der Geräte und Einrichtun-
gen, die im Pflanzenschutz benutzt wer-
den," eingefügt. 

36. § 38a wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

„ (1) Die Biologische Bundesanstalt kann den 
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaa-
ten und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft Entscheidungen und Maßnah-
men mitteilen und Angaben und Unterlagen, 
die sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach den §§. 15 bis 16a und 18 erlangt hat, 
übermitteln, soweit dies durch Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft vorgeschrieben 
oder zur Durchführung des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum erforder-
lich ist." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird § 38b; in ihm wird 
die Überschrift „Außenverkehr" eingefügt und 
die Absatzbezeichnung „ (2)" gestrichen. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

35.unverändert 

36.unverändert 
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37. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe 
„den §§ 18, 20 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 14 des Chemikaliengesetzes, § 20 Abs. 4 
Nr. 2, § 23 Abs. 3 oder § 30 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b" durch die Angabe „§ 17 
Abs. 2, § 20 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 
des Chemikaliengesetzes, § 20 Abs. 5 Nr. 1 
Buchstabe b bis e, § 23 Abs. 3 oder § 30 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c" ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. einer vollziehbaren Anordnung 

a) nach § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 Satz 4, 
§ 10 Abs. 2, § 10a Abs. 2, 
§ 16a Abs. 7 Satz 2, § 22 Abs. 3 
oder § 34a Satz 1, 

b) nach § 15a Abs. 3, auch in Verbin-
dung mit § 15 b Abs. 8 oder § 15 c 
Abs. 1 Satz 2, oder 

c) auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 3 Abs. 1 oder 3, § 5 Abs. 1 
in Verbindung mit § 3 Abs. 1, nach 
§ 7 Abs. 1 oder 4 in Verbindung 
mit Abs. 1, nach § 10 a Abs. 3, 
i 21a Satz 2 oder § 30 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c, soweit die Rechtsver-
ordnung für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist, 

zuwiderhandelt, ". 

cc) Nummer 3 wird gestrichen. 

dd) In Nummer 4 wird nach der Angabe 
„ § 6 Abs. 2" die Angabe ,, , § 6a Abs. 1 
Satz 1, auch in Verbindung mit 
Abs. 2, oder § 6a Abs. 1 Satz 2 oder 
§ 10a Abs. 1 Satz 1 oder 2, jeweils in 
Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach Abs. 3," eingefügt. 

ee) In Nummer 5 wird nach der Angabe 
„i 9 Satz 1" die Angabe „oder § 21a 
Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 21a Satz 2," 
eingefügt. 

ff) In Nummer 6 wird nach dem Wo rt 
 „Saatgut" das Wort „, Pflanzgut" ein-

gefügt. 

gg) Die Nummern 7 und 8 werden durch 
folgende Nummern ersetzt: 

7. einer vollziehbaren Auflage nach 
§ 11 Abs. 2 Satz 2, It  15 Abs. 4 
Satz 1, auch in Verbindung mit 
§ 

 

15c Abs. 1 Satz 2 oder § 18 
Abs. 2, nach § 15 Abs. 7 Satz 1, 
auch in Verbindung mit i 15b 
Abs. 8, nach § 15b Abs. 5 Satz 1 
oder § 18b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
oder einer mit einer Zulassung 
nach § 15b Abs. 7 verbundenen 
vollziehbaren Auflage zuwider-
handelt, 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

37. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. einer vollziehbaren Anordnung 

a) nach § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 Satz 4, 
§ 10 Abs. 2, I.  10a Abs. 2, § 16b 
Abs. 2 Satz 1, § 22 Abs. 3 oder 
§ 

 
34a Satz 1, 

b) unverändert 

c) unverändert 

zuwiderhandelt, ". 

cc)unverändert 

dd)unverändert 

ee) unverändert 

ff) unverändert 

gg) Die Nummern 7 und 8 werden durch 
folgende Nummern ersetzt: 

„7.unverändert 
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8. entgegen § 15a Abs. 2 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 15b 
Abs. 8, § 15c Abs. 1 Satz 2 oder 
§ 18 Abs. 2, oder entgegen § 31a 
Abs. 5, auch in Verbindung mit 
§ 31c Abs. 2 Satz 1, eine Anzeige 
oder entgegen § 19 Abs. 1 Satz 1 
oder 2 eine Meldung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

8a. entgegen § 16a Abs. 7 Satz 3 ein 
Pflanzenschutzmittel nicht, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig 
annimmt, " . 

hh) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. entgegen § 20 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 13 oder § 15 des Chemikalien-
gesetzes, entgegen § 20 Abs. 2, auch 
in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach Abs. 5 Nr. 1 Buch-
stabe a, ein Pflanzenschutzmittel 
ohne die vorgeschriebene Kenn-
zeichnung in den Verkehr bringt 
oder einführt, " . 

ii) Nummer 11 wird durch folgende 
Nummern ersetzt: 

„11. entgegen § 22 Abs. 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 31 
Abs. 2, dieser auch in Verbin-
dung mit § 31c Abs. 2 Satz 1, ein 
Pflanzenschutzmittel, ein Pflan-
zenstärkungsmittel oder einen 
Zusatzstoff in den Verkehr 
bringt, 

11a. entgegen § 22 Abs. 2 den Erwer-
ber nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig 
über Verbote oder Beschränkun-
gen unterrichtet,". 

jj) In Nummer 13 werden nach den 
Worten „in den Verkehr bringt" die 
Worte „oder einführt" eingefügt. 

kk) Die Nummer 16 wird durch folgende 
Nummern ersetzt: 

„ 16. entgegen § 31 Abs. 1 Nr. 2 oder 3, 
auch in Verbindung mit § 31 c 
Abs. 2 Satz 1, ein Pflanzenstär-
kungsmittel oder einen Zusatz-
stoff oder entgegen § 31c Abs. 1 
einen in die dort  genannte Liste 
nicht aufgenommenen Zusatz-
stoff in den Verkehr bringt, 

16a. entgegen § 31d Abs. 1 Nr. 1 
einen Wirkstoff in den Verkehr 
bringt oder einführt oder". 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

8. unverändert 

8a. entgegen § 16b Abs. 2 Satz 2 oder 
Abs. 3 Satz 2 ein Pflanzenschutz-
mittel nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig annimmt,". 

hh)unverändert 

ii) unverändert 

jj) unverändert 

kk)unverändert 
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b) In Absatz 2 werden 

aa) die Angabe „ 1 bis 4, 6, 7, 9, 10 und 13" 
durch die Angabe „1, 2 Buchstabe a 
und c, 4, 6, 7, 9, 10, 13 und 16a" und 

bb) die Angabe „5, 8, 11, 12, 14 bis 17" durch 
die Angabe „ 2 Buchstabe b, 5, 8, 8a, 11 
bis 12, 14 bis 16 und 17" 

ersetzt. 

c) Absatz 3 wird durch folgende Absätze ersetzt: 

„ (3) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, Kultur-
substrate, Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstär-
kungsmittel, Zusatzstoffe, Wirkstoffe und 
Pflanzenschutzgeräte, auf die sich eine Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4, 6, 
7, 9, 13, 16 oder 16a bezieht, können eingezo-
gen werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
Buchstabe b, Nr. 8 und 14 die Biologische 
Bundesanstalt." 

38. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt. 

b) Nach Nummer 4 werden das Wort „und" und 
folgende Nummer angefügt: 

„5. das Gentechnikgesetz". 

39. In § 43 Satz 2 wird die Angabe „ § 15 Abs. 2" 
durch die Angabe „ § 15 Abs. 3, § 15 b Abs. 4, 
§ 15c Abs. 2 und § 18 Abs. 3" ersetzt. 

40. § 45 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„§ 45 

Übergangsvorschriften 

(1) § 6a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist auf Pflanzen-
schutzmittel, die 

1. bis zum 1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des 
auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Kalenderjahres) zugelassen worden sind oder 

2. nach § 15 zugelassen werden, 

bis zum 1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des 
vierten auf die Verkündung dieses Gesetzes fol-
genden Kalenderjahres) nicht anzuwenden. 

(2) § 6a Abs. i Satz 2 ist erst ab dem 1. Januar 
(Einsetzen: Jahreszahl des zweiten auf die Ver-

kündung dieses Gesetzes folgenden Kalenderjah-
res) anzuwenden. 

(3) § 10a Abs. 1 und 2 sowie Rechtsverordnun-
gen auf Grund des § 10a Abs. 3 sind erst ab dem 
1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des dritten auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Ka-
lenderjahres) anzuwenden; hinsichtlich der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln zu Versuchs-
zwecken bleiben die allgemeinen Anforderungen 
an die Anwendung nach § 6 Abs. 1 Satz 3 unbe-
rührt. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

b) In Absatz 2 werden 

aa) die Angabe „ 1 bis 4, 6, 7, 9, 10 und 13" 
durch die Angabe „1, 2 Buchstabe a 
und c, Nr. 4, 6, 7, 9, 10, 13 und 16a" und 

bb) die Angabe „5, 8, 11, 12, 14 bis 17" durch 
die Angabe „ 2 Buchstabe b, Nr. 5, 8, 8a, 
11 bis 12, 14 bis 16 und 17" 

ersetzt. 

c) unverändert 

38.unverändert 

39.unverändert 

40. § 45 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„§ 45 

Übergangsvorschriften 

(1) § 6a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist auf Pflanzen-
schutzmittel, die 

1. bis zum 1. Juli 1998 zugelassen worden sind 
oder 

2. unverändert 

bis zum 1. Juli 2001 nicht anzuwenden. 

(2) § 6a Abs. 1 Satz 2 ist erst ab dem 
1. Juli 1999 anzuwenden. 

(3) § 10a Abs. 1 und 2 sowie Rechtsverordnun-
gen auf Grund des § l0a Abs. 3 sind erst ab dem 
1. Juli 2000 anzuwenden; hinsichtlich der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln zu Versuchs-
zwecken bleiben die allgemeinen Anforderungen 
an die Anwendung nach § 6 Abs. 1 Satz 3 unbe-
rührt. " 
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(4) Die §§ 13 bis 14b gelten nicht für die Ver-
wertung von Unterlagen zugunsten eines Antrag-
stellers, wenn die Biologische Bundesanstalt die 
Unterlagen bereits nach den §§. 13 und 14 in der 
bis zum ... (Einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes) geltenden Fassung zu seinen 
Gunsten verwertet hat. Auf die Verwertung von 
Unterlagen, die Versuche mit anderen Tieren als 
mit Wirbeltieren voraussetzen, finden die §§ 13 
und 14 des Pflanzenschutzgesetzes in der bis 
zum ... (Einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes) geltenden Fassung Anwendung, 
soweit die Biologische Bundesanstalt die Mittei-
lungen nach § 13 Abs. 1 Satz 2 oder § 14 Abs. 2 
Satz 1 oder 5 in Verbindung mit Satz 1 des Pflan-
zenschutzgesetzes in der bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung vorgenommen hat. 

(5) Bis zu einer Entscheidung über die Aufnah-
me eines Wirkstoffs in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG findet § 15 Abs. 1 Nr. 2 keine An-
wendung auf Pflanzenschutzmittel, die diesen 
Wirkstoff enthalten und die in einem Mitglied-
staat vor dem 27. Juli 1993 zu gewerblichen 
Zwecken oder im Rahmen sonstiger wirt-
schaftlicher Unternehmungen in den Verkehr ge-
bracht worden sind. Auf Verlangen der Biologi-
schen Bundesanstalt hat der Antragsteller nach-
zuweisen, daß das Pflanzenschutzmittel in einem 
Mitgliedstaat vor dem 27. Juli 1993 nach Satz 1 in 
den Verkehr gebracht worden ist. 

(6) § 15 c findet keine Anwendung auf Pflan-
zenschutzmittel, die in einem Mitgliedstaat vor 
dem 27. Juli 1993 zu gewerblichen Zwecken oder 
im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unterneh-
mungen in den Verkehr gebracht worden sind. 

(7) Zulassungen von Pflanzenschutzmitteln, die 
in einem Mitgliedstaat vor dem 27. Juli 1993 zu 
gewerblichen Zwecken oder im Rahmen sonstiger 
wirtschaftlicher Unternehmungen in den Verkehr 
gebracht worden sind, sind zu widerrufen, wenn 
die Europäische Gemeinschaft nach Artikel 8 
Abs. 2 Satz 7 der Richtlinie 91/414/EWG ent-
schieden hat, einen Wirkstoff nicht in Anhang I 
der Richtlinie 91/414/EWG aufzunehmen oder die 
Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I in der je-
weils geltenden Fassung mit einer Beschränkung 
nach Artikel 5 Abs. 4 der Richtlinie 91/414/EWG 
versehen hat, die der Zulassung entgegensteht. 

(8) § 31d Abs. 1 Nr. 2 findet keine Anwendung 
auf Wirkstoffe, die in einem Mitgliedstaat vor 
dem 27. Juli 1993 zu gewerblichen Zweck en oder 
im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unterneh-
mungen in den Verkehr gebracht worden sind. 

(9) Pflanzenschutzmittel, die vor dem 1. Januar 
(Einsetzen: Jahreszahl des auf die Verkündung 

dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres) nach 
§ 15 dieses Gesetzes in der zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung zugelassen worden sind, dür-
fen noch bis zum 31. Dezember ... (Einsetzen: des 
auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
dritten Kalenderjahres) nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes in der vor dem 1. Januar ... 
(Einsetzen: Jahreszahl des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres) gel-
tenden Fassung in den Verkehr gebracht, einge

-

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(4)unverändert 

(5)unverändert 

(6)unverändert 

(7)unverändert 

(8)unverändert 

(9) Pflanzenschutzmittel, die vor dem 1. Juli 
1998 nach § 15 dieses Gesetzes in der zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Fassung zugelassen wor-
den sind, dürfen noch bis zum 30. Juni 2001 nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes in der vor 
dem 1. Juli 1998 geltenden Fassung in den Ver-
kehr gebracht, eingeführt und angewandt wer-
den. Endet die Zulassung nach dem 30. Juni 
2001, darf das Pflanzenschutzmittel bis zum Ende 
der Zulassung nur in den Verkehr gebracht, ein-
geführt und angewandt werden, wenn 
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führt und angewandt werden. Endet die Zulas-
sung nach dem 31. Dezember ... (Einsetzen: Jah-
reszahl des auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgenden dritten Kalenderjahres), darf das Pflan-
zenschutzmittel bis zum Ende der Zulassung nur 
in den Verkehr gebracht, eingeführt und ange-
wandt werden, wenn 

1. die Biologische Bundesanstalt zuvor die An-
wendungsgebiete und Anwendungsbestim-
mungen entsprechend § 15 Abs. 2 festgesetzt 
hat und 

2. das Pflanzenschutzmittel nach § 20 Abs. 1 bis 3 
oder auf Grund einer nach § 20 Abs. 6 erlassenen 
Rechtsverordnung gekennzeichnet ist. 

Die Festsetzung der Anwendungsgebiete und 
Anwendungsbestimmungen ist vom Zulassungs-
inhaber spätestens ... (Einsetzen: Datum des er-
sten Tages des siebten auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Kalendermonats) bei der 
Biologischen Bundesanstalt zu beantragen. 

(10) Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem 
1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des auf die 
Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalen-
derjahres) nach den bis zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Vorschriften in den Verkehr gebracht 
worden sind, dürfen noch bis zum 31. Dezember 

(Einsetzen: Jahreszahl des zweiten auf die Ver-
kündung dieses Gesetzes folgenden Ka-
lenderjahres) in den Verkehr gebracht werden. 
Pflanzenstärkungsmittel nach § 2 Nr. 10 Buchsta-
be b und Zusatzstoffe dürfen noch bis zum Ende 
der Zulassung in den Verkehr gebracht werden, 
soweit sie als Pflanzenschutzmittel zugelassen 
sind und die Zulassung nach dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitraum endet. " 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. unverändert 

2. das Pflanzenschutzmittel nach § 20 Abs. 1 bis 3 
oder auf Grund einer nach § 20 Abs. 5 erlassenen 
Rechtsverordnung gekennzeichnet ist. 

Die Festsetzung der Anwendungsgebiete und 
Anwendungsbestimmungen ist vom Zulassungs-
inhaber bis zum 1. Februar 1999 bei der Biologi-
schen Bundesanstalt zu beantragen. 

(10) Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem 
1. Juli 1998 nach den bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Vorschriften in den Verkehr gebracht 
worden sind, dürfen noch bis zum 30. Juni 2000 
in den Verkehr gebracht werden. Pflanzenstär-
kungsmittel nach § 2 Nr. 10 Buchstabe b und Zu-
satzstoffe dürfen noch bis zum Ende der Zu-
lassung in den Verkehr gebracht werden, soweit 
sie als Pflanzenschutzmittel zugelassen sind und 
die Zulassung nach dem in Satz 1 genannten Zeit-
raum endet." 

Artikel 2 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1)unverändert 

Artikel 2 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Das Chemikaliengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juli  1994 (BGBl. I S. 1703), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „oder 
als Pflanzenschutzmittelwirkstoffe dem Beurtei-
lungsverfahren nach Artikel 6 der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. 
EG Nr. L 230 S. 1) unterliegen" durch die Worte 
„unterliegen oder die ausschließlich dazu be

-stimmt sind, als Wirkstoff im Sinne des Pflanzen-
schutzgesetzes nach dessen § 31d Abs. 1 in den 
Verkehr gebracht zu werden. " ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 1 werden nach dem Wort „Arbeits-
schutz" die Worte „und Arbeitsmedizin" einge-
fügt. 

3. Dem § 26 wird folgender Absatz angefügt: 

„ (3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist 

 



Drucksache 13/9074 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 9 in Verbin-
dung mit § 21 Abs. 3 Satz 2 

a) die Anmeldestelle oder 

b) die in der Rechtsverordnung nach § 21 
Abs. 2a bezeichnete Bundesbehörde, so-
weit ihr die in § 21 Abs. 3 Satz 1 bezeich-
neten Befugnisse zustehen, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 11 in Verbin-
dung mit § 5 Nr. 7, 8 und 9 der Chemikalien 
Straf- und Bußgeldverordnung die Anmelde-
stelle, 

3. im übrigen die nach Landesrecht zuständige 
Behörde." 

(2) Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 
vom 10. November 1992 (BGBl. I S. 1887), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 24. Ja-
nuar 1997 (BGBl. I S. 60), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 3 

Anwendungsbeschränkungen 

Die zuständige Behörde kann anordnen, daß 
Pflanzenschutzmittel, die aus einem in Anlage 2 
Nr. 1, 4, 5 und 6 aufgeführten Stoff bestehen oder 
einen solchen Stoff enthalten, auch außerhalb von 
Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzge-
bieten in bestimmt abgegrenzten 

1. Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungs-
anlagen oder Heilquellen oder 

2. sonstigen Gebieten zum Schutz des Grund-
wassers 

nicht angewandt werden dürfen." 

2. In § 4 wird die Angabe „oder 3" gestrichen. 

3. In § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 2 werden jeweils 

aa) die Buchstabenbezeichnung „a)" und 

bb) Buchstabe b 

gestrichen. 

4. In § 8 werden 

aa) in Absatz 1 Nr. 1 die Angabe ,,, § 3 Abs. 1 
oder 2" und 

bb) in Absatz 2 die Angabe „Abs. 3" 

gestrichen. 

5. Anlage 3 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang 

Die auf Artikel 2 Abs. 2 beruhenden Teile der 
Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung können auf 
Grund der Ermächtigung des Pflanzenschutzgesetzes 
durch Rechtsverordnung geändert oder aufgehoben 
werden. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) entfällt 

Artikel 3 

entfällt 
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Entwurf 

Artikel 4 

Neubekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten kann das Pflanzenschutzgesetz in 
der vom ... (Einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes) an geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, vorbehaltlich des Absat-
zes 2, am 1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalen-
derjahres) in Kraft. 

(2) Vorschriften des durch Artikel 1 geänderten 
Pflanzenschutzgesetzes, die zum Erlaß von Rechts-
verordnungen ermächtigen, sowie Artikel 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 2 Abs. 2 tritt am I. Januar ... (Einsetzen: 
Jahreszahl des vierten auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Kalenderjahres) in Kraft. 

(3) Die Bisamverordnung vom 20. Mai 1988 
(BGBl. I S. 640), geändert durch Artikel 3 Abs. 6 der 
Verordnung vom 10. November 1992 (BGBl. I 

 S. 1887), tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1999 
außer Kraft. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, vorbehaltlich des Absat-
zes 2, am 1. Juli 1998 in Kraft. 

(2) Vorschriften des durch Artikel 1 geänderten 
Pflanzenschutzgesetzes, die zum Erlaß von Rechts-
verordnungen ermächtigen, sowie Artikel 2 Nr. 2 
und 3 treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(3) unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Helmut Lamp, Dr. Gerald Thalheim und Ulrike Höfken 

A. Allgemeines 

I. 

Den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 13/8443 sowie den Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 13/8505 
hat der Deutsche Bundestag in seiner 190. Sitzung 
am 12. September 1997 dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zur federführenden 
Beratung sowie dem Ausschuß für Gesundheit, dem 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit sowie dem Ausschuß für die Angelegenhei-
ten der Europäischen Union zur Mitberatung über-
wiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 30. Sep-
tember 1997 mitgeteilt, daß er sich an der Beratung 
des Gesetzentwurfes auf Drucksache 13/8443 gut-
achtlich beteiligen werde. 

II.  

1. Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 13/8443 

Der Gesetzentwurf dient in erster Linie der Umset-
zung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaf-
ten in innerstaatliches Recht. Dies betrif ft  insbeson-
dere die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Ju li 

 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln und Änderungen hierzu, in der es um Fragen 
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, um die 
Anwendung einheitlicher Grundsätze bei der Bewer-
tung von Pflanzenschutzmitteln sowie um eine Er-
leichterung des freien Warenverkehrs geht. Darüber 
hinaus soll die Richtlinie 97/3/EG des Rates vom 
20. Januar 1997 zur Änderung der Richtlinie 77/93/ 
EWG über Maßnahmen zum Schutz der Gemein-
schaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung 
von Schadorganismen von Pflanzen oder Pflanzen-
erzeugnissen umgesetzt werden. 

Eine wesentliche Änderung für die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Systemwechsel, und zwar eine 
stärkere Anbindung der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln an die Zulassung. Ferner sollen die 
Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft und der Pflanzenschutzdienst der Länder zur 
Mitwirkung beim Schließen von Lücken bei der Ab-
wehr und Bekämpfung von Schadorganismen ver-
pflichtet werden. 

Darüber hinaus soll weiterem Änderungsbedarf 
Rechnung getragen werden. Dies betrifft z. B. eine 
eingeschränkte Anwendung selbst hergestellter 
Pflanzenschutzmittel, die Zulassung und Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln im Haus und Klein-
garten sowie eine Anzeigepflicht für gewerbliche Be-
rater im Pflanzenschutz. 

2. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 13/8505 

Der Antrag verfolgt das Ziel, den Schutz der Kultur-
pflanzen, der Umwelt und der biologischen Vielfalt 
stärker hervorzuheben und in das Pflanzenschutz-
gesetz zu integrieren, das vorrangig die Vermarktung 
und den Umgang mit Pestiziden regele. Die Bundes-
regierung wird daher zu einer Reihe entsprechender 
Maßnahmen aufgefordert wie zur Aufstellung eines 
Pestizid-Reduktionsprogrammes, zur rechtlichen De-
finition der „Guten fachlichen Praxis" beim Einsatz 
von Pestiziden sowie dazu, die Zulassung von Pesti-
ziden von einem Notwendigkeitsnachweis abhängig 
zu machen. 

III.  

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner 102. Sit-
zung am 8. Oktober 1997 dem Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/8443 mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimm-
enthaltung der Mitglieder der Fraktion der SPD und 
gegen die Stimme des Mitglieds der G ruppe der PDS 
bei Abwesenheit der Mitglieder der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zugestimmt und den 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 13/8505 mit dem gleichen Stimmenver-
hältnis abgelehnt. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat in seiner 65. Sitzung am 12. November 
1997 die beiden Vorlagen beraten und wie folgt vo-
tiert: 

Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8443: 

Annahme des Gesetzentwurfs einschließlich der 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
und der Gruppe der PDS bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Voten 
der Einzelabstimmungen sowie zu einem Ände-
rungsantrag und einem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD ergeben sich aus Anlage I. 

Antrag auf Drucksache 13/8505: 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim-
men der Gruppe der PDS sowie bei Stimmenthal-
tung der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Der Ausschuß für die Angelegenheit der Europäi-
schen Union hat auf eine Mitberatung verzichtet. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 69. Sitzung 
am 12. November 1997 in seiner gutachtlichen Stel-
lungnahme mehrheitlich empfohlen, den Gesetzent-
wurf in der Fassung der Änderungsanträge der Ko- 
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alitionsfraktionen anzunehmen. Der Beschluß wurde 
mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Mitglieder der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefaßt. 

IV. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlagen in sei-
ner 82. Sitzung am 29. Oktober 1997 und in seiner 
83. Sitzung am 12. November 1997 behandelt. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde das erfolgrei-
che Bemühen der Bundesregierung bei der Umset-
zung der hohen Anforderungen des Umweltschutzes 
und des Menschen auch im Rahmen dieser Gesetzes-
novelle begrüßt. Dadurch daß das deutsche Pflanzen-
schutzgesetz, das erstmals in Europa den integ rierten 
Pflanzenschutz verankert habe, zum maßgeblichen 
Vorbild für die einschlägige Richtlinie 91/414/EWG 
geworden sei, habe die Bundesregierung das hohe 
deutsche Schutzniveau für Mensch, Tier und Natur-
haushalt auch auf europäischer Ebene durchgesetzt. 
Darüber hinaus sei es richtig, auch im Rahmen dieser 
notwendigen Anpassung an EU-Recht die Harmoni-
sierungsmöglichkeiten zur Schaffung gleicher Wett-
bewerbsbedingungen zu nutzen. 

Die Änderungsanträge der Fraktion der SPD und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie deren 
Antrag auf Drucksache 13/8505 wurden als zu weit-
gehend bzw. teilweise widersprüchlich bezeichnet. 
So sprach man sich dagegen aus, die sog. gute fach-
liche Praxis verbindlich festzuschreiben, wie dies von 
den Oppositionsfraktionen im Wege einer entspre-
chenden Verordnungsermächtigung im Pflanzen-
schutzgesetz gefordert werde. Dies würde zu einer 
nicht angemessenen Bürokratisierung führen und 
hätte den Nachteil, daß Entwicklungen in der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln nicht zeitge-
recht berücksichtigt werden könnten. Auch wurde 
die von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
forderte Einführung eines Pestizid-Reduktionspro-
grammes abgelehnt, da es zum einen nicht die er-
heblichen Wirkungsunterschiede im breiten Mi ttel-
angebot berücksichtige, zum anderen die Aufwands-
menge in der deutschen Landwirtschaft von 1989 bis 
1995 ohne jegliche Reduktionsregelung halbiert wer-
den konnte. 

Um Änderungsvorschlägen des Bundesrates, denen 
die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zugestimmt habe 
(Drucksache 13/8443, S. 46ff.), zu entsprechen, wur-
de von den Koalitionsfraktionen ein Änderungsan-
trag auf Ausschuß-Drucksache 13/893 (neu) vorge-
legt. Ein weiterer Änderungsantrag der Koalitions-
fraktionen auf Ausschuß-Drucksache 13/902 berück-
sichtigt Einwände, die von der EU-Kommission im 
Rahmen des Notifizierungsverfahrens geäußert wur-
den. Der Änderungsantrag auf Ausschuß-Druck-
sache 13/893 (neu), dessen Nummer 3 gestrichen 
wurde, sowie der Änderungsantrag auf Ausschuß-
Drucksache 13/902 (mit einer redaktionellen Ände-
rung) wurden mehrheitlich mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD und der Gruppe der PDS bei Enthaltung 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 
Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. angenommen. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde hervorgehoben, 
daß der chemische Pflanzenschutz einen wich tigen 
Beitrag dazu geleistet habe, die Bevölkerung mit 
qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln im Über-
fluß zu versorgen und gleichzeitig den Arbeitsauf-
wand zu senken. Allerdings habe man anfangs die 
negativen Folgen dieser Entwicklung vernachlässigt, 
bei deren Abwehr Deutschland mit seinem strengen 
Pflanzenschutzrecht eine Vorreiterrolle eingenom-
men habe. Der Gesetzentwurf stelle einen wich tigen 
Beitrag zur Harmonisierung auf europäischer Ebene 
dar, womit sicherlich den häufig beklagten Wettbe-
werbsverzerrungen entgegengewirkt werden könne. 
Positiv bewertet wurde die Regelung für den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln im Kleingartenbereich, 
was zu einer deutlichen Verbesserung des Umwelt-
und Verbraucherschutzes führen würde. 

Allerdings sei der Gesetzentwurf in zahlreichen 
Punkten änderungsbedürftig, wie dies die Vorschläge 
des Bundesrates zeigten, denen die Bundesregierung 
aber nur zu einem Teil zugestimmt habe. So sei u. a. 
dringend erforderlich, die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis in einer Rechtsverordnung festzu-
schreiben, wobei die Einhaltung der Grundsätze des 
integrierten Pflanzenschutzes Teil dieser Praxis sein 
müsse. Auch könne nicht akzeptiert werden, daß die 
Länderkompetenzen bei der Zulassung von Pflan-
zenschutzmitteln reduziert werden. Weiterhin müsse 
der Boden als Schutzgut gesondert aufgeführt wer-
den und neben dem Grundwasser auch das Ober-
flächenwasser Berücksichtigung finden, über das 
ebenfalls Gefahren für die Gesundheit für Mensch 
und Tier ausgehen können. Ein entsprechender 
Änderungsantrag auf Ausschuß-Drucksache 13/900 
(Anlage II) wurde mehrheitlich mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen der an-
tragstellenden Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei Abwesenheit der Fraktion der 
F.D.P. abgelehnt. 

Seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde der Gesetzentwurf als unzureichend bezeich-
net. Auch die von den Koalitionsfraktionen vorgeleg-
ten Änderungsanträge würden hieran nichts wesent-
liches ändern. Besonders kritisiert wurde die fehlen-
de verbindliche Festlegung der sog. guten fachlichen 
Praxis. Nur über eine bundeseinheitliche Defini tion 
im Wege einer Rechtsverordnung könnten der sach-
gerechte Umgang mit Pestiziden und gleiche Wett-
bewerbsbedingungen für die Landwirtschaft in den 
Bundesländern geschaffen werden. Pestizide seien 
hochproblematische Substanzen, die das Grund- und 
Trinkwasser belasteten, und deren Einsatz daher 
durch ein Reduzierungsprogramm wie in Dänemark, 
Schweden und den Niederlanden vermindert werden 
sollte. Strikt abgelehnt wurde weiterhin die vorgese-
hene Regelung, Pflanzenschutzmittel auch ohne ab-
schließende Untersuchungen über ihre Umweltver-
träglichkeit für drei Jahre zuzulassen. Schließlich 
wurden internationale Verpflichtungen der Bundes-
regierung eingefordert wie die Aufnahme der Förde-
rung der biologischen Vielfalt im Gesetz. 
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Ein entsprechender Änderungsantrag auf Ausschuß-
Drucksache 13/905 (Anlage III) wurde mehrheitlich 
mit den Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen 
die Stimmen der antragstellenden Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD und der Gruppe der PDS und bei Abwesen-
heit der Fraktion der F.D.P. abgelehnt. 

Die Gruppe der PDS schloß sich den Ausführungen 
der Opposition an. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 13/8443 wurde unter Berücksichtigung der 
Änderungsanträge auf den Ausschuß-Drucksachen 
13/893 (neu) und 13/902 mehrheitlich mit den Stim-
men der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen 
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie der Gruppe der PDS bei Abwesenheit 
der Fraktion der F.D.P. angenommen. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 13/8505 wurde mehrheitlich mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim-
men der antragstellenden Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD und 
der Gruppe der PDS sowie bei Abwesenheit der 
Fraktion der F.D.P. abgelehnt. 

B. Einzelbegründung 

Soweit die Vorschriften des Gesetzentwurfes unver-
ändert übernommen werden, wird auf deren Begrün-
dung in Drucksache 18/8443 verwiesen. Zu den vom 
Ausschuß angenommenen Änderungen ist folgendes 
zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 17 PflSchG) 

Entsprechende Regelungen sollen nicht erst bei der 
Verwendung von Tieren, Pflanzen oder Mikroorga-
nismen ansetzen, sondern bereits für den Vertrieb 
gelten, da sich die notwendige Effizienz im Vollzug 
nur auf diese Weise sicherstellen läßt. 

Zu Nummer 4a - neu (§ 4 Überschrift PflSchG) 

Der bisher gebräuchliche Begriff „Pflanzenbeschau" 
spiegelt nicht mehr die Qualität der Tätigkeit in die-
sem Bereich der Phytomedizin wider. Die Vielzahl 
geänderter und neuer Regelungen auf diesem Gebiet 
des Pflanzenschutzes stellen ungleich höhere An-
forderungen an die Kenntnis der Kontrolleure der 
Pflanzengesundheit. Dies soll in der Bezeichnung der 
Tätigkeit zum Ausdruck kommen. 

Die Begriffsänderung ist u. a. von Bedeutung für die 
Begründung der tariflichen Bewertung der Tätigkeit. 

Zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
(§ 11 Abs. 1 PflSchG) 

Einwände der Europäischen Kommission gegen die 
vorgeschlagene Regelung. Bei Berücksichtigung die

-

ser Einwände kann das mit der Regelung beabsich

-

tigte Ziel einer effektiv verbesserten Kontrolle nicht 
erreicht werden. 

Zu Nummer 12 Buchstabe b (§ 11 Abs. 2 Satz 1 PflSchG) 

Eine Befristung der Genehmigung für Versuchs-
zwecke auf höchstens 120 Tage ist nicht sachgerecht, 
da für die in Frage kommenden Versuche erfah-
rungsgemäß längere Zeiträume als 120 Tage nötig 
und üblich sind. 

Zu Nummer 13 (§ 13 Abs. 1 Satz 1 PflSchG) 

Anpassung an  den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes. 

Zu Nummer 13 (§ 14 b Satz 1 PflSchG) 

Die EWG-Richtlinie 91/414/EWG sieht in Artikel 13 
Abs. 7 die Erzwingung der gegenseitigen Informa-
tion der Zulassungsinhaber ausschließlich für „Er-
kenntnisse aus Versuchen mit Wirbeltieren" vor. 

Im Zuge der EU-Harmonisierung des Pflanzen-
schutzrechts soll auf diese Vorgabe zurückgegangen 
werden, um die deutschen Pflanzenschutzmittelher-
steller nicht gegenüber ihren EU-Mitkonkurrenten 
durch die Einrichtung eines allgemeinen Informa-
tions-„Zwangsmonopols” zu belasten, mit dem auch 
zusätzliche Kosten den heimischen Herstellern aufer-
legt werden. 

Zu Nummer 13 (§ 15 Abs. 3 Sätze 2 und 3 - neu - 
PflSchG) 

Regelbearbeitungsfristen sind in anderen Verfah-
rensvorschriften längst gängige Praxis und haben zu 
einer Beschleunigung der Zulassungsverfahren ge-
führt. 

Zu Nummer 13 (§ 15b Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b 
PflSchG) 

Die Änderung basiert auf einer redaktionellen Klar-
stellung. 

Zu Nummer 13 (§ 16 b - neu - PflSchG) 

Der Gesetzentwurf enthält keine ausreichende Rege-
lung, in welchen Fällen die Rückgabe an einen Be-
trieb, der Pflanzenschutzmittel in den Verkehr bringt, 
zulässig ist. Ferner sind den zuständigen Länderbe-
hörden die Gründe für den Widerruf oder die Rück-
nahme einer Zulassung durch die Biologische Bun-
desanstalt in der Regel nicht bekannt. Sie können da-
her keine sachgerechte Entscheidung darüber fällen, 
ob die Anordnung der Rückgabe eines Pflanzen-
schutzmittels an  den Zulassungsinhaber sachlich ge-
boten ist oder nicht. Es erscheint zumutbar, daß die 
Biologische Bundesanstalt in den erfahrungsgemäß 
nur wenigen in Rede stehenden Fällen den Länder-
behörden ihre Einschätzung der Notwendigkeit einer 
Rückgabeanordnung mitteilt und so zu einer bundes-
weit ähnlichen Verfahrensweise beiträgt. 
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Zu Nummer 13 (§ 19 Abs. 3 - neu - PflSchG) 

Die für den Vollzug wesentlicher Teile des Gesetzes 
zuständigen Länderbehörden sollen ebenfa lls Kennt-
nis über Art  und Menge der im Inland gehandelten 
Pflanzenschutzmittel und Wirkstoffe erhalten. Hier-
mit wird eine bisher bereits auf freiwilliger Basis in 
unregelmäßiger Folge praktizierte Informa tion der 
Biologischen Bundesanstalt an die Länder verpflich-
tend festgeschrieben. 

Zu Nummer 14 (§ 20 PflSchG) 

Einwände der Europäischen Kommission gegen die 
Vorschrift, daß Pflanzenschutzmittel, die von einem 
Hersteller oder Vertriebsunternehmer zum gewerbs-
mäßigen Inverkehrbringen eingeführt werden, be-
reits zum Zeitpunkt der Einfuhr in deutscher Sprache 
gekennzeichnet sein müssen. 

Zu Nummer 18 (§ 23 Abs. 1 PflSchG) 

Die Einhaltung der internationalen Vereinbarungen 
soll bindend vorgeschrieben werden. 

Zu Nummer 22 (§ 29 Satz 1 PflSchG) 

Die Änderung bewirkt eine Klarstellung des Gewoll-
ten. Es ist sicherzustellen, daß bei eingeführten 
Pflanzenschutzgeräten die Gebrauchsanleitung in 
deutscher Sprache mitgeliefert wird, um den sachge-
rechten Einsatz der Pflanzenschutzgeräte zu ermög-
lichen. Der alleinige Begriff „Inverkehrbringen" 
schließt diese Forderung nicht automatisch mit ein. 

Zu Nummer 25 (§ 31 Abs. 1 Nr. 3 PflSchG) 

Begründung zu Buchstabe a 

Die vorliegende Fassung würde es erlauben, alle 
erforderlichen Angaben ausschließlich auf einer 
Packungsbeilage und nicht auf den Behältnissen 
oder äußeren Umhüllungen zu machen. Als Folge 
müßten sowohl die Händler (z. B. zur richtigen Ein-
lagerung) als auch die Kunden und Kontrolleure erst 
alle Packungen öffnen, um an die Kennzeichnung zu 
gelangen. Der Ersatz des Wortes „oder" durch das 
Wort  „und" ist deshalb zwingend erforderlich. 

Begründung zu Buchstabe b 

Die Aufnahme des Hinweises erleichtert die sachge-
rechte Anwendung und den Verkehr mit Pflanzen-
stärkungsmitteln. Fehlt dieser Hinweis, so kann der 
Handel erst aus der Beschreibung (Zweckbestim-
mung) feststellen, ob ein Pflanzenstärkungsmittel 
vorliegt und es erst dann entsprechend einordnen 
(Selbstbedienungsverbot, Beratung). Dies führt zu 
Unsicherheiten, Nichtbeachtung von Vorschriften 
und Fehlentscheidungen (z. B. Verwechselung mit 
Pflanzenhilfsmitteln, Pflegemitteln). 

Zu Nummer 28 (§ 32 a PflSchG) 

Wegen möglicher Änderungen des Gemeinschafts

-

rechts soll der Forderungsübergang durch Verord

-

nung geregelt werden, um flexibel auf gemein

-

schaftsrechtliche Änderungen reagieren zu können 
und somit auch schnell die rechtliche Voraussetzung 
für die Mitfinanzierung der Gemeinschaft zur Förde-
rung von Bekämpfungsmaßnahmen zu schaffen. Die 
Bundesregierung weist darauf hin, daß die zugrunde-
liegenden Maßnahmen zum finanziellen Ausgleich 
der Schäden infolge bestimmter Bekämpfungsmaß-
nahmen gegen Schadorganismen Angelegenheit der 
Länder sind; hinzu kommt, daß der Befall mit be-
stimmten Schadorganismen und dessen wirtschaftli-
che Folgen bisher lediglich regional begrenzt zu Pro-
blemen geführt haben. 

Zu Nummer 30 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstabe aaa (§ 33 Abs. 4 Satz 1 PflSch) 

Die beschreibende Liste dient als Information für die 
Pflanzenschutzberatung sowie den Anwender. Daher 
ist es von entscheidender Bedeutung, neben den 
Eigenschaften von Pflanzenschutzmitteln auch die 
Eigenschaften von Pflanzenstärkungsmitteln und Zu-
satzstoffen zu kennen, um eine sachgerechte Anwen-
dung zu gewährleisten und somit Gefährdungen für 
die Gesundheit wie auch den Naturhaushalt zu ver-
meiden. 

Zu Nummer 31 (§ 34 Abs. 2 Nr. 3 und 6 PflSchG) 

Klarstellung, daß auch eigene Versuche des Pflan-
zenschutzdienstes der Länder in die Beratung einflie-
ßen können. 

Zu Nummer 32 (§ 34 a Nr. 2 PflSchG) 

Begründung zu Buchstabe a 

Sprachliche Anpassung, um die einheitliche Verwen-
dung des Begriffs „zuständige Behörde" für die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden im Pflanzen-
schutzgesetz beizubehalten. 

Begründung zu Buchstabe b 

Die Befugnis der zuständigen Behörden, das Inver-
kehrbringen zu untersagen, soll auch Pflanzenstär-
kungsmittel erfassen, wenn sie nicht in die Liste der 
Pflanzenstärkungsmittel (§ 31 a) eingetragen sind. 

Zu Nummer 40 (§ 45 PflSchG) 

Anpassung an den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes. 

Zu Artikel 2 (Pflanzenschutz-Anwendungs-
verordnung) 

Ob die zur Streichung vorgesehenen Regelungen der 
Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung (§ 3 Abs. 1 
und 2 und Anlage 3) zukünftig entbehrlich werden, 
sollte erst beurteilt werden, wenn tatsächlich mit 
neuen oder geänderten Zulassungen entsprechende 
Anwendungsbeschränkungen gleichermaßen wir-
kungsvoll, dauerhaft, umfassend und eindeutig be-
wirkt werden sollen. Die Möglichkeit oder die Erwar-
tung, entsprechende Zulassungen eventuell zukünftig 
zu erwirken, rechtfertigt allein noch keinen Verzicht auf 
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geltende wichtige Vorschriften der Pflanzenschutz

-

Anwendungsverordnung. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Anpassung an den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes. 

Bonn, den 12. November 1997 
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Stellungnahme des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
des Deutschen Bundestages 

vom 12. November 1997 

a) zu dem Gesetzentwurf - Drucksache 13/8443 - 

b) zu dem Antrag - Drucksache 13/8505 - 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit hat in seiner 65. Sitzung am 12. No-
vember 1997 die Vorlagen beraten und wie folgt vo-
tiert: 

zu a) Annahme einschließlich der Änderungsanträ-
ge der Koalitionsfraktionen mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. ge-
gen die Stimmen der Fraktion der SPD und 
der Gruppe der PDS bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Über den anliegenden Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. (An-
lage 1) ist wie folgt votiert worden: 

Nr. 1-6: Annahme mit den Stimmen der 
Nr. 8-17: Fraktionen der CDU/CSU, SPD 

und F.D.P. bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS bei Abwesen-
heit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 

Nr. 7: 	Annahme mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. 

Anlage I 

Über den anliegenden Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
(Anlage 2) ist wie folgt votiert worden: 

Nr. 1-5: Annahme mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS bei Abwesen-
heit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 

Über den anliegenden Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD (Anlage 3) ist wie folgt 
votiert worden: 

Nr. 1-10: Ablehnung mit den Stimmen der 
Nr. 12-15: Fraktionen der CDU/CSU und 

F.D.P. gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD und der Gruppe der 
PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Nr. 11: 	Ist von der antragstellenden Frak

-

tion zurückgezogen worden. 

Nr. 16: 	Einstimmige Annahme bei Abwe

-

senheit der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

Über die anliegende Entschließung der Frak-
tion der SPD (Anlage 4) ist wie folgt votiert 
worden: 

Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS 
bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

zu b) Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD und bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
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Anlage i 

Ausschuß-Drucksache 13/893 (neu) 
Stand: 30. Oktober 1997 

Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
im Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443) 

1. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 17 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in Buchstabe a der Doppel-
buchstabe cc wie folgt zu fassen: 

cc) Nummer 17 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach dem Wort  „über" werden die 
Worte „das Inverkehrbringen und" ein-
gefügt. 

bbb) Nach den Worten „zu erlassen" werden 
die Worte „; dabei kann es das Inver-
kehrbringen und die Verwendung von 
Tieren, Pflanzen oder Mikroorganismen 
von einer Genehmigung abhängig ma-
chen sowie die Voraussetzungen und 
das Verfahren hierfür regeln" einge-
fügt. 

Begründung 

Entsprechende Regelungen sollten nicht erst bei 
der Verwendung von Tieren, Pflanzen oder Mi-
kroorganismen ansetzen, sondern bereits für den 
Vertrieb gelten, da sich die notwendige Effizienz 
im Vollzug nur auf diese Weise sicherstellen läßt. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 a - neu - 
(§ 4 Überschrift PflSchG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 
einzufügen: 

,4 a. Die Überschrift des § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§4 
Maßnahmen gegen die Ein- und 

Verschleppung von Schadorganismen".' 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 1 in der In-
haltsübersicht die Worte „ § 4 Pflanzenbe-
schau" durch die Worte „ § 4 Maßnahmen 
gegen die Ein- und Verschleppung von 
Schadorganismen" zu ersetzen. 

Begründung 

Der bisher gebräuchliche Begriff „Pflanzenbe

-

schau" spiegelt nicht mehr die Qualität der Tätig

-

keit in diesem Bereich der Phytomedizin wider. 

Die Vielzahl geänderter und neuer Regelungen 
auf diesem Gebiet des Pflanzenschutzes stellen 
ungleich höhere Anforderungen an  die Kenntnis 
der Kontrolleure der Pflanzengesundheit. Dies 
sollte in der Bezeichnung der Tätigkeit zum Aus-
druck kommen. 

Die Begriffsänderung ist u. a. von Bedeutung für 
die Begründung der tariflichen Bewe rtung der 
Tätigkeit. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe a (§ 8 Nr. 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 8 ist Buchstabe a zu streichen. 

Begründung 

Die beabsichtigte Reduzierung der Befugnisse 
der Länderkompetenz sollte nicht erfolgen. 

4. Zu Artikel i Nr. 12 Buchstabe b 
(§ 11 Abs. 2 Satz 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b ist in § 11 Abs. 2 
Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Biologische Bundesanstalt kann das Inver-
kehrbringen oder die Einfuhr nicht zugelassener 
Pflanzenschutzmittel genehmigen 

1. für Versuchszwecke, 

2. bei Gefahr im Verzuge für die Bekämpfung 
bestimmter Schadorganismen oder 

3. zur Anwendung an Pflanzen oder Pflanzener-
zeugnissen, die für die Ausfuhr bestimmt sind, 
sofern für diese im Bestimmungsland abwei-
chende Anforderungen gelten, für eine be-
stimmte Menge und für einen bestimmten 
Zeitraum, der in den Fällen der Nummern 2 
und 3 jeweils 120 Tage nicht überschreiten 
darf. " 

Begründung 

Eine Befristung der Genehmigung für Versuchs-
zwecke auf höchstens 120 Tage ist nicht sachge-
recht, da für die in Frage kommenden Versuche 
erfahrungsgemäß längere Zeiträume als 120 Tage 
nötig und üblich sind. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 14 b Satz 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 sind in § 14 b Satz 1 nach den 
Worten „inhaltlich gleiche Unterlagen" die Worte 
n  , die Versuche mit Wirbeltieren voraussetzen," 
einzufügen. 

Begründung 

Die EWG-Richtlinie 91/414/EWG sieht in Arti-
kel 13 Abs. 7 die Erzwingung der gegenseitigen 
Information der Zulassungsinhaber ausschließ-
lich für „Erkenntnisse aus Versuchen mit Wirbel-
tieren" vor. 

Im Zuge der EU-Harmonisierung des Pflanzen

-

schutzrechts sollte auf diese Vorgabe zurückge

-

gangen werden, um die deutschen Pflanzen- 
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schutzmittelhersteller nicht gegenüber ihren EU

-

Mitkonkurrenten durch die Einrichtung eines all-
gemeinen Informations-„ Zwangsmonopols " zu 
belasten, mit dem auch zusätzliche Kosten den 
heimischen Herstellern auferlegt werden. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 13 
(§ 15 Abs. 3 Satz 2 und 3- neu - PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 sind in § 15 Abs. 3 am Ende 
das Komma durch einen Punkt zu ersetzen und 
folgender Satz anzufügen: 

„Über die Zulassung ist innerhalb einer F rist von 
zwölf Monaten nach Eingang des Antrages und 
der nach § 12 Abs. 3 Satz 2 und Absatz 4 und 5 
vorzulegenden Angaben, Unterlagen und Proben 
zu entscheiden. " 

Begründung 

Regelbearbeitungsfristen sind in anderen Verfah-
rensvorschriften längst gängige Praxis und ha-
ben zu einer Beschleunigung der Zulassungsver-
fahren geführt. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 13 
(§ 15b Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 sind in § 15 b Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe b die Worte „Mensch, Tier und 
Grundwasser" durch die Worte „Mensch und 
Tier und auf Grundwasser" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung 

8. Zu Artikel 1 Nr. 13 
(§ 16a Abs. 7 nach Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist nach § 16a folgende Vor-
schrift einzufügen: 

„§ 16b 

Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Nach Beendigung der Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels ist dessen Rückgabe an 

1. den Zulassungsinhaber, 

2. den Einführer oder dessen Vertreter oder an 
einen von diesen beauftragten Dritten zuläs-
sig. 

(2) Die zuständige Behörde soll die Rückgabe 
anordnen, wenn die Biologische Bundesanstalt 
die Zulassung zurückgenommen, widerrufen 
oder nach Ablauf der Zulassung festgestellt hat, 
daß die Voraussetzungen für eine Rücknahme 
oder einen Widerruf vorgelegen hätten. Der Zu-
lassungsinhaber, der Einführer und dessen Ver-
treter sind im Falle des Satzes 1 zur unverzüg-
lichen Annahme zurückgegebener Pflanzen-
schutzmittel verpflichtet. 

(3) Im Falle der Rücknahme oder eines Wider-
rufs nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 5 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes oder nach § 16a 
Abs. 2 ist ferner die Rückgabe an einen Bet rieb, 
der Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen Zwek-
ken in den Verkehr bringt, zulässig. Ordnet die 
zuständige Behörde in einem solchen Fa ll  die 
Rückgabe an, so ist dieser Bet rieb zur unverzüg-
lichen Annahme zurückgegebener Pflanzen-
schutzmittel verpflichtet. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft, für Gesundheit und für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates nähere 
Einzelheiten der Rückgabe und der Rücknahme 
zu regeln und zu bestimmen, wer die Kosten für 
die Rückgabe oder die Rücknahme zu tragen hat. 

(5) Die Biologische Bundesanstalt teilt den zu-
ständigen Behörden die Gründe für die Rücknah-
me, den Widerruf oder die Feststellung mit, daß 
die Voraussetzungen für eine Rücknahme oder 
einen Widerruf vorgelegen hätten." 

Als Folge sind 

1. in Artikel 1 Nr. 1 in der Inhaltsübersicht nach 
den Worten „§ 16a Widerruf; Rücknahme; 
Ruhen der Zulassung" die Worte „ § 16b Rück-
gabe von Pflanzenschutzmitteln" einzufügen. 

2. in Artikel 1 Nr. 13 der § 16a Abs. 7 zu strei-
chen und 

3. in Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe a 

a) in Doppelbuchstabe bb in § 40 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a die Angabe „§ 16a Abs. 7 
Satz 2" durch die Angabe „ § 16b Abs. 2 
Satz 1" und 

b) in Doppelbuchstabe gg in § 40 Abs. 1 Nr. 8a 
die Angabe „ § 16a Abs. 7 Satz 3" durch die 
Angabe „ § 16b Abs. 2 Satz 2 oder Absatz 3 
Satz 2" 

zu ersetzen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf enthält keine ausreichende 
Regelung, in welchen Fällen die Rückgabe an 
einen Betrieb, der Pflanzenschutzmittel in .  den 
Verkehr bringt, zulässig ist. Ferner sind den zu-
ständigen Länderbehörden die Gründe für den 
Widerruf oder die Rücknahme einer Zulassung 
durch die Biologische Bundesanstalt in der Regel 
nicht bekannt. Sie können daher keine sachge-
rechte Entscheidung darüber fällen, ob die An-
ordnung der Rückgabe eines Pflanzenschutzmit-
tels an den Zulassungsinhaber sachlich geboten 
ist oder nicht. Es erscheint zumutbar, daß die Bio-
logische Bundesanstalt in den erfahrungsgemäß 
nur wenigen in Rede stehenden Fällen den Län-
derbehörden ihre Einschätzung der Notwendig-
keit einer Rückgabeanordnung mitteilt und so zu 
einer bundesweit ähnlichen Verfahrensweise 
beiträgt. 
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9. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 19 Abs. 3- neu - PflSchG) 

(3) Die Biologische Bundesanstalt unterrichtet 
die zuständigen Behörden der Länder über die 
Ergebnisse der Meldungen. 

Begründung 

Die für den Vollzug wesentlicher Teile des Geset-
zes zuständigen Länderbehörden sollen ebenfa lls 
Kenntnis über Art  und Menge der im Inland ge-
handelten Pflanzenschutzmittel und Wirkstoffe 
erhalten. Hiermit wird eine bisher bereits auf frei-
williger Basis in unregelmäßiger Folge prakti-
zierte Information der Biologischen Bundesanstalt 
an die Länder verpflichtend festgeschrieben. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 23 Abs. 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 18 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) (... wie Vorlage Doppelbuchstabe 
aa ...) 

bbb) (... wie Vorlage Doppelbuchstabe 
bb ...) 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Im übrigen sind bei der Ausfuhr inter-
nationale Vereinbarungen, insbesondere 
der Verhaltenskodex für das Inverkehr-
bringen und die Anwendung von Pflan-
zenschutz- und Schädlingsbekämpfungs-
mitteln der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, zu berücksichtigen. " ' 

Begründung 

Die Einhaltung der internationalen Vereinbarun-
gen sollte bindend vorgeschrieben werden. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 29 Satz 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 22 ist in § 29 Satz 1 das Wort 
 „Beim" durch die Worte „Bei der Einfuhr und 

beim" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Es ist sicherzustel-
len, daß bei eingeführten Pflanzenschutzgeräten 
die Gebrauchsanleitung in deutscher Sprache 
mitgeliefert wird, um den sachgerechten Einsatz 
der Pflanzenschutzgeräte zu ermöglichen. Der al-
leinige Begriff „Inverkehrbringen" schließt diese 
Forderung nicht automatisch mit ein. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 31 Abs. 1 Nr. 3 PflSchG) 

In Artikel 1 ist in § 31 Abs. 1 Nr. 3 wie folgt zu än-
dern: 

a) Nach dem Wort  „Behältnissen" ist das Komma 
durch das Wort  „und" zu ersetzen. 

b) Nach der Angabe „§ 31a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
bis 5" sind die Worte: der Angabe „Pflanzen-
stärkungsmittel" einzufügen. 

Begründung zu Buchstabe a 

Die vorliegende Fassung würde es erlauben, alle 
erforderlichen Angaben ausschließlich auf einer 
Packungsbeilage und nicht auf den Behältnissen 
oder äußeren Umhüllungen zu machen. Als Fol-
ge müßten sowohl die Händler (z. B. zur richtigen 
Einlagerung) als auch die Kunden und Kontrol-
leure erst alle Packungen öffnen, um an die 
Kennzeichnung zu gelangen. Der Ersatz des 
Wortes „oder" durch das Wo rt  „und" ist deshalb 
zwingend erforderlich. 

Begründung zu Buchstabe b 

Die Aufnahme des Hinweises erleichtert die sach-
gerechte Anwendung und den Verkehr mit Pflan-
zenstärkungsmitteln. Fehlt dieser Hinweis, so kann 
der Handel erst aus der Beschreibung (Zweckbe-
stimmung) feststellen, ob ein Pflanzenstärkungs-
mittel vorliegt und es erst dann entsprechend ein-
ordnen (Selbstbedienungsverbot, Beratung). Dies 
führt zu Unsicherheiten, Nichtbeachtung von Vor-
schriften und Fehlentscheidungen (z. B. Verwechs-
lung mit Pflanzenhilfsmitteln, Pflegemitteln). 

13. Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 32a PflSchG) 

28: Nach § 32 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 32a 

Forderungsübergang 

Wird eine Entschädigung nach § 32 Abs. 1 
oder 2 geleistet oder ein Ausgleich aus An-
laß behördlich angeordneter Maßnahmen 
zur Bekämpfung oder Verhinderung der 
Verschleppung von Schadorganismen ge-
währt und beteiligt sich die Europäische Ge-
meinschaft an der Entschädigung oder dem 
Ausgleich, kann das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, so-
weit es zur Durchführung von Rechtsakten 
der Europäischen Gemeinschaft erforderlich 
ist, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates vorschreiben, daß 
Forderungen auf Entschädigung oder Scha-
densersatz eines Entschädigungs- oder Aus-
gleichsberechtigten, die ihm gegen Dritte 
zustehen, auf die Europäische Gemeinschaft 
in Höhe der anteiligen Finanzierung der 
Entschädigung oder des Ausgleichs an diese 
übergehen. Nähere Einzelheiten des Forde-
rungsübergangs und ein Forderungsüber-
gang im übrigen auf die Länder, insbeson-
dere Umfang und Verfahren, können in der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 geregelt wer-
den. " 

Begründung 

Wegen möglicher Änderungen des Gemein-
schaftsrechts sollte der Forderungsübergang 
durch Verordnung geregelt werden, um flexibel 
auf gemeinschaftsrechtliche Änderungen reagie- 
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ren zu können und somit auch schnell die recht-
liche Voraussetzung für die Mitfinanzierung der 
Gemeinschaft zur Förderung von Bekämpfungs-
maßnahmen zu schaffen. Die Bundesregierung 
weist darauf hin, daß die zugrundeliegenden 
Maßnahmen zum finanziellen Ausgleich der 
Schäden infolge bestimmter Bekämpfungsmaß-
nahmen gegen Schadorganismen Angelegenheit 
der Länder sind; hinzu kommt, daß der Befa ll  mit 
bestimmten Schadorganismen und dessen wirt-
schaftliche Folgen bisher lediglich regional be-
grenzt zu Problemen geführt haben. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe c 
Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe aaa 
(§ 33 Abs. 4 Satz 1 PflSchG) 

Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe c (§ 33 Abs. 4) ist wie 
folgt zu fassen: 

,c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Biologische Bundesanstalt veröf-
fentlicht eine beschreibende Liste 

1. der zugelassenen Pflanzenschutzmittel mit 
Angaben über die für die Anwendung der 
Pflanzenschutzmittel wich tigen Merkmale 
und Eigenschaften, insbesondere die Eig-
nung der Pflanzenschutzmittel für be-
stimmte Anwendungsgebiete, Boden und 
Klimaverhältnisse und den Haus- und 
Kleingartenbereich, sowie den Zeitpunkt, 
an dem die Zulassung der Pflanzenschutz-
mittel endet; 

2. der in die Pflanzenschutzgeräteliste einge-
tragenen Pflanzenschutzgeräte mit Anga-
ben über die für die Verwendung der Pflan-
zenschutzgeräte wichtigen Merkmale und 
Eigenschaften; 

3. der in die jeweilige Liste eingetragenen 
Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe. 

Prüfungsergebnisse aus der Praxis des Pflan

-

zenschutzes können verwertet werden. " ' 

Begründung 

Die beschreibende Liste dient als Informa tion für 
die Pflanzenschutzberatung . sowie den Anwen-
der. Daher ist es von entscheidender Bedeutung, 
neben den Eigenschaften von Pflanzenschutzmit-
teln auch die Eigenschaften von Pflanzenstär-
kungsmitteln und Zusatzstoffen zu kennen, um 
eine sachgerechte Anwendung zu gewährleisten 
und somit Gefährdungen für die Gesundheit wie 
auch den Naturhaushalt zu vermeiden. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 31 
(§ 34 Abs. 2 Nr. 3 und 6 PflSchG) 

In Artikel 1 ist Nummer 31 wie folgt zu fassen: 

,31. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 3 werden nach dem Wort 
 „Warndienstes" die Worte „auch unter 

Verwendung eigener Untersuchungen 
und Versuche" eingefügt. 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Die Prüfung von Pflanzenschutzmit-
teln, Pflanzenschutzgeräten, Verfah-
ren des Pflanzenschutzes, der Resi-
stenz von Pflanzenarten sowie die 
Mitwirkung beim Schließen von Be-
kämpfungslücken, ".' 

Begründung 

Klarstellung, daß auch eigene Versuche des 
Pflanzenschutzdienstes der Länder in die Bera-
tung einfließen können. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 34 a Nr. 2 PflSchG) 

a) In Artikel 1 Nr. 32 sind in § 34 a Satz 1 die Wor-
te „zuständige Landesbehörde" durch die 
Worte „zuständige Behörde" zu ersetzen. 

b) In § 34 a Nr. 2 ist nach dem Wort  „Pflanzen-
schutzmittels " das Wo rt  „ , Pflanzenstärkungs-
mittels" einzufügen und das Wo rt  „Pflanzen-
schutzgeräteliste" ist durch die Worte „Liste 
über Pflanzenstärkungsmittel und die Pflan-
zenschutzgeräteliste" zu ersetzen. 

Begründung 

a) Sprachliche Anpassung, um die einheitliche 
Verwendung des Begriffs „zuständige Behör-
de" für die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden im Pflanzenschutzgesetz beizubehal-
ten. 

b) Die Befugnis der zuständigen Behörden, das 
Inverkehrbringen zu untersagen, soll auch 
Pflanzenstärkungsmittel erfassen, wenn sie 
nicht in die Liste der Pflanzenstärkungsmittel 
(§ 31 a) eingetragen sind. 

17. Zu Artikel 2 
(Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung) 

In Artikel 2 ist Absatz 2 zu streichen. 

Folgeänderungen 

a) Artikel 3 ist zu streichen. 

b) In Artikel 5 ist in Absatz 2 der Satz 2 zu strei-
chen. 

Begründung 

Ob die zur Streichung vorgesehenen Regelungen 
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung (§ 3 
Abs. 1 und 2 und Anlage 3) zukünftig entbehrlich 
werden, sollte erst beurteilt werden, wenn 
tatsächlich mit neuen oder geänderten Zulassun-
gen entsprechende Anwendungsbeschränkun-
gen gleichermaßen wirkungsvoll, dauerhaft, um-
fassend und eindeutig bewirkt werden sollen. 
Die Möglichkeit oder die Erwartung, entspre-
chende Zulassungen eventuell zukünftig zu er-
wirken, rechtfertigt allein noch keinen Verzicht 
auf geltende wichtige Vorschriften der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung. 
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Anlage 2 

Ausschuß-Drucksache 13/902 
Stand: 11. November 1997 

Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
im Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443) 

1. Zu Artikel 1 Nr. 12 
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
(§ 11 Abs. 1 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe a ist Doppelbuch-
stabe cc zu streichen. 

Begründung 

Einwände der Europäischen Kommission gegen 
die vorgeschlagene Regelung. Bei Berücksichti-
gung dieser Einwände kann das mit der Regelung 
beabsichtigte Ziel einer effektiv verbesserten Kon-
trolle nicht erreicht werden. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 20 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe a ist in § 20 nach 
Absatz 3 folgender Absatz anzufügen: 

„(3 a) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht hinsicht-
lich der Einfuhr eines Pflanzenschutzmittels durch 
den Hersteller oder Vertriebsunternehmer." 

Begründung 

Einwände der Europäischen Kommission gegen 
die Vorschrift, daß Pflanzenschutzmittel, die von 
einem Hersteller oder Vertriebsunternehmer zum 
gewerbsmäßigen Inverkehrbringen eingeführt 
werden, bereits zum Zeitpunkt der Einfuhr in 
deutscher Sprache gekennzeichnet sein müssen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 13 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 13 Abs. 1 Satz 1 die 
Angabe „1. Januar ... (Einsetzen: Jahreszahl des 
auf die Verkündung folgenden Kalenderjahres)" 
durch die Angabe „ 1. Juli 1998" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 40 (§ 45 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 40 ist § 45 wie folgt zu ändern: 

,1. Die Absätze 1 bis 3 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) § 6a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist auf Pflanzen-
schutzmittel, die 

1. bis zum 1. Juli  1998 zugelassen worden sind 
oder 

2. nach § 15 zugelassen werden, 

bis zum 1. Juli  2001 nicht anzuwenden. 

(2) § 6 a Abs. 1 Satz 2 ist erst ab dem 1. Juli 
 1999 anzuwenden. 

(3) § 10a Abs. 1 und 2 sowie Rechtsverord-
nungen auf Grund des § 10a Abs. 3 sind erst ab 
dem 1. Juli  2000 anzuwenden; hinsichtlich der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu Ver-
suchszwecken bleiben die allgemeinen Anfor-
derungen an die Anwendung nach § 6 Abs. 1 
Satz 3 unberührt." 

2. Die Absätze 9 und 10 sind wie folgt zu fassen: 

(9) Pflanzenschutzmittel, die vor dem 1. Ju li 
 1998 nach § 15 dieses Gesetzes in der zu die-

sem Zeitpunkt geltenden Fassung zugelassen 
worden sind, dürfen noch bis zum 30. Juni 2001 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes in der 
vor dem 1. Juli  1998 geltenden Fassung in den 
Verkehr gebracht, eingeführt und angewandt 
werden. Endet die Zulassung nach dem 30. Juni 
2001, darf das Pflanzenschutzmittel bis zum 
Ende der Zulassung nur in den Verkehr ge-
bracht, eingeführt und angewandt werden, 
wenn 

1. die Biologische Bundesanstalt zuvor die An-
wendungsgebiete und Anwendungsbestim-
mungen entsprechend § 15 Abs. 2 festgesetzt 
hat und 

2. das Pflanzenschutzmittel nach § 20 Abs. 1 
bis 3 oder auf Grund einer nach § 20 Abs. 5 
erlassenen Rechtsverordnung gekennzeich-
net ist. 

Die Festsetzung der Anwendungsgebiete und 
Anwendungsbestimmungen ist vom Zulas-
sungsinhaber bis zum 1. Februar 1999 bei der 
Biologischen Bundesanstalt zu beantragen. 

(10) Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem 
1. Juli  1998 nach den bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Vorschriften in den Verkehr ge-
bracht worden sind, dürfen noch bis zum 30. Ju-
ni 2000 in den Verkehr gebracht werden. Pflan-
zenstärkungsmittel nach § 2 Nr. 10 Buchstabe b 
und Zusatzstoffe dürfen noch bis zum Ende der 
Zulassung in den Verkehr gebracht werden, so-
weit sie als Pflanzenschutzmittel zugelassen 
sind und die Zulassung nach dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitraum endet. "' 

Begründung 

Anpassung an den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes. 

5. Zu Artikel 5 

Artikel 5 Abs. 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) Dieses Gesetz tritt, vorbehaltlich des 
Absatzes 2, am 1. Ju li  1998 in Kraft. 

(2) Vorschriften des durch Artikel 1 geänderten 
Pflanzenschutzgesetzes, die zum Erlaß von Rechts-
verordnungen ermächtigen, sowie Artikel 2 Abs. 1 
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Nr. 2 und 3 treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 2 Abs. 2 tritt am 1. Ju li  2001 in  Kraft."  

Hinweis 

Artikel 5 Abs. 2 entfällt, wenn Nummer 17 der 
Ausschuß-Drucksache 13/893 angenommen wird. 

Begründung 

Anpassung an den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes. 

Anlage 3 

SPD-Bundestagsfraktion 
Stand: 6. Oktober 1997 

Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443) 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit empfiehlt dem federführenden Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Deutschen Bundestag zu dem Gesetzentwurf folgen-
den Beschluß zu fassen: 

I. Der Deutsche Bundestag stimmt dem Gesetzent

-

wurf mit der Maßgabe folgender Änderungen zu: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Nr. 3 und 4 PflSchG) 

Artikel l Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) In Nummer 4 werden nach dem Wo rt  „Na-
turhaushalt" die Worte „unter besonderer 
Berücksichtigung von Boden und Wasser" 
eingefügt.' 

Begründung 

Die besonderen Belange des Schutzes von Boden 
und Wasser sollen durch explizite Nennung im 
Zweck des Gesetzes unterstrichen werden. 

2. Zu Artikel i Nr. 3 Buchstabe g - neu -
(§ 2 Nr. 15- neu —PflSchG) 

In Artikel 1 ist in Nummer 3 nach Buchstabe f 
folgender Buchstabe g - neu - einzufügen: 

,g) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 
eingefügt: 

„15. Freilandflächen: die nicht durch Gebäu-
de oder Überdachungen ständig abge-
deckten Flächen, unabhängig von ihrer 
Beschaffenheit oder Nutzung. Dazu ge

-

hören auch Verkehrsflächen jeglicher 
Art  wie Gleisanlagen, Straßen-, Wege-, 
Hof- und Betriebsflächen sowie sonstige 
durch Tiefbaumaßnahmen veränderte 
Landflächen."' 

Begründung 

Die Aufnahme der Begriffsbestimmung „Frei-
landflächen" ist erforderlich, um den Regelungs-
inhalt in § 6 Abs. 2 klarzustellen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe h - neu - 
(§ 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist nach Buchstabe g - neu - fol-
gender Buchstabe h - neu - einzufügen: 

,h) Nach § 2 werden folgende Überschrift und 
Vorschrift eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Pflanzenschutz 

§ 2a 
Durchführung des Pflanzenschutzes 

(1) Pflanzenschutz darf nur nach guter 
fachlicher Praxis durchgeführt werden. Die 
gute fachliche Praxis dient insbesondere 

1. der Gesunderhaltung und Qualitätssiche-
rung von Pflanzen und Pflanzenerzeugnis-
sen durch 

a) vorbeugende Maßnahmen, 

b) Verhütung der Einschleppung oder 
Verschleppung von Schadorganismen, 

c) Abwehr oder Bekämpfung von Scha-
dorganismen, 

und 

2. der Abwehr von Gefahren, die durch die 
Anwendung, das Lagern und den sonsti-
gen Umgang mit Pflanzenschutzmitteln 
oder durch andere Maßnahmen des Pflan-
zenschutzes insbesondere für die Gesund-
heit von Mensch und Tier und für den Na-
turhaushalt, entstehen können. 

Zur guten fachlichen Praxis gehört, daß die 
Grundsätze des integ rierten Pflanzenschut-
zes eingehalten werden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien 
für Arbeit und Sozialordnung, für Gesund-
heit und für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Anforde-
rungen der Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis näher zu bestimmen. 

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 2 
kann die Ermächtigung auf die Landesregie-
rungen übertragen werden, soweit dies erfor-
derlich ist, um besonderen regionalen Gege-
benheiten Rechnung tragen zu können. "' 
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Begründung 

Es ist notwendig, daß die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis in einer Rechtsverordnung nä-
her bestimmt werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist Buchstabe a wie folgt zu fas-
sen: 

,a) Satz 3 wird durch folgenden Text ersetzt: 

„Pflanzenschutzmittel dürfen nicht ange-
wandt werden, soweit der Anwender damit 
rechnen muß, daß ihre Anwendung im Ein-
zelfall schädliche Auswirkungen auf die Ge-
sundheit von Mensch und Tier oder auf den 
Naturhaushalt hat. Ein besonderer Schutz gilt 
den Gewässern vor schädlichen Auswirkun-
gen oder einer sonstigen nachteiligen Verän-
derung ihrer Eigenschaften. "' 

Begründung 

Der Begriff der „schädlichen Auswirkungen" 
zum Schutz der Gewässer ist allein nicht ausrei-
chend, da auch sonstige nachteilige Veränderun-
gen der Gewässereigenschaften nicht hinnehm-
bar sind. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist Buchstabe c anzufügen: 

c) In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Sie dürfen auch nicht auf Verkehrsflächen jeg-
licher Art  wie Gleisanlagen, Straßen, Wegen, 
Hof- und Betriebsflächen sowie sonstigen durch 
Tiefbaumaßnahmen veränderten Flächen unter 
freiem Himmel angewendet werden. " 

Begründung 

Notwendige Klarstellung. 

6. Zu Artikel i Nr. 12 Buchstabe  a1  - neu - 
(§ 11 Abs. 1 a - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 ist nach Buchstabe a folgender 
Buchstabe a1 einzufügen: 

,a1) Folgender Absatz 1a  - neu - wird eingefügt: 

„ (1 a) Pflanzenschutzmittel, denen eine 
nach diesem Gesetz erforderliche Zulassung 
fehlt, sind von Pflanzenschutzmitteln, die für 
das Inverkehrbringen vorgesehen und zuge-
lassen sind, getrennt zu lagern und entspre-
chend kenntlich zu machen. " ' 

Begründung 

Die getrennte Lagerung von Pflanzenschutzmit-
teln, die in bzw. nicht in Verkehr gebracht wer-
den sollten, würde zu einer erheblichen Erleich-
terung bei der Durchführung der Pflanzenschutz-
mittelverkehrskontrolle in den Ländern beitra-
gen. Bei Pflanzenschutzmitteln, die nicht für das 
Inverkehrbringen vorgesehen sind, handelt es 

sich vorrangig um Mittel mit abgelaufener Zulas-
sung für die Rückgabe an den Vorlieferanten, 
Mittel für eine weitere Bearbeitung, u.ä. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b 
(§ 11 Abs. 2 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b sind in Satz 2 
nach dem Wort  „Naturhaushalt" die Worte „und 
das Grundwasser" einzufügen. 

Begründung 

Auch bei Pflanzenschutzmitteln, deren Inver-
kehrbringen oder Einfuhr nur für einen Zeitraum 
von 120 Tagen genehmigt wird, ist sicherzustel-
len, daß die üblicherweise bei der Zulassung an

-gelegten Kriterien zum Schutz des Grundwassers 
eingehalten werden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§§ 15, 15b und 15c PflSchG) 

Artikel 1 Nr. 13 ist wie folgt zu ändern: 

a) In § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d sind nach den 
Worten und Tier" ein Komma zu setzen und 
die Worte „auf den Boden" einzufügen. 

b) In § 15b Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b sind die 
Worte „Mensch, Tier" zu ersetzen durch die 
Worte „Mensch und Tier, den Boden". 

c) In § 15c Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe dd sind nach dem Wort  „Tier" ein Kom-
ma zu setzen und die Worte „auf den Boden" 
einzufügen. 

Begründung 

Der Boden ist als Schutzgut gesondert zu nennen. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§§ 15 und 15b PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe d und in § 15b Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe b jeweils das Wo rt  „Grundwasser" 
durch das Wort  „Gewässer" zu ersetzen. 

Begründung 

Von den Vorschriften wird nur das Grundwasser, 
nicht aber das Oberflächenwasser erfaßt. Dies ist 
nicht ausreichend, denn die Gesundheit von 
Mensch und Tier kann gerade auch über das 
Oberflächenwasser im Hinblick auf direkte Ein-
träge bei der oberflächenwassemahen Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln durch indirekte 
Einträge über oberflächige Abschwemmungen 
geschädigt werden. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 15 Abs. 2 Nr. 3 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15 Abs. 2 Nr. 3 nach 
dem Wort  „Verpackungsgröße" folgender Satz 
einzufügen: 

„Mittel, die dazu bestimmt sind, Flächen von 
Pflanzenwuchs nicht-selektiv freizumachen oder 
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freizuhalten, sind für die Anwendung im Haus-
und Kleingartenbereich nicht geeignet. " 

Folgeänderung 

In Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe a ist Nummer 1 
Buchstabe c zu streichen. 

Begründung 

Die langjährigen Erfahrungen in den Ländern 
zeigen, daß die Anwendung jeglicher Totalherbi-
zide im Haus- und Kleingartenbereich unver-
meidlich zu einem erheblichen Eintrag dieser 
Stoffe in Kanalisation und Oberflächengewässer 
führt, da sie häufig auf befes tigten Flächen (We-
gen, Bürgersteigen, Terrassen, Garageneinfahr-
ten), von denen eine Gefahr der Abschwemmung 
ausgeht, eingesetzt werden. 

Bisher erlassene Anwendungsbestimmungen der 
Biologischen Bundesanstalt wurden von den 
häufig nicht sachkundigen Anwendern mißach-
tet und blieben im Ergebnis wirkungslos. Eine 
Kontrolle derar tiger Anwendungsbestimmungen 
im Landesvollzug ist nicht durchführbar. Insofern 
ist auch die in § 8 vorgesehene Länderermäch-
tigung zum Erlaß spezieller Anwendungsvor-
schriften so lange nicht zielführend, wie der Han-
del mit entsprechenden Mitteln nicht unterbun-
den werden kann. Sie kann daher entfallen. 

Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, daß die 
Biologische Bundesanstalt bei derar tigen Mitteln 
für den Haus- und Kleingartenbereich keinen Er-
messensspielraum für eine Eignungsfeststellung 
hat. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 13 
(§ 15b Abs. 3 1. Halbsatz PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in j 15 b Abs. 3 der erste 
Halbsatz wie folgt zu fassen: 

„Sind die für Anwendung des Pflanzenschutz-
mittels bedeutsamen Verhältnisse im Inland nicht 
mit denjenigen in dem Mitgliedstaat vergleich-
bar,". 

Begründung 

Die Fassung der Bundesregierung, die auf eine 
vollständige Übereinstimmung der für die An-
wendung des Pflanzenschutzmittels bedeutsa-
men Verhältnisse im Inland abhebt, sind zu weit-
gehend und entspricht nicht der EWG-Richtlinie. 
Die Änderung folgt dem Wortlaut des Artikels 10 
Abs. 1 der EWG-Richtlinie 91/414/EWG. 

12. Zu Artikel i Nr. 13 
(§ 15b Abs. 3 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15b Abs. 3 als Satz 2 
einzufügen: 

„Reichen die Einschränkungen oder andere An-
wendungsbestimmungen nicht aus, um den Ver-
hältnissen im Inland gerecht zu werden, so ist 
eine Zulassung zu versagen. " 

Begründung 

Eindeutige Klarstellung des Gewollten. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 13 (1 18c Abs. 2 Nr. 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 sind in § 18c Abs. 2 Nr. 2 nach 
dem Wort  „Wirkstoffe" ein Komma und die Worte 
„Hilfsstoffe und Verunreinigungen" einzufügen. 

Begründung 

Auch die in einem Pflanzenschutzmittel enthalte-
nen Hilfsstoffe und Verunreinigungen sollten 
nicht unter die Geheimhaltungspflicht fa llen, zu-
mal die entsprechenden Analyseverfahren eben-
falls als nicht geheimhaltungsbedürftig einge-
stuft werden (Absatz 2 Nr. 6). 

14. Zu Artikel 1 Nr. 35a - neu -
(§ 38 Abs. 2 Nr. 2 PflSchG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 35 folgende 
Nummer 35 a einzufügen: 

,35a. In i 38 Abs. 2 Nr. 2 ist das Wort  „und" 
durch die Worte „sowie in Fä llen eines be-
gründeten Verdachts des Auftretens ge-
fährlicher Schadorganismen auf unbefrie-
deten Grundstücken Proben ohne Entgelt 
und ohne Mitwirkung des Besitzers ent-
nehmen und" zu ersetzen.' 

Begründung 

Bei der notwendigen Entnahme von unter Um-
ständen sogar eilbedürftigen Verdachtsproben ist 
in der Verwaltungspraxis ansonsten für die Er-
mittlung und Konsultation des jewei ligen Grund-
stückbesitzers ein nicht vertretbar hoher Zeitauf-
wand erforderlich. Nach pflichtgemäßem Ermes-
sen, respektive mit restriktivem Ansatz, sollten 
von Amts wegen dann auch ohne Mitwirkung 
des Besitzers gültige Proben entnommen werden 
können. Das womöglich entgegengestellte Be-
denken der Unverletzlichkeit des Eigentums 
schlägt in Relation zu den bereits geltenden Ein-
schränkungen des gesamten § 38 Pflanzenschutz-
gesetz nicht durch. Zu einer mindestens analogen 
Einschätzung gelangt man beispielsweise auch 
bei der Betrachtung der durch das Jagdrecht be-
stimmten Eigentumsbeschränkungen. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 36 Buchstabe d - neu -
(§ 38a Abs. 3 - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 36 ist nach Buchstabe c folgender 
Buchstabe d einzufügen: 

,d) An die Stelle des bisherigen Absatz 2 wird 
folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Daten nach i 18c Abs. 2 Nr. 3 
und 6 sind den für Natur- und . Gewässer-
schutz zuständigen Behörden oder den Was-
serversorgungsunternehmen auf Anfrage 
zur Verfügung zu stellen." ' 
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Begründung 

Fortführung der schon bisher bewährten Pra xis. 

16. Zu Artikel 2 
(Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung) 

In Artikel 2 ist Absatz 2 zu streichen. 

Folgeänderungen 

a) Artikel 3 ist zu streichen. 

b) In Artikel 5 ist in Absatz 2 der Satz 2 zu strei-
chen. 

Begründung 

Ob die zur Streichung vorgesehenen Regelungen 
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung (§ 3 
Abs. 1 und 2 und Anlage 3) zukünftig entbehrlich 
werden, sollte erst beurteilt werden, wenn 
tatsächlich mit neuen oder geänderten Zulassun-
gen entsprechende Anwendungsbeschränkun-
gen gleichermaßen wirkungsvoll, dauerhaft, um-
fassend und eindeutig bewirkt werden sollen. 
Die Möglichkeit oder die Erwartung, entspre-
chende Zulassungen eventuell zukünftig zu er-
wirken, rechtfertigt allein noch keinen Verzicht 
auf geltende wichtige Vorschriften der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung. 

Anlage 4 

SPD-Bundestagsfraktion 
Stand: 10. November 1997 

Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443): 

,Der Deutsche Bundestag stimmt folgender Ent-
schließung zu: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich natio

-

nal, in der Europäischen Union und international ver

-

stärkt für einen vorsorgenden, wirksamen Schutz der 
Gesundheit der Menschen, der Tiere und des Natur-
haushaltes vor den insgesamt nicht einschätzbaren 
Auswirkungen chemischer Pflanzenschutzmittel und 
ihren Verunreinigungen einzusetzen. Dabei sind fol-
gende Maßnahmen vordringlich umzusetzen: 

- Bei der Zulassung von Pflanzenschutzmittelwirk-
stoffen müssen auch mögliche hormonelle Wirkun-
gen berücksichtigt und bei begründetem Verdacht 
eine Zulassung verweigert werden. Auch akut 
hochtoxische Pflanzenschutzmittelwirkstoffe, die 
in den WHO-Klassen IA und IB sind, sollten nicht 
zugelassen werden. Für alle Pflanzenschutzmittel 
sollte zunächst nur eine „beobachtende Zulassung" 
für drei Jahre ausgesprochen werden. In dieser 
Zeit können durch intensives Monitoring uner-
wünschte Nebenwirkungen erkannt werden. 

- In einer Verordnung müssen klare Anforderungen 
an  die gute fachliche Praxis bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln festgelegt werden, die 
insbesondere auf die vorhandenen alternativen 
biologischen und mechanischen Pflanzenschutz

-

verfahren verweisen. 

- Auch auf internationaler Ebene sind Vereinbarun-
gen über die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln durch klare Anforderungen zum Schutz der 
Anwender, der Tiere und Pflanzen und des gesam-
ten Naturhaushaltes zu treffen, um den Gesund-
heitsschutz, den Umweltschutz und die Erhaltung 
der biologischen Vielfalt zu gewährleisten. Die Be-
dingungen und Kontrollen für den Export  von che-
mischen Pflanzenschutzmitteln bzw. von Wirkstof-
fen sind zu verschärfen, da diese Wirkstoffe z. T. 
auch als chemische Waffen verwendet werden 
können und über Importe auch die Verbraucher 
und die Umwelt in Europa belasten können. Für 
exportierte Pflanzenschutzmittel müssen vergleich-
bare Regelungen wie für im Inland vermarktete 
oder angewendete gelten. 

- Die in Anhang VI der EG-Richtlinie über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln festgeleg-
ten einheitlichen Grundsätze und Kriterien für die 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln müssen 
überarbeitet werden. Die hormonellen Wirkungen 
von Pflanzenschutzmitteln müssen bei der Zulas-
sung berücksichtigt werden und die Überwachung 
der Gewässergüte muß durch Bereitstellung von 
Analyseverfahren erst ermöglicht werden. " ' 
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Anlage II 

Ausschußdrucksache 13/900 
12. November 1997 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
zu TOP 8 a der Sitzung des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
am 12. November 1997 
zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443) 

I. Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Nr. 3 und 4 PflSchG) 

Artikel 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort  
„Naturhaushalt" die Worte „unter beson

-

derer Berücksichtigung von Boden und 
Wasser" eingefügt.' 

Begründung 

Die besonderen Belange des Schutzes von Boden 
und Wasser sollen durch explizite Nennung im 
Zweck des Gesetzes unterstrichen werden. 

2. Zu Artikel i Nr. 3 Buchstabe g - neu - 
(§ 2 Nr. 15 - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 ist in Nummer 3 nach Buchstabe f 
folgender Buchstabe g - neu - einzufügen: 

,g) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 
eingefügt: 

„ 15. Freilandflächen: die nicht durch Gebäude 
oder Überdachungen ständig abgedeck-
ten Flächen, unabhängig von ihrer Be-
schaffenheit oder Nutzung. Dazu gehö-
ren auch Verkehrsflächen jeglicher A rt 

 wie Gleisanlagen, Straßen-, Wege-, Hof-
und Betriebsflächen sowie sonstige 
durch Tiefbaumaßnahmen veränderte 
Landflächen."' 

Begründung 

Die Aufnahme der Begriffsbestimmung „Frei-
landflächen" ist erforderlich, um den Regelungs-
inhalt in § 6 Abs. 2 klarzustellen. 

3. Zu Artikel i Nr. 3 Buchstabe h - neu - 
(§ 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist nach Buchstabe g - neu - fol-
gender Buchstabe h - neu - einzufügen: 

,h) Nach § 2 werden folgende Überschrift und 
Vorschrift eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 

Pflanzenschutz 

§ 2a 

Durchführung des Pflanzenschutzes 

(1) Pflanzenschutz darf nur nach guter fach-
licher Praxis durchgeführt werden. Die gute 
fachliche Praxis dient insbesondere 

1. der Gesunderhaltung und Qualitätssiche-
rung von Pflanzen und Pflanzenerzeugnis-
sen durch 

a) vorbeugende Maßnahmen, 

b) Verhütung der Einschleppung oder Ver-
schleppung von Schadorganismen, 

c) Abwehr oder Bekämpfung von Schad

-

organismen, 

und 

2. der Abwehr von Gefahren, die durch die 
Anwendung, das Lagern und den sonsti-
gen Umgang mit Pflanzenschutzmitteln 
oder durch andere Maßnahmen des Pflan-
zenschutzes insbesondere für die Gesund-
heit von Mensch und Tier und für den 
Naturhaushalt entstehen können. 

Zur guten fachlichen Praxis gehört, daß die 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes 
eingehalten werden. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien 
für Arbeit und Sozialordnung, für Gesundheit 
und für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates die Anforderun-
gen der Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis näher zu bestimmen. 

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 2 
kann die Ermächtigung auf die Landesregie-
rungen übertragen werden, soweit dies er-
forderlich ist, um besonderen regionalen Ge-
gebenheiten Rechnung tragen zu können. " ' 

Begründung 

Es ist notwendig, daß die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis in einer Rechtsverordnung nä-
her bestimmt werden, wobei die Einhaltung der 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes 
Teil dieser Praxis sein muß. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist Buchstabe c anzufügen: 

,c) In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Sie dürfen auch nicht auf Verkehrsflä

-

chen jeglicher A rt  wie Gleisanlagen, Straßen, 
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Wegen, Hof- und Betriebsflächen sowie son-
stigen durch Tiefbaumaßnahmen veränderten 
Flächen unter freiem Himmel angewendet 
werden. "' 

Begründung 

Notwendige Klarstellung. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 6a PflSchG) 

Artikel 1 Nr. 6 ist in § 6 a Abs. 4 Nr. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„3. Pflanzenschutzmittel, die für landwirtschaft-
liche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische 
Zwecke im eigenen Betrieb hergestellt wer-
den, soweit dazu nicht Mittel verwandt wer-
den, die Stoffe oder Zubereitungen enthal-
ten, die zu gewerblichen Zwecken oder im 
Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unterneh-
mungen in den Verkehr gebracht oder einge-
führt worden sind, sowie für traditionell ein-
gesetzte Stoffe oder Zubereitungen des öko-
logischen Landbaus, wie sie in Anhang II B 
der Verordnung 1488/97/EWG festgelegt 
sind. " 

Begründung 

Traditionell wendet der ökologische Landbau 
auch „Stoffe oder Zubereitungen" an, die zu „ge-
werblichen Zwecken oder im Rahmen sonstiger 
wirtschaftlicher Unternehmungen in den Verkehr 
gebracht" werden, z. B. Schmierseife, Speiseöl oder 
Gesteinsmehle, die für den biologischen Pflan-
zenschutz eine erhebliche Bedeutung haben, 
aber nicht in jedem Fall  bereits registrierte Pflan-
zenstärkungsmittel sind. Vor allem die Sonder-
kulturbetriebe des ökologischen Landbaus sind 
auf die Anwendung dieser Präparate angewie-
sen. Sollte eine solche Bestimmung nicht Ein-
gang in den Gesetzestext finden, würde die 
weitere Anwendung solcher Stoffe faktisch im 
rechtsfreien Raum stattfinden. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe  a1  - neu - 
(§ 11 Abs. la  - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 ist nach Buchstabe a folgender 
Buchstabe a1 einzufügen: 

,a1) Folgender Absatz la  - neu - wird eingefügt: 

„ (1 a) Pflanzenschutzmittel, denen eine nach 
diesem Gesetz erforderliche Zulassung fehlt, 
sind von Pflanzenschutzmitteln, die für das 
Inverkehrbringen vorgesehen und zugelas-
sen sind, getrennt zu lagern und entspre-
chend kenntlich zu machen. "' 

Begründung 

Die getrennte Lagerung von Pflanzenschutzmit-
teln, die in bzw. nicht in Verkehr gebracht wer-
den sollten, würde zu einer erheblichen Erleich-
terung bei der Durchführung der Pflanzenschutz-
mittelverkehrskontrolle in den Ländern beitra

-

gen. Bei Pflanzenschutzmitteln, die nicht für das 
Inverkehrbringen vorgesehen sind, handelt es 
sich vorrangig um Mittel mit abgelaufener Zulas-
sung für die Rückgabe an den Vorlieferanten, 
Mittel für eine weitere Bearbeitung, u.ä. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b 
(§ 11 Abs. 2 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b sind in Satz 2 
nach dem Wort  „Naturhaushalt" die Worte „und 
das Grundwasser" einzufügen. 

Begründung 

Auch bei Pflanzenschutzmitteln, deren Inver-
kehrbringen oder Einfuhr nur für einen Zeitraum 
von 120 Tagen genehmigt wird, ist sicherzustel-
len, daß die üblicherweise bei der Zulassung an-
gelegten Kriterien zum Schutz des Grundwassers 
eingehalten werden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§§ 15, 15b und 15c PflSchG) 

Artikel 1 Nr. 13 ist wie folgt zu ändern: 

a) In § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d sind nach den 
Worten „und Tier" ein Komma zu setzen und 
die Worte „auf den Boden" einzufügen: 

b) In § 15b Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b sind die 
Worte „Mensch, Tier" zu ersetzen durch die 
Worte „Mensch und Tier, den Boden" . 

c) In § 15ç Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a Doppel-
buchstabe dd sind nach dem Wort  „Tier" ein 
Komma zu setzen und die Worte „auf den 
Boden" einzufügen. 

Begründung 

Der Boden ist als Schutzgut gesondert zu nen-
nen. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§§ 15 und 15b PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15 Abs. 1 Nr. 3 Buch-
stabe d und in § 15b Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b je-
weils das Wort  „Grundwasser" durch die Worte 
„Gewässer gemäß den Richtlinien 80/778/EWG 
des Rates vom 15. Juli  1980 über die Qualität 
von Wasser für den menschlichen Gebrauch und 
75/440/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 über 
die Qualitätsanforderungen an Oberflächenwas-
ser für die Trinkwassergewinnung in den Mit-
gliedstaaten" zu ersetzen. 

Begründung 

Von den Vorschriften wird nur das Grundwasser, 
nicht aber das Oberflächenwasser erfaßt. Dies ist 
nicht ausreichend, denn die Gesundheit von 
Mensch und Tier kann gerade auch über das 
Oberflächenwasser im Hinblick auf direkte Ein-
träge bei der oberflächenwassernahen Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln durch indirekte 
Einträge über oberflächige Abschwemmungen 
geschädigt werden. 
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10. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 15 Abs. 2 Nr. 3 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15 Abs. 2 Nr. 3 nach 
dem Wort  „Verpackungsgröße" folgender Satz 
einzufügen: 

„Mittel, die dazu bestimmt sind, Flächen von 
Pflanzenwuchs nicht-selektiv freizumachen oder 
freizuhalten, sind für die Anwendung im Haus-
und Kleingartenbereich nicht geeignet. " 

Folgeänderung 

In Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe a ist Nummer 1 
Buchstabe c zu streichen. 

Begründung 

Die langjährigen Erfahrungen in den Ländern 
zeigen, daß die Anwendung jeglicher Totalherbi-
zide im Haus- und Kleingartenbereich unver-
meidlich zu einem erheblichen Eintrag dieser 
Stoffe in Kanalisation und Oberflächengewäs-
ser führt, da sie häufig auf befestigten Flächen 
(Wegen, Bürgersteigen, Terrassen, Garagenein-
fahrten), von denen eine Gefahr der Abschwem-
mung ausgeht, eingesetzt werden. 

Bisher erlassene Anwendungsbestimmungen der 
Biologischen Bundesanstalt wurden von den häu-
fig nicht sachkundigen Anwendern mißachtet 
und blieben im Ergebnis wirkungslos. Eine Kon-
trolle derartiger Anwendungsbestimmungen im 
Landesvollzug ist nicht durchführbar. Insofern 
ist auch die in § 8 vorgesehene Länderermäch-
tigung zum Erlaß spezieller Anwendungsvor-
schriften so lange nicht zielführend, wie der Han-
del mit entsprechenden Mitteln nicht unterbun-
den werden kann. Sie kann daher entfallen. 

Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, daß die 
Biologische Bundesanstalt bei derar tigen Mitteln 
für den Haus- und Kleingartenbereich keinen Er-
messensspielraum für eine Eignungsfeststellung 
hat. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 15 b Abs. 3 Satz 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 ist in § 15 b Abs. 3 als Satz 2 
einzufügen: 

„Reichen die Einschränkungen oder andere An-
wendungsbestimmungen nicht aus, um den Ver-
hältnissen im Inland gerecht zu werden, so ist 
eine Zulassung zu versagen. " 

Begründung 

Eindeutige Klarstellung des Gewollten. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 18c Abs. 2 Nr. 2 PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 13 sind in § 18c Abs. 2 Nr. 2 nach 
dem Wort  „Wirkstoffe" ein Komma und die Worte 
„Hilfsstoffe und Verunreinigungen" einzufügen. 

Begründung 

Auch die in einem Pflanzenschutzmittel enthalte-
nen Hilfsstoffe und Verunreinigungen sollten 
nicht unter die Geheimhaltungspflicht fa llen, zu-
mal die entsprechenden Analyseverfahren eben-
falls als nicht geheimhaltungsbedürftig einge-
stuft werden (Absatz 2 Nr. 6). 

13. Zu Artikel 1 Nr. 36 Buchstabe d - neu - 
(§ 38a Abs. 3 - neu - PflSchG) 

In Artikel 1 Nr. 36 ist nach Buchstabe c folgender 
Buchstabe d einzufügen: 

,d) An die Stelle des bisherigen Absatzes 2 wird 
folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Daten nach § 18c Abs. 2 Nr. 3 
und 6 sind den für Natur- und Gewässer-
schutz zuständigen Behörden oder den Was-
serversorgungsunternehmen auf Anfrage zur 
Verfügung zu stellen. " 

Begründung 

Fortführung der schon bisher bewährten Praxis. 

II. Folgender Entschließung ist zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich natio-
nal, in der Europäischen Union und international ver-
stärkt für einen vorsorgenden, wirksamen Schutz der 
Gesundheit der Menschen, Tiere und des Naturhaus-
haltes vor den Auswirkungen chemischer Pflanzen-
schutzmittel und ihren Verunreinigungen einzuset-
zen. Dabei sind folgende Maßnahmen vordringlich 
umzusetzen: 

- Bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln muß 
auch deren mögliche hormonelle Wirkung berück-
sichtigt und bei begründetem Verdacht eine Zu-
lassung verweigert werden. Auch akut hoch toxi-
sche Pflanzenschutzmittelwirkstoffe, die in den 
WHO-Klassen IA oder IB sind, sollten nicht zu-
gelassen werden. Für alle Pflanzenschutzmittel 
sollte zunächst nur eine „beobachtende Zulas-
sung" für drei Jahre ausgesprochen werden. In 
dieser Zeit können durch intensives Monito ring 
unerwünschte Nebenwirkungen erkannt werden. 

- Auch auf internationaler Ebene sind Vereinbarun-
gen über die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln durch klare Anforderungen zum Schutz der 
Anwender, der Tiere und Pflanzen und des gesam-
ten Naturhaushaltes zu treffen, um den Gesund-
heitsschutz, den Umweltschutz und die Erhaltung 
der biologischen Vielfalt zu gewährleisten. Die 
Bedingungen und Kontrollen für den Expo rt  von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln bzw. von Wirk-
stoffen sind zu verschärfen, da diese Wirkstoffe 
z. T. auch als chemische Waffen verwendet werden 
können und über Importe auch die Verbraucher 
und die Umwelt in Europa belasten können. Für 
exportierte Pflanzenschutzmittel müssen ver-
gleichbare Regelungen wie für im Inland vermark-
tete oder angewendete gelten. 
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- Die in Anhang VI der EG-Richtlinie über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
festgelegten einheitlichen Grundsätze und Kri-
terien für die Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln müssen überarbeitet werden. Die hor-
monellen Wirkungen von Pflanzenschutzmit-
teln müssen bei der Zulassung berücksichtigt 
werden und die Überwachung der Gewässer-
güte muß durch Bereitstellung von Analysever-
fahren erst ermöglicht werden. 
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Ausschuß-Drucksache 13/905 
10. November 1997 

Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
im Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
(Drucksache 13/8443) 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 PflSchG „Zweck") 

in § 1 wird als Nr. 2 neu aufgenommen: 

„2. Die Biologische Vielfalt zu fördern,". 

Begründung 

Die Bundesregierung hat sich auf der UNCED-
Konferenz im Juni 1992 in Rio de Janeiro der 
Konvention über den Schutz der Biologischen 
Vielfalt zum Schutz und zur Förderung der Biolo-
gischen Vielfalt verpflichtet. Mit der Aufnahme 
der entsprechenden Verpflichtung wird die Kon-
vention in nationales Recht umgesetzt. 

§ 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Vermeidbare Beeinträchtigungen sowie Ge-
fahren abzuwenden, die durch die Anwen-
dung von Pestiziden, insbesondere für die 
menschliche Gesundheit sowie für die Um-
welt und die Biologische Vielfalt entstehen 
können, " . 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 2 Nr. 2 a. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 
(§ 2 PflSchG „Begriffsbestimmungen") 

In Artikel 1 Nr. 3 ist einzufügen: 

,b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Integrierter Pflanzenschutz; eine Kombi-
nation biologischer, biotechnischer, pflan-
zenzüchterischer sowie Anbau- und kul-
turtechnischer Maßnahmen, wobei che-
mische Pestizide nur im Ausnahmefall 
eingesetzt werden und die Notwendigkeit 
vor deren Einsatz nachgewiesen werden 
muß, " . 

Buchstabe b wird Buchstabe c. 

Begründung 

Daß Pestizide nur im Ausnahmefall eingesetzt 
werden sollen, basiert auf einer von der FAO 
publizierten IPS-Definition, in der es heißt: 
„Wenn Pflanzenschutzmaßnahmen für notwen-
dig gehalten werden, sollte ein System von 

Anlage III 

nicht-chemischen Bekämpfungsmethoden in Be-
tracht gezogen werden, bevor eine Entscheidung 
zum Einsatz von Pestiziden getroffen wird. Ge-
eignete Methoden zur Befallskontrolle sollten in 
einer integrie rten Art  und Weise erfolgen, Pesti-
zide sollten nur auf dem notwendigen Niveau 
eingesetzt werden und nur als letzter Ausweg 
einer IPS-Strategie. Bei solch einer Strategie 
sollten die Auswirkungen der Pestizide auf die 
menschliche Gesundheit, auf die Umwelt, auf 
die Nachhaltigkeit des Agrarsystems und auf 
die Wirtschaftlichkeit sorgfältig abgewogen 
werden. " 

In Artikel 1 Nr. 3 wird Nummer 9 wie folgt ge-
faßt: 

„9. Pestizide: Stoffe oder Zubereitungen, die 
dazu bestimmt sind, ... " . 

Der Begriff Pflanzenschutzmittel ist hier und im 
gesamten Gesetz durch Pestizide zu ersetzen. 

Begründung 

Der Begriff „Pflanzenschutzmittel" beschreibt die 
Einsatzbereiche solcher Mittel nicht adäquat. So 
kommen z. B. Wachstumsregler, die nach § 2 Nr. 9c 
mit zu den Pflanzenschutzmitteln zählen, primär 
aus anbautechnischen Gründen zum Einsatz. Fer-
ner ist im internationalen Sprachgebrauch der Be-
griff Pflanzenschutzmittel bzw. sind do rt  dessen 
Übersetzungen (im Englischen als „plant protec-
tion agent") kaum üblich. Der Terminus Pestizid 
(bzw. pesticide) entspricht auch der gängigen 
Fachsprache im In- und Ausland. 

In Artikel 1 ist nach Nummer 3 § 2 a - neu - ein-
zufügen: 

„Zweiter Abschnitt 
Pflanzenschutz 

§ 2a 
Durchführung des Pflanzenschutzes: 

Gute fachliche Praxis 

(1) Pflanzenschutz darf nur nach guter fach-
licher Praxis durchgeführt werden.. Die Gute 
fachliche Praxis dient insbesondere der Gesund-
erhaltung und Qualitätssicherung von Pflanzen 
und deren Erzeugnisse sowie der Abwehr von 
Gefahren, die durch die Anwendung, das Lagern 
und den sonstigen Umgang mit Pestiziden ent-
stehen können. 

(2) Die Grundsätze und Anforderungen der 
Guten fachlichen Praxis werden vom Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, im Einvernehmen mit den Bundesmini-
sterien für Arbeit und Sozialordnung, für Ge-
sundheit und für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit durch einheitliche Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates definie rt 

 und durch Rechtsverordnung festgelegt. 

 



Drucksache 13/9074 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 2 kann 
die Ermächtigung auf die Landesregierungen 
übertragen werden, um nachweislich besonde-
ren regionalen Gegebenheiten Rechnung tragen 
zu können. " 

Begründung 

Nur eine definierte und bundeseinheitlich durch 
Rechtsverordnung festgelegte Gute fachliche 
Praxis kann den sachgerechten Umgang mit 
Pestiziden und eine gleiche Wettbewerbsfähig-
keit der Landwirte in den Bundesländern ge-
währleisten. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6 PflSchG „Allgemeines") 

§ 6 Abs. 1 wird wie folgt formuliert: 

(1) „Pestizide dürfen nur angewandt werden, 
wenn die Anwendung naturverträglich und ord-
nungsgemäß erfolgt. Pestizide dürfen nicht ange-
wandt werden, soweit der Anwender damit rech-
nen muß, daß ihre Anwendung vermeidbaren 
Beeinträchtigungen oder schädliche Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit oder die 
Umwelt und die Biologische Vielfalt hat, oder 
wenn alternative Maßnahmen zur Kontrolle von 
Schadorganismen zur Verfügung stehen. Die 
zuständige ... " 

Begründung 

Die Anwendung von Pestiziden muß im Einklang 
mit einer naturverträglichen und ordnungsgemä-
ßen Naturnutzung erfolgen. Nicht nur die ein-
zelne Anwendung, sondern auch die Anwen-
dung allgemein darf keine schädlichen Auswir-
kungen haben. Nicht nur erhebliche schädliche 
Auswirkungen auf die Umwelt, sondern alle 
schädlichen Auswirkungen und vermeidbaren 
Beeinträchtigungen sind nicht akzeptabel. Die 
Unterscheidung zwischen Grundwasser und an-
deren Gewässern ist aus ökotoxikologischer Sicht 
nicht haltbar. Die Vorrangigkeit von alternativen 
Maßnahmen vor dem Einsatz von Pestiziden ent-
spricht den in der AGENDA 21- wo immer mög-
lich - geforderten Systemen nachhaltiger Land-
wirtschaft mit niedrigem Produktionsmittelein-
satz, einer optimalen Nutzung der im eigenen 
Betrieb vorhandenen Produktionsmittel und dem 
möglichst geringen Einsatz externer Betriebs-
mittel. 

Nach der AGENDA 21 sollen Regierungen „eine 
verbindliche wie auch freiwillige Maßnahmen 
beinhaltende Politik umsetzen, die auf die Be-
stimmung und weitgehende Reduzierung der 
von toxischen Chemikalien ausgehenden Bela-
stung durch Ausweichen auf weniger toxische 
Ersatzstoffe und letztlich völligen Verzicht auf a ll 

 jene Chemikalien ausgerichtet ist, von denen 
eine nicht zu vertretende und anderweitig nicht 
zu beherrschende Gefahr für Umwelt und Ge-
sundheit ausgeht und deren Verwendung auf-
grund ihrer Toxizität, ihrer Langlebigkeit und 
ihres Bioakkumulationsverhaltens nicht ausrei

-

chend kontrolliert werden kann". Die Regierun-
gen sollen (...) „sich verstärkt uni die Festlegung 
und Einhaltung von Richtwerten auf nationaler 
Ebene, basierend auf dem Codex Alimentarius 
von FAO/WHO, bemühen, um die schädlichen 
Auswirkungen chemischer Inhaltsstoffe in Le-
bensmitteln so gering wie möglich zu halten" 
und „die übermäßige Abhängigkeit der Land-
wirtschaft von Agrarchemikalien durch Über-
nahme alternativer Landbaupraktiken, integrier-
ter Formen der Schädlingsbekämpfung und an

-dere geeignete Maßnahmen verringern" . 

§ 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

(2) „Pestizide dürfen auf Freilandflächen nur 
angewandt werden, soweit diese landwirtschaft-
lich, forstwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch 
genutzt werden. Sie dürfen nicht angewandt 
werden: 
- näher als 500 m neben bewohnten Gebäuden, 

- in oder näher als 50 m an  oberirdischen Ge-
wässern, 

- auf Dauergrünland, 
- auf Streuobstflächen, 
- auf anderen besonders empfindlichen Böden 

oder Standorten sowie 
- gegen Wirbeltiere im Freiland." 

Begründung 

Die Einschränkung auf die erwerbsgärtnerische 
Nutzung der Flächen ist notwendig, um eine An-
wendung in Privathaushalten, Haus- und Klein-
gärten und auf sonstigen Flächen generell auszu-
schließen bzw. dem Vorrang des Einsatzes nicht-
chemischer Methoden Nachdruck zu verleihen. 
Die Anwendungen dort  sind nicht notwendig 
und private Anwender verfügen meist nicht über 
die erforderliche Sachkenntnis. Die Anwendung 
von Pestiziden in der Nähe von bewohnten 
Gebäuden kann wegen der immer auftretenden 
Abdrift nicht toleriert  werden. Die Angabe des 
Abstandes zu Gewässern ist notwendig, um für 
die Praxis konkrete Vorgaben zu haben. Dauer-
grünland und Streuobstflächen gehören zwar zu 
den landwirtschaftlich genutzten Flächen, kön-
nen aber schon jetzt ohne Pestizide bewirtschaf-
tet werden. Es ist nicht notwendig, Verkehrsflä-
chen besonders zu erwähnen, da eine Pestizid-
anwendung hier vom Gesetz ohnehin nicht vor-
gesehen ist. Der Einsatz von Pestiziden auf Bö-
den mit großer Hangneigung (>7 %) und auf 
leichten Böden mit hohem Grundwasserstand ist 
sehr problematisch und sollte deshalb nicht zu-
gelassen sein. Das Verbot der Anwendung gegen 
Wirbeltiere ist aus Gründen des Tierschutzes not-
wendig. Die Einschränkung auf das Freiland läßt 
den Gesundheits- und Vorratsschutz unberührt. 

§ 6 Abs. 4 Nr. 3 wird wie -folgt geändert: 

3. Pestizide, die für landwirtschaftliche, forstwirt-
schaftliche oder gärtnerische Zwecke zur 
Anwendung im eigenen Betrieb hergestellt 
werden, soweit dazu nicht Mi ttel verwandt 
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werden, die Stoffe oder Zubereitungen enthal-
ten, die zu gewerblichen Zwecken oder im 
Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unterneh-
mungen in den Verkehr gebracht oder einge-
führt worden sind, sowie für traditionell einge-
setzte Stoffe oder Zubereitungen des ökologi-
schen Landbaus, wie sie in Anhang II B der 
Verordnung 2092/91/EWG festgelegt sind. 

Begründung 

Ausnahmen vom Sachkundenachweis sind nicht 
gerechtfertigt. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 12a und b 
(§ 11 PflSchG „Zulassungsbedürftigkeit") 

§ 11 Abs. 1 Nr. 1 wird gestrichen. 

Begründung 

Es soll sichergestellt werden, daß die traditionell 
im ökologischen Landbau eingesetzten Stoffe 
oder Zubereitungen auch nach der Novellierung 
des Pflanzenschutzgesetzes angewandt werden 
dürfen. Bei diesen traditionellen Stoffen handelt 
es sich beispielsweise um Schmierseife, Speiseöl 
oder Gesteinsmehle, die für den Pflanzenschutz 
im ökologischen Land- und Garten- sowie Son-
derkulturanbau (Obst, Wein, Hopfen) eine erheb-
liche Bedeutung haben, aber nicht in jedem Fa ll 

 bereits registrierte Pflanzenstärkungsmittel sind. 
Ohne die vorgeschlagene Bestimmung würde 
die weitere Anwendung solcher Stoffe durch die 
ökologisch wirtschaftenden Landwirte oder Gä rt

-ner oder Winzer im rechtsfreien Raum stattfin-
den. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 11 
(§ l0a PflSchG „Anwendung zu Versuchs-
zwecken") 

§ 10 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

(1) „Pestizide dürfen zu Versuchszwecken nur 
angewandt werden, wenn die Anwendung keine 
vermeidbaren Beeinträchtigungen und keine 
schädlichen Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit sowie auf die Umwelt und die Biolo-
gische Vielfalt erwarten läßt. Sie dürfen ferner 
nur angewandt werden, wenn der Anwender 
und derjenige, der Personen anleitet oder beauf-
sichtigt, die ein Pestizid anwenden, die dafür er-
forderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertig-
keiten nachgewiesen hat. Die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten sind der zuständi-
gen Behörde durch Vorlage der durch Rechtsver-
ordnung nach Absatz 3 festgesetzten Bescheini-
gungen nachzuweisen." 

Begründung 

Ausnahmen vom Sachkundenachweis sind nicht 
gerechtfertigt. 

§ 10a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

(2) „Die zuständige Behörde untersagt die An-
wendung von Pestiziden zu Versuchszwecken - 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
derjenige, der Pestizide zu Versuchszwecken an-
wendet und derjenige, der Personen anleitet oder 
beaufsichtigt, die ein Pestizid anwenden, die 
erforderliche Zuverlässigkeit oder die erforder-
lichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
und einen Sachkundenachweis nicht besitzt. " 

Begründung 

Es ist grundsätzlich nicht zu vertreten, daß Pesti-
zide, die für den Export  oder Transit bestimmt 
sind, anders behandelt werden, als solche für 
den Binnenmarkt. Unterschiedliche Standards 
können nicht zugelassen werden. 

§ 11 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 11 Abs. 1 Nr. 1. Die 
Notwendigkeit einer Sonderregelung nach Num-
mer 3 ist nicht einsichtig. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 13 § 15 
(§ 15 PflSchG „Zulassung") 

In § 15 Abs. 1 wird als Nummer 1a  der § 15 Abs. 1 
Nr. 2 des gegenwärtigen Pflanzenschutzgesetzes 
eingefügt. 

Begründung 

Es gibt keinen Grund, Gefährdungen beim Ver-
kehr mit Pestiziden nicht mehr zu berücksich-
tigen. 

§ 15 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

,, ... die Prüfung des Pestizids ergibt, daß das Pe-
stizid (d. h. die Wirk- und alle Zusatzstoffe sowie 
die Rückstände) nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und der Technik bei 
bestimmungsgemäßer, sachgerechter und nicht 
sachgerechter Anwendung oder als Folge einer 
solchen Anwendung ... ". 

Begründung 

Die gesonderte Nennung ist notwendig, da bis-
her bei der Prüfung von Pestiziden den in ihnen 
enthaltenen Wirkstoffe und Zusatzstoffe bezüg-
lich der Prüfanforderungen nicht die gleiche Be-
deutung beigemessen wurde. Die Auswirkungen 
von Rückständen (auch nicht extrahierbare oder 
nicht identifizierbare) wurden bisher überhaupt 
nicht gesondert betrachtet. Zur Vermeidung von 
Gefahren müssen alle diese Stoffe ebenfalls ge-
prüft werden. 

Die Praxis zeigt, daß Pestizide nicht nur sachge-
recht angewendet werden. Die häufigsten, vor-
hersehbaren Anwendungsfehler (Überdosierung, 
falscher Anwendungszeitpunkt, falsche Anwen-
dungsbedingungen) müssen als gegeben hinge-
nommen und deshalb bei der Zulassungsent-
scheidung berücksichtigt werden. 
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§ 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a wird wie folgt for-
muliert: 

„hinreichend wirksam und nach dem Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse, besonders hin-
sichtlich der Anbaumethoden, erforderlich ist,". 

Begründung 

Zweck des Gesetzes ist es u. a., Gefahren abzu-
wenden. Daraus läßt sich das Gebot ableiten, 
den Einsatz von Pestiziden, der prinzipiell mit 
Gefahren verbunden ist, zu vermeiden. Deshalb 
muß auch die Erforderlichkeit eines neuen Pesti-
zids einer Prüfung unterzogen werden. Besteht 
die Möglichkeit, gesunde Agrarprodukte ohne 
die Verwendung von Pestiziden zu produzieren, 
so darf ein Pestizid wegen des Gebotes zur Ge-
fahrenminimierung, nicht eingesetzt werden. Die 
Forderung nach Prüfung der Erforderlichkeit 
wird im Kapitel 19 der AGENDA 21 erhoben, 
indem dort  die Verstärkung der Forschung nach 
sicheren bzw. sichereren Alternativen zu toxi-
schen Chemikalien verlangt wird. 

Zudem wird in der AGENDA 21 gefordert: „Für 
viele der heute verwendeten toxischen Chemika-
lien gibt es Ersatzstoffe. Somit kann mitunter 
durch Verwendung anderer Stoffe oder sogar 
durch chemiefreie Technologien eine Risikomin-
derung erreicht werden. " 

§ 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e wird gestrichen; 
statt dessen wird neu eingefügt: 

„e) das Pestizid unter Umweltbedingungen nicht 
persistent und bioakkumulierend ist,". 

Begründung 

Von persistenten und bioakkumulierenden Pesti-
ziden geht eine besondere Gefährdung aus, die 
durch die ökotoxikologischen und toxikologi-
schen Prüfungen nicht erfaßt werden können. Je 
länger ein Stoff in der Umwelt verbleibt und je 
stärker er sich in Organismen anreichert, um so 
größer ist die Gefahr, daß zu einem späteren Zeit-
punkt zuvor unerkannte Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt auftreten können. Persi-
stenz und Bioakkumulation stehen für die nie-
mals sicher zu ermittelnde (Öko-)Toxizität. Die 
bisherigen Erfahrungen bei der Bewe rtung von 
Pestiziden und anderen Chemikalien (DDT, PCB, 
FCKW usw.) weisen nachdrücklich auf diese Pro-
blematik hin. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 13 nach § 15 c 
(§ 15d PflSchG - neu - „Kontrolle der Unterlagen") 

Nach § 15 c wird § 15 d neu aufgenommen: 

„Die Biologische Bundesanstalt und die Einver-
nehmensbehörden überprüfen die ihr mit Zulas-
sungsanträgen eingereichten Unterlagen lin Ver-
dachtsfall und in regelmäßigen Abständen durch 
eigene experimentelle Untersuchungen." 

Begründung 

Verschiedene Fälle von Mißbrauch zeigen, daß 
eine solche Regelung notwendig ist. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 13 § 16 
(§ 16 PflSchG „Ende der Zulassung") 

§ 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

(1) „Zulassungen nach den §§ 15 und 15b en-
den fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, ... ". 

Begründung 

In der Vergangenheit haben sich Pestizide oft 
nachträglich als gefährlich erwiesen. Das wird 
auch in Zukunft so sein. Eine kürzere Laufzeit 
entspricht auch eher dem schnellen wissen-
schaftlichen Fortschritt. 

§ 16 Abs. 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Es handelt sich hier um eine vorweggenommene 
Zulassungsentscheidung der Biologischen Bun-
desanstalt ohne Beteiligung der Einvernehmens-
behörden. Durch diesen Passus sollen Pestizide 
ohne Zulassung über einen unbestimmten Zeit-
raum am Markt gehalten werden. Dies ist nicht 
akzeptabel. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 13 § 18b 
(§ 18b PflSchG „Genehmigung im Einzelfall") 

§ 18b wird gestrichen. 

Begründung 

Eine weitere Regelung für Genehmigungen als 
in § 11 Abs. 2 und in den §§ 18 und 18 a ist nicht 
notwendig und kann auch mit regionalen Unter-
schieden nicht begründet und deshalb nicht ak-
zeptiert werden. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 13 § 18c 
(§ 18c PflSchG „Geheimhaltung") 

§ 18c Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

„ ... Zulassungsinhaber die Angaben als geheim

-

haltungsbedürftig kenntlich gemacht und die 
Geheimhaltungsbedürftigkeit glaubhaft darge-
legt hat ... " 

Begründung 

Die Behauptung der Geheimhaltungsbedürftig-
keit reicht als Entscheidungsgrundlage nicht aus, 
vielmehr muß sie begründet und glaubhaft ge-
macht werden. 

In § 18c wird nach Absatz 3 neu aufgenommen: 

„ (4) Die Antragsteller und Zulassungsinhaber 
halten die ihnen vorliegenden Daten zur Human- 
und Ökotoxikologie der Wirkstoffe, der Zusatz- 
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stoffe, der Handelsprodukte und der bei ihrer 
Produktion, ihrem Inverkehrbringen und ihrer 
Anwendung entstehenden Abfälle zur Einsicht 
durch die Öffentlichkeit bereit." 

Begründung 

Die Industrie soll das speziell zur Abschätzung 
potentieller gesundheitlicher und umweltbezo-
gener Risiken benötigte Datenmaterial über die 
von ihr hergestellten Substanzen zur Verfügung 
stellen. Alle wichtigen national zuständigen Be-
hörden, internationalen Gremien und sonstigen 
mit der Abschätzung des Gefährdungspotentials 
und der Risiken befaßten Stellen sollen hierauf 
Zugriff nehmen können. Dies gilt im größtmög-
lichen Umfang unter Wahrung begründeter Ge-
heimhaltungsinteressen der Firmen, gleicherma-
ßen für die interessie rte Öffentlichkeit. Es ist ein 
System zur Erfassung, Analyse und zum Transfer 
von Daten über A rt  und Menge des Jahresver-
brauchs an Pflanzenschutzmitteln und ihre Aus-
wirkungen auf die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt einzurichten". 

11. Zu Artikel 1 Nr. 13 § 19 
(§ 19a PflSchG - neu - 

„Nachzulassungsmonitoring) " 

Nach § 19 wird § 19a neu aufgenommen: 

„§ 19a 

„Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten erhebt, analysiert und veröf-
fentlicht Daten über den Einfluß von Quantität 
und Qualität der im Geltungsbereich des Geset-
zes als Pestizide verwendeten Wirkstoffe, Zusatz-
stoffe und Handelsprodukte und der durch die 
Produktion und das Inverkehrbringen der vor-
genannten Stoffe entstehenden Abfälle auf die 
menschliche Gesundheit, die Umwelt und die 
Biologische Vielfalt in Zusammenarbeit mit den 
Bundesministerien für Gesundheit sowie für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zwei-
jährlich bis zum 31. Dezember, erstmals zum 
31. Dezember 1998." 

Begründung 

Nach der AGENDA 21 sollen die nationalen Re-
gierungen die Verwendung von Chemikalien in 
der Landwirtschaft, die nega tive Auswirkungen 
auf die Umwelt haben können, überwachen. Da-
nach sollen die Regierungen in Zusammenarbeit 
mit dem IRPTC nationale Emissionsregister und 
Datenbanken etablieren und Felddaten für um- 
weltrelevante Chemikalien erheben. Die Regie-
rungen sollen „Programme zur umweltverträgli-
chen Entsorgung gefährlicher Abfälle unter Be-
achtung etwaiger Gesundheits- und Umweltnor-
men einführen bzw. erweitern und Überwa-
chungssysteme zur Bestimmung eventue ller 
schädlicher Auswirkungen gefährlicher Abfälle 
im Falle einer Exposition der Bevölkerung und 
der Umwelt ausbauen". 

12. Zu Artikel 1 Nr. 18a (§ 23 PflSchG „Ausfuhr") 

§ 23 Abs. 1 letzter Satz wird wie folgt formuliert: 

,Im übrigen müssen bei der Ausfuhr internatio-
nale Vereinbarungen, insbesondere der Verhal-
tenskodex für das Inverkehrbringen und die 
Anwendung von Pestiziden der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen und der darin und in anderen internatio-
nalen Regelungen enthaltene „P rior Informed 
Consent (PIC) ", berücksichtigt werden.' 

Begründung 

Bis zum Jahr 2000 sollen der Pestizidverhaltens-
kodex der FAO und nach Kapitel 19 das darin 
enthaltene PIC-Verfahren so schnell wie möglich, 
spätestens jedoch bis zum Jahre 2000 in nationa-
les Recht übergeführt werden. Derzeit handelt es 
sich bei § 23 Satz 2 um eine Soll-Bestimmung. Im 
Sinne der Übernahme einer Verantwortung für 
die aus der Bundesrepublik Deutschland expor-
tierten Pestizide und um auch interna tional ein 
Signal zu setzen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Verantwortung für den FAO

-

Code ernst nimmt, ist es dringend erforderlich, 
diese Soll- in eine Mußbestimmung umzuwandeln. 

§ 23 Abs. 3 wird wie folgt ergänzt und formuliert: 

„Die Ausfuhr von Pestiziden mit Wirkstoffen, die 
in Deutschland aus Umwelt- oder Gesundheits-
gründen verboten sind, einem eingeschränkten 
Anwendungsverbot unterliegen oder aus den 
vorgenannten Gründen nicht zugelassen wurden 
oder die Zulassung verloren haben, ist generell 
verboten. Ausnahmen von diesem Verbot sind 
möglich, wenn eine vorherige schriftliche Zu-
stimmungserklärung des Einfuhrlandes vorliegt 
oder die Einfuhr in Übereinstimmung mit den 
Regeln des PIC-Verfahrens erfolgt. Das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wird ermächtigt, soweit dies zum Schutz 
vor vermeidbaren Beeinträchtigungen oder 
schädlichen Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit, die Umwelt und die Biologische 
Vielfalt oder zur Abwehr sonstiger Gefahren er-
forderlich ist, im Einvernehmen mit den Bun-
desministerien ... durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Ausfuhr von 
bestimmten Pestiziden oder von Pestiziden mit 
bestimmten Wirkstoffen in Staaten außerhalb der 
der Europäischen Gemeinschaft zu verbieten. " 

Begründung 

Ein Exportverbot für in Deutschland aus Gesund-
heits- und Umweltschutzgründen verbotene oder 
in der Anwendung beschränkte bzw. nicht zuge-
lassene Pestizide fordern die Umweltverbände 
seit Jahren. 

Bisher ist im § 23 Abs. 3 ein doppelter Standard 
enthalten, der die Schutzziele für Mensch und 
Umwelt in den Empfängerländern bundesrepu-
blikanischer Pestizidexporte deutlich niedriger 
setzt als die Schutzziele, die für Mensch und Um-
welt in Deutschland bestehen. So kann nach gel- 
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tendem Recht gemäß § 7 Abs. 1 in der Bundes-
republik Deutschland ein Anwendungsverbot ei-
nes Pestizids ausgesprochen werden, „soweit es 
zum Schutz der Gesundheit von Mensch oder 
Tier oder zum Schutz vor Gefahren, insbesondere 
für den Naturhaushalt, erforderlich ist". Ein Ex-
portverbot kann dagegen nach der in § 23 Abs. 3 
bisher enthaltenen Regelung nur dann ausge-
sprochen werden, „soweit dies zur Abwehr er-
heblicher, auf andere Weise nicht zu behebender 
Gefahren für die Gesundheit von Mensch oder 
Tier oder sonstiger Gefahren, insbesondere für 
den Naturhaushalt, erforderlich ist" . Die Existenz 
eines doppelten Standards ist nicht zu rechtferti-
gen und steht zudem im Widerspruch zu den 
Zielvorgaben der AGENDA 21. Durch die 
vorgeschlagene Änderung wird der „doppelte 
Standard" aufgehoben. 

Die durch die Ergänzung nun zweifach vorge-
sehene Möglichkeit, die Ausfuhr von Pestiziden 
zu verbieten ist erforderlich, um eine umfassen-
dere Exportregelung zu ermöglichen: Satz 1 des 
Absatzes 3 erfaßt diejenigen Pestizide, die in der 

Bundesrepublik Deutschland Restriktionen un-
terworfen sind; nach Satz 3 des Absatzes 3 ist ein 
Exportverbot auch unabhängig von den für die 
Anwendung in der Bundesrepublik Deutschland 
bestehenden Verboten, Beschränkungen und 
Nicht(mehr)zulassungen möglich. Die zweite 
Verbotsmöglichkeit ist insbesondere im Hinblick 
auf solche Pestizide sinnvoll, die unter den spezi-
fischen Anwendungsbedingungen der Entwick-
lungsländer nicht ohne schädliche Auswirkun-
gen auf Mensch und Umwelt bzw. nicht ohne die 
Benutzung von aufwendiger Schutzkleidung und 
-ausrüstung angewandt werden können. Ein Ex-
portverbot nach § 23 Abs. 3 Satz 3 steht deshalb 
auch im Einklang mit den von der AGENDA 21 
getragenen Vorgaben des FAO-Kodex, der in sei-
nen Artikeln 3.5 und 5.2.3 einen Verzicht auf sol-
che Pestizide fordert , bei deren Handhabung und 
Anwendung die Benutzung unbequemer und 
teurer Schutzkleidung und -ausrüstungen erfor-
derlich ist bzw. für die eine sichere Anwendung 
im Rahmen der Gebrauchsanleitung oder bezüg-
lich festgelegter Anwendungsbeschränkungen 
nicht möglich ist. 

 


